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als bisher Letzter einer langen Reihe
sagte jüngst Norbert Blüm den Unter-
gang der Familie vorher. Im Juli warnte
er ebenso prominent wie effektvoll in
der Frankfurter Allgemeinen Sonntags-
zeitung vor dem Ende der Familie. 
Frühe außerfamiliale Kinderbetreuung,
ganztägige Betreuung in Schulen und
drohende Abschaffung des Ehegatten-
splittings würden zur „Totalisierung
der Erwerbsarbeit“ beitragen. Wenn die
Idee von Ehe und Familie den Anfor-
derungen von Erwerbsarbeit und Beruf
immer weiter untergeordnet werde,
bedeute das letztlich ihr Ende, so das
Fazit des ehemaligen Bundesarbeits-
ministers.

Die drastischen Worte und die poin-
tierte Darstellung lassen sich mit der
damals beginnenden heißen Phase des
Wahlkampfs erklären, das zugrundelie-
gende Bild von Familie ist dennoch
offensichtlich: Blüm präferiert die Nor-
malfamilie, die traditionelle Gattenfa-

milie also, mit einem oder mehreren
Kindern. Der Mann ist zuständig für
die Erwerbsarbeit, die Frau für die
Familienarbeit. Begründet wird diese
Rollenverteilung, wie so oft, mit ihrer
„natürlichen“ Bedingtheit. Historisch
betrachtet stellt dieses „traditionelle“
Modell allerdings eher keinen Normal-
fall dar. Im Gegenteil: Nur für einen
kurzen Zeitraum war es überhaupt
einer breiteren Bevölkerungsschicht
zugänglich. Ansonsten blieb es einer
gesellschaftlichen Elite vorbehalten. 

Der überwiegende Teil aller Kinder in
Deutschland, so der Familiensoziologe
Hans Bertram, wächst in Familien auf,
in denen beide Elternteile erwerbstätig
sind. Die Gründe hierfür sind nicht

überraschend: In den meisten Fällen ist
es schlicht wirtschaftliche Notwendig-
keit. Ein zweites Einkommen wird ge-
braucht, um die Familie zu ernähren.
Die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf ist eben kein Luxusproblem, sie
sichert in erster Linie die wirtschaftliche
Existenz von Familien. Dieser Aspekt
jedoch wird in der politischen und me-
dialen Diskussion gerne ausgeblendet. 

„Wir machen Gesellschaft!“ – Unter
diesem Motto fand Anfang September
in Berlin ein inklusiver Familienkon-
gress statt. Mehr als 550 Teilnehme-
r(innen) – Familien, mit behinderten
Angehörigen und ohne, Politiker 
und Fachleute –  gingen drei Tage 
den Fragen nach: Wie schaffen wir es, 
aus Familienpolitik eine Politik für 
alle Familien zu machen? Was zeich-
net eine familienfreundliche, inklusive
Gesellschaft aus? Was brauchen Fami-
lien an Unterstützung und wo können
sie selbst Stütze sein? 

Die Ideen, Wünsche und Forderungen
wurden in einem gemeinsamen Ab-
schlusspapier zusammengefasst. Es ist
ein Papier, das sich nicht nur an Poli-
tik und Wirtschaft richtet, sondern an
die Gesellschaft als Ganzes. Genau
diese Haltung ist entscheidend: Die
Erkenntnis, dass gesellschaftliche Ver-
änderungsprozesse nicht am grünen
Tisch entschieden werden können. Es
braucht hierfür eine gesellschaftliche
Praxis. Man kann Familienfreundlich-
keit, man kann Inklusion nicht verord-
nen, man muss sie leben.

Um Familien dabei zu unterstützen,
bedarf es geeigneter Rahmenbedingun-
gen. Gefragt sind die verschiedene Ak-
teure und Taktgeber der kommunalen

Eine ganz „normale“ Familie – 
Zum Themen-Jahr 2014 „Familie“   

Liebe Leserin, lieber Leser,

Die Vielfalt der Familienmodelle ist nichts Neues. 
Im wirklichen Leben waren Familien schon immer
vielfältig und bunt. Neu sind vielmehr die zunehmende
gesellschaftliche Akzeptanz und rechtliche Gleich-
behandlung der verschiedenen Familienformen. 

Kai Pakleppa
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Der Alltag stellt Familien, in denen
Menschen mit Behinderung leben, oft
vor besondere Herausforderungen. Die
Belastungen der Familien sind oft viel-
fältig und überdauern die Kleinkind-
phase unter Umständen bis ins hohe
Erwachsenenalter. Der Blick von
Familienpolitik richtet sich jedoch fast
ausschließlich auf die Entlastung von
Familien mit kleinen Kindern. Die
Bedürfnisse von älteren Kindern, jun-
gen Erwachsenen oder gar erwachse-
nen Menschen mit Behinderungen fin-
den selten Beachtung. Für eine umfas-
sende inklusive Infrastruktur braucht
es deshalb 

> eine flächendeckende, umfassende
und leicht zugängliche Beratung und
Begleitung zur Unterstützung von
Familien. Gerade Familien in beson-
deren Lebenslagen haben z. B. häu-
fig schon vor der Geburt eines Kindes
Beratungsbedarf. Leichte Zugänglich-
keit bedeutet auch, dass es im Be-
darfsfall, etwa für Familien mit älte-
ren oder behinderten Mitgliedern,
mobile Beratungs- und Unterstüt-
zungsangebote geben muss.

> einen Ausbau bezahlbarer familien-
unterstützender Dienstleistungen zur
Entlastung der Familien. Hilfen im
Haushalt und bei der Betreuung von

Angehörigen oder Partner(inne)n
tragen dazu bei, dass Familien ihren
Alltag besser organisieren können.
So werden zeitliche Freiräume für alle
Familienmitglieder geschaffen. Fami-
lienunterstützungsangebote müssen
dabei insbesondere finanziell be-
dürftigen Familien zugänglich sein.
Sie müssen unbürokratisch erbracht
werden.

> familienfreundliche Stadt- und Re-
gionalplanung: An den Auswirkun-
gen auf Familien und die Familien-
mitglieder muss sich der gesamte
Prozess in Stadt-, Regional und
Kommunalplanung messen lassen:
Familien brauchen starke soziale
Netzwerke, barrierefreie kinder- und
altengerechte Sozialräume sowie
bezahlbaren, familienfreundlichen
Wohnraum.

Im nächsten Jahr wird die Zeitschrift
„Teilhabe“ diese und weitere Themen
in den Blick nehmen. Den Auftakt
macht Elisabeth Beck-Gernsheim, die
sich in einem Interview zu den Kon-
flikten, Kontroversen und Spannungs-
feldern äußert, in denen Familien 
heute leben. 

Kai Pakleppa, Berlin

Zeitpolitik. Zunächst einmal die Arbeit-
geber. Sie sind es, die mit flexiblen Ar-
beitszeitmodellen und familienfreund-
lichen Arbeitsbedingungen den Eltern
den notwendigen Spielraum verschaf-
fen können. Entscheidend ist, dass die
Flexibilität der Arbeitszeit auch mit
einer gewissen Zeitsouveränität für die
Eltern einhergeht. Die Eltern müssen
sich ihre Arbeitszeit nach ihren eigenen
Bedürfnissen und denen ihrer Familien
einteilen können. 

Ebenso wichtig ist eine kommunale 
Infrastruktur mit verlässlichen und
guten Bildungs- und Betreuungsange-
boten. Der Rechtsanspruch auf einen
Betreuungsplatz für Kinder ab Vollen-
dung des ersten Lebensjahrs und der
damit verbundene Ausbau des Betreu-
ungsangebots ist ein wichtiger Schritt
für die Entlastung der Familien. Vor
allem für Eltern von Kindern mit Behin-
derung kommt es aber darauf an, dass
diese Angebote wirklich allen Kindern
offen stehen, dass sie sich an den
Bedürfnissen der Kinder und Familien
orientieren, dass sie tatsächlich inklu-
siv sind. Die Voraussetzungen hierfür –
hochqualifiziertes und umfassend aus-
gebildetes Personal, ein guter Personal-
schlüssel und eine geeignete räumliche
Ausstattung – sind bekannt und kosten
Geld! 

IN EIGENER SACHE ...

Liebe Leserin, lieber Leser, 

die altgriechische Weisheit »panta rhei« –  alles fließt – ist heute aktueller denn je, gerade was perso-
nelle Veränderungen betrifft. Nach vier Jahren hat uns Dr. Markus Schäfers zum 30. September verlas-
sen, um an der Hochschule Fulda eine Professur für das Lehrgebiet »Rehabilitation und Teilhabe im
Sozialraumbezug« zu übernehmen. Mit ihm verlieren wir einen fachlich höchst kompetenten und
menschlich sehr angenehmen Kollegen. Als geschäftsführender Redakteur war er das »Gesicht« der
Teilhabe und prägte wesentlich die erfolgreiche Neuausrichtung der Zeitschrift. Mit Dank und Aner-
kennung für die geleistete Arbeit wünschen wir ihm genau so viel Erfolg bei seiner neuen Tätigkeit.

Gleichzeitig freuen wir uns, Ihnen schon seine Nachfolgerin vorstellen zu
können. Zum 15. Oktober hat Lisa Reimann die Geschäftsführung der Teil-
habe übernommen. Nach dem erfolgreichen Studium der Heilpädagogik war
sie als wissenschaftliche Mitarbeiterin in der Behindertenpolitik sowie als
freie Dozentin mit den Schwerpunktthemen Inklusion bzw. inklusive Päda-
gogik tätig, zuletzt mit einem Lehrauftrag an der Katholischen Hochschule
für Sozialwesen in Berlin. Für Ihre Anregungen als Leser(innen) oder (poten-
zielle) Autor(inn)en erreichen Sie sie unter lisa.reimann@lebenshilfe.de oder
über die Kontaktmöglichkeiten im Impressum. Wir wünschen ihr einen guten
Start mit der Ausgabe 1/2014, für die sie erstmals verantwortlich zeichnet.

Die Redaktion der Fachzeitschrift Teilhabe, Berlin/Marburg

Lisa Reimann
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| Teilhabe 4/2013, Jg. 52, S. 152 – 157

| KURZFASSUNG In der Behindertenhilfe vollzieht sich ein Systemwandel: Das Leit-
postulat der Inklusion, in dem Menschen mit Behinderung nicht primär als Nutzer(innen)
oder Adressat(inn)en von Hilfe- und Unterstützungsleistungen, sondern vielmehr als 
Bürger(innen) einer Gemeinschaft im Fokus stehen, fordert die Hinwendung zu sozial-
raum- und gemeinwesenorientierten Konzepten und macht eine konzeptionelle Neu-
ausrichtung bestehender Wohn- und Unterstützungsarrangements nötig. Quartierskon-
zepte können dabei als konzeptionelle Orientierung für die bedarfsgerechte und teil-
habeförderliche Um- und Ausgestaltung von Sozialräumen dienen. Dieser Beitrag geht
der Frage nach, inwieweit Quartierskonzepte für die Gestaltung von Sozialräumen mit
Blick auf Menschen mit geistiger Behinderung im Alter hilfreich sein können.

| ABSTRACT Development Concepts for Neighbourhoods – A Chance for Sup-
porting the Participation of Elderly People with Disabilities? The support system
for people with disabilities is changing: Inclusion means that people with disabilities 
cannot primarily be regarded as users of support, but rather as citizens and members of
community. As a consequence, concepts of community orientation are needed as well as
conceptually adjusted support arrangements. Development concepts for neighbourhoods
are frameworks for arranging communities which sustain participation. The article raises
the question, to what extent community-oriented concepts are useful for creating social
areas with regard to elderly people with intellectual disabilities.

WISSENSCHAFT
UND FORSCHUNG

Quartiersbezogene Konzepte – eine
Chance zur Sicherung von Teilhabe für
Menschen mit Behinderung im Alter? 

Quartierskonzepte in der Altenhilfe –
Versorgungssicherheit in der häus-
lichen Umgebung gewährleisten

Der unmittelbare soziale Nahraum ge-
winnt im Alter im Allgemeinen an
Bedeutung. Er ist in der Regel ein über
die Jahre vertraut gewordener Raum,
der Sicherheit durch die Vertrautheit
der dortigen Gegebenheiten verspricht.
Auch die Nachbarschaft ist bekannt
und vertraut. Im Alter, wenn die Mo-
bilität nachlässt, werden die eigene
Wohnung, das Wohnumfeld und eben
auch der soziale Nahraum wichtiger. In
diesem wohnen häufig auch andere
Familienangehörige, Freundinnen und
Freunde und Bekannte. 

Durch den Eintritt in den Ruhestand
fällt die Arbeit als Tagesstrukturierung
weg, dadurch nehmen Arbeitsbezie-
hungen sukzessive ab, während Versor-
gungsfragen mit zunehmendem Alter in
den Vordergrund treten. Neue soziale
Kontakte müssen aufgebaut und der

Alltag neu strukturiert werden. Diese
Anforderungen, die auf die meisten
Menschen im Alter zukommen, werden
überwiegend im sozialen Nahraum – im
eigenen Stadtteil oder der dörflichen
Gemeinde, eben im Quartier, realisiert.

In der Altenhilfe spielen quartiersbe-
zogene Konzepte bereits eine wichtige
Rolle, um die Versorgungssicherheit in
der häuslichen Umgebung gewährleis-
ten zu können. Auch die Politik entdeckt
das Quartier zunehmend als Gestal-
tungsraum (vgl. MGEPA 2013), denn
der Großteil der Menschen im Alter
möchte in seiner gewohnten Umgebung
bleiben – meistens handelt es sich dabei
um die eigene Häuslichkeit. Auch Men-
schen mit kognitiven Beeinträchtigun-
gen wie einer demenziellen Verände-
rungen sind darin keine Ausnahme (vgl.
HAUSER & SCHNEIDER-SCHELTE
2008, 1 ff.). Dies kann nur gelingen,
wenn Unterstützungsmöglichkeiten im
Umfeld vorhanden und idealiter Ein-
richtungen für die tägliche oder regel-

Susanne Graumann
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mäßige Versorgung (Geschäfte, Friseure,
Ärzte, Apotheken etc.) in geringer Ent-
fernung zu erreichen sind. 

In der konkreten Ausgestaltung hän-
gen Quartierskonzepte von den vor-
handenen sozialräumlichen Gegeben-
heiten ab, da auf diesen aufgebaut wird.
Die Vielfalt an sozialräumlichen Gege-
benheiten und verschiedene Zielper-
spektiven sind Gründe dafür, dass es
eine große Varianz in der Konzeption
und Umsetzung von Quartierskonzep-
ten gibt, sodass nicht von dem Quar-
tierskonzept, sondern eher von Quar-
tierskonzepten im Plural bzw. von quar-
tiersbezogenen Konzepten gesprochen
wird (vgl. zur konzeptionellen Übersicht
STEFFEN, BAUMANN & FRITZ 2007).
Gemeinsam ist den Konzepten stets,
dass Quartiere keine starren Grenzen
wie Verwaltungsbezirke einrahmen, son-
dern „der Begriff (sich) gerade durch
seine Offenheit aus(zeichnet), (…) ‚flüs-
sig‘, handlungs- und subjektorientiert
(ist)“ (ebd., 41). In diesem Beitrag wer-
den Quartierskonzepte in Anlehnung
an das „Bielefelder Modell“ (vgl. SONG
2008; 2009; STOLARZ 2010) in den
Blick genommen. In diesen werden Ko-
operationsbeziehungen zwischen einer
Wohnungsgesellschaft bzw. -genossen-
schaft und einem Sozialdienstleister – 

z. B. einem Verein – eingegangen, um in
der häuslichen Umgebung eine Versor-
gungssicherheit zu gewährleiten. Die
Eckpfeiler der Konzeption sollen im
Folgenden kurz skizziert werden.

Regiekompetenz und
Laienhelfer(innen)

Bei vielen Quartierskonzepten (z. B.
„ambulante Dienste e. V.“ in Münster)
wird nach dem sog. Assistenzprinzip
mit Laienhelfer(inne)n gearbeitet, d. h.
mit geschulten Ehrenamtlichen, die von
(hauptamtlichen) Fachkräften fortge-
bildet und begleitet werden. Konzeptio-
nell gehen sie davon aus, dass die Se-
nior(inn)en ihrerseits regiekompetent
sind, d. h., sie benötigen zwar Unter-
stützung bei den alltäglichen Dingen
des Lebens, über die Art und den
Umfang der Leistungen und darüber,
welche Assistent(inn)en diese überneh-
men, bestimmen sie aber selbst. Als
Regisseure des Unterstützungsarrange-
ments geben sie die Struktur und die

Inhalte der Unterstützung vor. Diese
richtet sich zeitlich und inhaltlich 
nach dem gewünschten Tagesablauf der
Senior(inn)en und ist flexibel an diesen
anpassbar. 

Orientierung an sozialräumlichen
Gegebenheiten

Charakteristisch für dieses Quartiers-
konzept ist die Vernetzung von neuen
Hilfsangeboten mit vorhandenen Struk-
turen im Sozialraum. Das Konzept ist
hilfesystemübergreifend angelegt, da
bei Quartierskonzepten der Mensch
mit seinen Unterstützungsbedarfen im
Fokus steht. Auf diese Weise können
Synergieeffekte erzeugt werden. Da es
in vielen Gegenden an alten- und
behindertengerechtem Wohnraum fehlt,
wird in vielen Konzepten mit Woh-
nungsgenossenschaften o. Ä. kooperiert.
Die Größe eines Quartiers variiert da-
bei sehr stark. Sie reicht von einem
Wohnviertel in größeren Städten – also
einem „Quartier im Quartier“ (STO-
LARZ 2010, 11) – bis zu kleineren Ge-
meinden im ländlichen Bereich. Kon-
zeptionell sind die Grenzen eines Quar-
tiers nicht starr, sondern offen, denn
viele Menschen bewegen sich in mehre-
ren Quartieren, auch wenn der Bewe-
gungsradius im Alter eher kleiner wird. 

Subjektorientierung

Quartiersbezogene Konzepte kenn-
zeichnet eine Subjektorientierung und
eine Handlungsoffenheit (vgl. STEF-
FEN, BAUMANN & FRITZ 2007). Die
Menschen mit und ohne Unterstüt-
zungsbedarf stehen als Bürger(innen)
mit ihren individuellen Wünschen und
Bedürfnissen im Mittelpunkt. Sie wer-
den als Partner(innen) im Prozess der
Gestaltung des Quartiers ernst genom-
men und einbezogen. Bei Quartiers-
konzepten, in denen eine Kooperation
mit Wohnungsgesellschaften vorgese-
hen ist, geschieht dies häufig über Inte-
ressengemeinschaften. 

Durch eine konsequente Orientie-
rung an den Wünschen und Bedürfnis-
sen der Bürger(innen) im Quartier kön-
nen Kollisionen mit Interessen von An-
bietern bzw. Trägern entstehen. Diese
sollten im Rahmen des Quartiersmana-
gements bearbeitet werden – auch da-
ran wird deutlich, dass die Umsetzung

von Quartierskonzepten Personalres-
sourcen benötigt.

Bei „ambulante Dienste e. V.“ ge-
schieht dies beispielsweise durch die
Quartiersstützpunktmitarbeiter(innen),
aber auch andere Strukturen sind denk-
bar – solange Zuständigkeiten geklärt
sind (vgl. die Übersicht bei STEFFEN,
BAUMANN & FRITZ 2007 sowie die
Ausführungen zum Quartiersmanage-
ment in diesem Beitrag). 

Eine konsequente Orientierung am
Subjekt bedeutet, die Bürger(innen) in
ihren „Handlungs-, Deutungs- und
Konstruktionsleistungen“ (HANSES
2013, 99) ernst zu nehmen und sie nach
ihren individuellen Fähigkeiten und
Wünschen in die Planung und Konzep-
tion der Angebote von Beginn an ein-
zubeziehen. Während das aktuelle Pos-
tulat der Personenzentrierung von Hil-
fen in der Behindertenhilfe immer noch
ein „Reden“ und damit auch letztlich
ein „Planen über“ die Bürger(innen) als
Adressat(inn)en von Hilfe- und Unter-
stützungsleistungen möglich macht,
geht die Leitidee einer subjektorientier-
te Angebotsgestaltung darüber hinaus,
ist mit ihr ein „Reden und Planen mit“
Bürger(inne)n mit Unterstützungsbe-
darf im Quartier lanciert. 

Quartiersmanagement 
und Quartiersbüro

Bereits skizziert wurde, dass für die
Gestaltung des sozialen Nahraums ein
entsprechendes Quartiersmanagement
unerlässlich ist. Dies ist in einigen Kon-
zepten an Quartiersstützpunkte bzw.
Quartiersbüros angedockt, die als An-
laufstelle für interessierte Bürger(innen),
Nutzer(innen), Anbieter und andere
(potenzielle) Akteure im Quartier fun-
gieren. Das Quartiersbüro oder der Ser-
vicestützpunkt kann dabei sinnvoller-
weise auch als Ort der Begegnung die-
nen, in dem z. B. themenspezifische
Aktivitäten angeboten werden, Koch-
oder Spielabende oder auch gemeinsa-
me Fortbildungen stattfinden können.
Insgesamt dient das Quartiersmanage-
ment der Entwicklung sozialer Netz-
werke und der Förderung der Nach-
barschaftshilfe. In einigen Konzepten
befindet sich im Quartiersbüro auch ein
24-Stunden-Notruf, der für die Bürge-
r(innen), die einen solchen Service
benötigen, zur Verfügung steht, um die
Versorgungssicherheit auch in Nacht-
stunden, an Wochenenden und Feierta-
gen zu gewährleisten. 

Konzeptionell bedeutet Quartiers-
management aber mehr als das Vorhal-
ten eines Quartiersbüros: Es sollte von
einer dafür geschulten Fachkraft initi-

Charakteristisch für ein Quartierskonzept ist die Ver-
netzung von neuen Hilfsangeboten mit vorhandenen
Strukturen im Sozialraum.
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zen wie „Community Care“, „Enabling
Community“ oder der „Sozialraumori-
entierung“ die Gestaltung des Raumes
in den Fokus der Betrachtung. In die-
sen Räumen gestalten auch die Träger
der Behindertenhilfe ihre Angebote. 

Auf der anderen Seite geht es in der
Sozialplanung nicht nur um die „opti-
male“ Nutzung des Raumes. Das Sozia-
le verweist auf die zwischenmenschli-
che Interaktion, die den Raum erst zu
einem Sozialraum formt. Die geforder-
te Passung von Angeboten zu Wunsch-
vorstellungen und Bedarfslagen der
Bürger(innen) öffnet die Betrachtung
vom Raum zum Subjekt. Auf dieser Sei-
te der Betrachtung stehen Paradigmen
wie die Subjektorientierung und die
Selbstbestimmung. 

Das Spannungsverhältnis dieser bei-
den Pole, der Orientierung am Raum
einerseits und die Orientierung am
Subjekt andererseits, kann nicht sinn-
voll aufgelöst werden. In Quartierskon-
zepten mit ihrer Ausrichtung an den
Wünschen und Bedarfen der Bürge-
r(innen) und der konzeptionell veran-
kerten Handlungsoffenheit wird dieses
Spannungsverhältnis aber bearbeitbar. 

Als Planungseinheiten bieten Quar-
tiere darüber hinaus den Vorteil, dass
sie, im Vergleich zu größeren Sozialräu-
men, mit ihren überschaubaren Größen
ein besseres Inklusionspotenzial bieten.

Aufgrund des demografischen Wan-
dels und der steigenden Anzahl älter
werdender Menschen mit (geistiger)
Behinderung, wie sie von DIECK-
MANN et al. (2010) beschrieben wur-
den, braucht es – unter einem Inklusi-
onsparadigma – neue Wohnkonzepte,
die den Bedarfen dieser Gruppe ent-
sprechen. Betrachtet man exemplarisch
die von SCHÄPER et al. (2010) formu-
lierten Anforderungen an das Älter-
werden von Menschen mit (geistiger)
Behinderung, so wird deutlich, dass 
quartiersbezogene Konzepte, wie sie in
der Altenhilfe bereits umgesetzt wer-
den, unter bestimmten, noch näher zu
skizzierenden Bedingungen eine (Teil-)
Antwort auf diese Anforderungen sein
können (vgl. Tab. 1).

Die erste von SCHÄPER et al. (ebd.)
identifizierte Anforderung „Alter erle-
ben“ bezieht sich auf Veränderungen,
die mit dem Älterwerden einhergehen
und die bewältigt werden müssen. Dem-
nach brechen familiäre Bezüge mit stei-
gendem Alter häufig weg, wenn z. B.
die Eltern versterben. Dies beinhaltet
die Notwendigkeit – und die Chance –,
das persönliche Netzwerk sozialer Be-
ziehungen neu auszurichten. Durch

nicht sozialraumbezogen. Damit stellt
sich bei der Implementierung von
Quartierskonzepten immer die Frage
nach der Finanzierung des Quartiers-
management. Die von STEFFEN, BAU-
MANN & FRITZ (2007) evaluierten
Modellprojekte zeigen, dass eine Fi-
nanzierung während der Modellphase
generell unproblematischer ist. Dort
ergibt sich dann allerdings häufig das
Problem der Verstetigung (vgl. ebd.). 

In der Praxis hat sich gezeigt, dass es
aktuell häufig kleinere Träger sind, die
das Quartiersbüro bzw. den Quartiers-
stützpunkt stellen (wie z. B. „ambulante
Dienste e. V.“ in der vorliegenden Unter-
suchung) und das Quartiersmanagement
finanzieren (vgl. GRAUMANN et al.
2012). Größere Einrichtungen haben
oftmals andere finanzielle Möglichkei-
ten, und im Sinne der Öffnung von
(teil)stationären Angeboten könnte das
Quartiersmanagement künftig auch
dort angesiedelt werden. Denkbar wäre
auch eine sozialraumbezogene bzw.
quartiersbezogene Abrechnungsmoda-
lität, wie sie in der Kinder- und Jugend-
hilfe mit dem Sozialraumbudget bereits
an einigen Orten umgesetzt ist (vgl.
WOHLFAHRT & DAHME 2002).

Quartiersbezogene Konzepte – 
eine Idee für die Behindertenhilfe?

In der Behindertenhilfe fehlt es aktuell
an Konzepten, um Menschen mit (geis-
tiger) Behinderung im Alter jenseits
von stationären Wohnformen in ambu-
lanten Wohn- und Unterstützungsset-
tings bedarfsgerecht zu unterstützen
(vgl. WACKER 2011; SCHÄPER et al.
2010). Dementsprechend sind ältere
Menschen mit Behinderung im Quar-
tier noch kein selbstverständliches
Bild. Folgt man dem Inklusionsparadig-
ma aber konsequent, dann gehören
Menschen mit (geistiger) Behinderung
im Alter „mitten in die Gesellschaft“,
also selbstverständlich zum Stadtbild
und zum sozialen Leben im Stadtteil
dazu. Dieser Zukunftsvision gilt es, sich
Schritt für Schritt anzunähern. 

In der Sozialplanung wird das Quar-
tier als Planungseinheit immer mehr
etabliert. Im Sinne der Daseinsfürsorge
werden Sozialräume von Verantwortli-
chen um- und ausgestaltet. Aus einer
fachlichen Perspektive rückt in Ansät-

iert und durchgeführt werden und hat
die Entwicklungsplanung des Quartiers
insgesamt zum Ziel. Dazu zählen u. a.
die hilfesystemübergreifende Vernetzung
unterschiedlicher Akteure im Quartier
(Behörden, Träger von Angeboten So-
zialer Arbeit, Bürger(innen) etc.) sowie
die Sicherstellung bzw. Sorge für die
Entwicklung eines entsprechenden bau-
lichen Bestandes (vgl. GROSSHANS
2001). 

An dieser Stelle wird ein wesentli-
ches Moment von Quartierskonzepten
über das Bielefelder Modell hinaus
sichtbar: die Kooperation von Akteu-
ren verschiedener Handlungsfelder auf
der Netzwerkebene. Insofern ist eine
zentrale Kompetenz des Quartiersma-
nagers/der Quartiersmanagerin eine
Netzwerkkompetenz. Hierzu zählen
der Aufbau und die Pflege von Koope-
rationen von Akteuren unterschiedli-
cher Handlungsfelder, die mit ihren je
spezifischen Handlungslogiken einen
Beitrag zum Gelingen des Quartiers-
konzepts leisten. Gerade in diesem
Bereich liegt eine große Herausforde-
rung. In der Praxis zeigen sich hier oft-
mals Schwierigkeiten, die nicht immer
leicht zu identifizieren sein können.

Häufig liegen die Gründe für Koopera-
tionsschwierigkeiten in unterschiedli-
chen, auf Wettbewerb fokussierten Trä-
gerinteressen, die – zumindest partiell –
durch die in den einzelnen Systemen
vorherrschende Orientierung an Markt-
prinzipien erklärbar sind, denn eine
kooperative Haltung wird durch die
Orientierung am Markt und unter dem
Prinzip des Wettbewerbs nicht geför-
dert. Dadurch fällt es u. U. schwer, das
übliche Konkurrenzdenken um eine
Kooperationshaltung zu erweitern und
beide Aspekte in eine Balance zu brin-
gen. Weitere Gründe können in der ge-
legentlich als schwierig erlebten Zusam-
menarbeit mit Behörden und/oder
Leistungsträgern liegen, den verschie-
denen Logiken und Traditionen, denen
die Hilfesysteme folgen, oder auch den
wechselseitigen „Berührungsängsten“
der verschiedenen Akteure.

Ein strukturelles Problem wird mit
Blick auf die Finanzierung des notwen-
digen Quartiersmanagements deutlich:
In der Regel erfolgt die Finanzierung
durch die Kostenträger einzelfall- und
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Strukturelles Problem ist, dass die Finanzierung
durch die Kostenträger einzelfall- und nicht sozial-
raumbezogen erfolgt. 
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den Wegfall der Erwerbsarbeit gestaltet
sich die materielle Situation neu. Das
Thema der baulichen Barrieren stellt
sich unter Umständen aufgrund von
altersbedingten Mobilitätseinschränkun-
gen auch für Menschen mit Behinde-
rung noch einmal in anderer Weise. 

Quartiersbezogene Konzepte verfol-
gen das Ziel eines barrierefreien Wohn-
und Sozialraums. Ihre sozialen Ange-
bote bieten vielfältige Chancen, neue
soziale Beziehungen aufzunehmen.
Dadurch, dass sie systemübergreifend
arbeiten, werden im Quartier Synergie-
effekte erzeugt, die die Kosten über-
schaubarer halten sollten. Tabelle 1 gibt
einen kurzen Überblick über die Pas-
sung zwischen Anforderungen an die
Lebensgestaltung im Alter und Struk-
turmerkmalen von quartiersbezogenen
Konzepten.

Wie aus den bisherigen theoreti-
schen Ausführungen deutlich gewor-
den ist, können Quartierskonzepte für
die aktuellen Herausforderungen, vor
denen die Behindertenhilfe steht, ein
hilfreicher Ansatz sein. Für die Perso-
nengruppe der Menschen mit geistiger
Behinderung im Alter gibt es aktuell
keine empirischen Befunde dazu, ob
und, wenn ja, unter welchen Bedingun-
gen Quartierskonzepte mit Blick auf
diese Zielgruppe umgesetzt werden kön-
nen. Diese Lücke hat das Forschungs-
projekt „Lebensqualität inklusiv(e) – In-

novative Konzepte unterstützten Woh-
nens älter werdender Menschen mit
Behinderung (LEQUI)“ zu verringern
versucht. 

Ergebnisse des Forschungsprojekts
„Lebensqualität inklusiv(e)“

Das vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung geförderte Forschungs-
projekt „Lebensqualität inklusiv(e) – In-
novative Konzepte unterstützten Woh-
nens älter werdender Menschen mit
Behinderung“ hatte zum Ziel, Hinweise
für die Ausgestaltung von Wohn- und
Unterstützungsarrangements für Men-
schen mit geistiger oder mehrfacher
Behinderung zu geben, die an den Leit-
ideen Selbstbestimmung, Teilhabe und
Inklusion ausgerichtet sind. In dem
Forschungsprojekt wurden 21 Praxis-
projekte mit innovativem Potenzial zu
Themenfeldern gebündelt und an-
schließend dokumentiert und evaluiert.
Neben dem Themenfeld der Quartiers-
konzepte wurden die Projekte in die
Themenfelder „Ambulant Unterstützes
Wohnen mit hohem Hilfebedarf“,
„Wohnen in Gast- bzw. Zweitfamilien“,
„Tagesstruktur bzw. Gestaltung freier
Zeit“ sowie in das Themenfeld „Ge-
sundheit und Pflege“ eingeordnet. Um
die Perspektive der Nutzer(innen) ein-
zufangen, wurden in allen Themenfel-
dern Interviews mit Nutzer(inne)n der
jeweiligen Angebote geführt (vgl. GRE-
VING et al. 2012). 

Im Themenfeld quartiersbezogene
Konzepte wurden mittels Netzwerk-
und Infrastrukturkarten die Bezüge der
Nutzer(innen) und Kooperationsbezie-
hungen der Anbieter dokumentiert.
Ergänzend wurden Interviews mit Nut-
zer(inne)n, Mitarbeitenden und Anbie-
tern der Angebote geführt und ausge-
wertet. In Bezug auf die im ersten Teil
dieses Beitrags vorgestellten Parameter
von Quartierskonzepten zeigt die Ana-
lyse mit Blick auf die Personengruppe
der Menschen mit (geistiger) Behinde-
rung im Alter folgende Ergebnisse.

Laienhelfer(innen) und 
Regiekompetenz

Die vorliegenden Forschungsergebnis-
se zeigen, dass Menschen mit geistiger
Behinderung im Alter nicht ohne Wei-
teres als (alleinige) Regisseure ihres
Unterstützungsarrangements betrachtet
werden können. Assistenzprinzipien,
wie sie mit dem Konzept der Laienhel-
fer(innen) in vielen Quartierskonzep-
ten umgesetzt werden, können für die
Personengruppe der Menschen mit
geistiger Behinderung im Alter eine
Überforderung darstellen, obwohl sie
von der konzeptionellen Ausrichtung
her eine Selbstbestimmung fördern. 

Auch Angebote in der Behinderten-
hilfe werden im Spannungsverhältnis
von Selbstbestimmung und Fremdbe-
stimmung gestaltet. Dabei gilt WEIN-
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Anforderungen (vgl. SCHÄPER et al. 2010) Quartiersbezogene Konzepte

1. Alter erleben 

Zurechtkommen mit verändertem Budget; Kompensation wegfallen-
der familiärer Unterstützung; Angewiesensein auf Hilfe-Mix 

>  Beratung zu Angeboten und Organisation der Unterstützung im Quartier
>  Kooperation der Akteure, dadurch teilweise Kompensationsmöglich-

keiten der wegfallenden familiären Unterstützung

Umgang mit Mobilitätseinschränkungen; Mobilität erhalten 
durch Training; Abbau von Barrieren; Allgemeine und spezifi sche 
Verkehrsmittel 

>  Barrierefreiheit des Wohn- und Sozialraums
>  Begegnungsmöglichkeiten im Wohnumfeld, z. B. in 

Gemeinschaftsräumen und Grünbereichen
>  Einrichtungen des täglichen und wöchentlichen Bedarfs idealiter 

im fußläufi gen Umkreis erreichbar. Auf eine gute ÖPNV-Verbindung 
wird i. d. R. geachtet 

Aufrechterhalten von Beziehungen; Umstrukturierung 
des persönlichen Netzwerks; Vertiefung von Beziehungen; 
Pfl ege von Kontakten

>  Begegnungsmöglichkeiten im Wohnumfeld, z. B. in Gemeinschafts-
räumen, Grünbereichen etc. zum Aufbau neuer Netzwerke

>  Durch Angebote des Quartiersstützpunktes (gemeinsame Aktivitäten, 
generationsübergreifende Projekte etc.) werden Möglichkeiten 
geschaffen, neue Kontakte zu knüpfen

Neue Partizipationsfelder erschließen, ausprobieren und nutzen, 
bisherige erhalten

>  Partizipation ist in quartiersbezogenen Konzepten konzeptionell 
verankert, je nach Wunsch der Bürger(innen) können neue Partizi-
pationsfelder erschlossen werden. Als subjektorientierte Ansätze 
orientieren sich Quartierskonzepte an den Leitpostulaten der 
Teilhabe und Selbstbestimmung 

Erweiterung des personalen und sozialen Selbstbildes 
und Integration altersbedingter Veränderungen; 
Auseinandersetzung mit der eigenen Geschichte

>  Der Verbleib in der eigenen Häuslichkeit kann zur Wahrung der 
eigenen Identität beitragen. Quartiersansätze leisten dazu einen 
Beitrag

Tab. 1: Quartiersansätze als (Teil-)Antwort auf die von SCHÄPER et al. (2010) formulierten Anforderungen an das Älterwerden
von Menschen mit geistiger Behinderung (eine komplette Darstellung findet sich bei GRAUMANN et al. 2012) 



WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG Teilhabe 4/2013, Jg. 52
Quartiersbezogene Konzepte

GÄRTNER (2009, 70) folgend, dass Sub-
jekte immer „in ein bestimmtes Maß an
Fremdbestimmung eingebunden (sind)“.
Eine alleinige Ausrichtung von Quar-
tierskonzepten am Assistenzprinzip ist
für Menschen mit geistiger Behinde-
rung im Alter nicht zielführend. Hier
braucht es qualifiziertes Fachpersonal
und eine konzeptionelle Erweiterung
bestehender Konzepte. 

Im Vergleich zu Quartierskonzepten
in der Altenhilfe, die das bürgerschaftli-
che Engagement für die sozialen Ele-
mente sehr stark einbeziehen, ist für die
hier im Fokus stehende Personengrup-
pe (heil-)pädagogisches Fachpersonal
unabdingbar, um – nach den jeweiligen
Wünschen und Möglichkeiten – mög-
lichst selbstbestimmt leben und den
eigenen Alltag gestalten zu können. 

Orientierung an sozialräumlichen
Gegebenheiten

Die Erfahrungen der evaluierten Pro-
jekte zeigen, dass die Quartierskonzepte
nicht ohne die Beteiligung der Bürge-
r(innen) mit und ohne Unterstützungs-
bedarf implementiert werden können,
sondern diese frühzeitig in den Prozess
der Gestaltung ihres Quartiers einbezo-
gen werden müssen. In Bezug auf die
Zielgruppe zeigten sich in einem Pro-
jekt starke Berührungsängste. Diese
gingen soweit, dass die Wohnungsei-
gentümer(innen) durch den Einzug von
Menschen mit Behinderung im Alter
Wertverluste ihres Eigentums fürchte-
ten. Ähnlich wie bei Projekten im Be-
reich der Altenhilfe wurde deutlich, dass
eine altersgemischte Bevölkerungs-
struktur aus unterschiedlichen sozialen
Lagen sich besonders gut für die Um-
setzung eines Quartierskonzepts eignet
(vgl. SONG 2008), das zudem immer
durch eine intensive Öffentlichkeitsar-
beit flankiert werden sollte. 

Die evaluierten Projekte zeigen deut-
lich, dass sich bei der Umsetzung von
Quartierskonzepten in der Behinder-
tenhilfe eine etwas andere Ausgangs-
lage als in der Altenhilfe ergibt: Men-
schen mit Behinderung sind zum einen
eher vereinzelt in den Quartieren zu
finden. Daher erscheint es sinnvoll,
dass in den Quartieren Synergien z. B.
durch die Öffnung von Angeboten der
Altenhilfe erzeugt werden. Zum ande-
ren sind Anbieter der Behindertenhilfe

nicht immer in den Quartieren veran-
kert, sondern gestalten – insbesondere
als Träger von Groß- und Komplexein-
richtungen – bisher eher Unterstützungs-
arrangements in größeren Planungsein-
heiten; ihre Angebote umfassen häufig
mehrere Quartiere.

Subjektorientierung

Die Ergebnisse der Interviews mit Nut-
zer(inne)n zeigen, dass Menschen mit
(geistiger) Behinderung teilweise sehr
klare Vorstellungen davon haben, wie
sie ihren Alltag gestalten möchten. Für
einige Nutzer(innen) schien es im ers-
ten Moment irritierend, explizit und in
dieser Ausführlichkeit zu eigenen Vor-
stellungen befragt zu werden. 

Weiterhin zeigen die Ergebnisse,
dass den Mitarbeitenden diese Vorstel-
lung nicht immer bewusst sind, was 
u. a. dazu führt, dass aus der Perspekti-
ve der Menschen mit (geistiger) Behin-
derung im Alter nicht die richtigen
Angebote gemacht werden. So hat eine
Mitarbeiterin im Sinne der Inklusion
viele Angebote für eine Nutzerin ge-
macht, die vom gemeinsamen Spiele-
nachmittag über das samstägliche Brun-
chen gingen, damit die Nutzerin „unter
Leute kommt“. Die Nutzerin allerdings
hatte eine etwas andere Vorstellung von
Inklusion: Sie wollte dabei sein, aber
nicht aktiv teilnehmen. So war sie sehr
damit zufrieden, einen täglichen Bum-
mel durch ein nahe gelegenes Einkaufs-
zentrum zu machen und ein paar Worte
mit dem dortigen Eisverkäufer zu wech-
seln. Dagegen entsprach das gemein-
schaftliche Einnehmen von Mahlzeiten
überhaupt nicht ihrer Neigung mit der
Folge, dass die Angebote der Mitarbei-
terin regelmäßig verweigert wurden. In
der Kontrastierung der beiden Inter-
views wurde deutlich, dass bei der Mit-
arbeiterin deren persönliche Vorstel-

lung von Inklusion Grundlage für die
Angebotsgestaltung war und nicht pri-
mär die Vorstellung der Nutzerin. 

Deutlich wird an diesem Beispiel,
dass eine konsequente Umsetzung der
Subjektorientierung für die Mitarbei-
tenden auch bedeuten kann, entgegen
eigener Vorstellungen einer zufrieden-
stellenden Alltagsgestaltung zu han-
deln. Dafür müssen die Vorstellungen
der Nutzer(innen) zunächst einmal

erkannt und in einem reflexiven Pro-
zess von den eigenen abgegrenzt wer-
den. Menschen mit (geistiger) Behinde-
rung müssen häufig erst lernen, ihre
Wünsche und Vorstellungen zu artiku-
lieren und deren Umsetzung einzufor-
dern. Hier braucht es Konzepte, die sol-
che Lernorte ermöglichen und die Zeit-
fenster für diesen u. U. längerdauern-
den Austausch sicherstellen. Im Alltag
wird es für die Professionellen auch
darum gehen, den Spagat zwischen ei-
ner Verantwortungs- und Fürsorgehal-
tung für den älteren Mensch mit geisti-
ger Behinderung und seinem Recht auf
ein eigenes Lebensrisiko zu meistern. 

Quartiersmanagement 
und Quartiersbüro

Eine Herausforderung der evaluierten
Konzepte ist die Finanzierung der
Quartiersmanager(innen) einerseits und
die Unterhaltung der Quartiersstütz-
punkte als Anlaufstelle für die Bürge-
r(innen) und anderen Gruppen ande-
rerseits. In den üblichen einzelfallbezo-
genen Abrechnungsmodalitäten sind
solche Leistungen nicht vorgesehen,
weil sie auch sozialrechtlich bisher
nicht deutlich verankert sind. Für die
Implementierung von quartiersbezoge-
nen Konzepten sind sie aber unabding-
bar. Quartierskonzepte brauchen „Küm-
merer“, die die Vernetzung von Ange-
boten im Blick haben, den Kontakt mit
den Bürger(inne)n gewährleisten, die
Öffentlichkeitsarbeit übernehmen, die
Ehrenamtliche begleiten, bei Konflik-
ten vermitteln (um nur einige Aufga-
benbereiche zu nennen).

Die Ergebnisse des Forschungspro-
jekts zeigen weiterhin, dass speziell für
die Personengruppe der Menschen mit
geistiger Behinderung im Alter ein wei-
terer wichtiger Aufgabenbereich in der
Sicherstellung von Teilhabemöglichkei-
ten liegt. Dies erfordert eine gewisse
„Inklusionskompetenz“ (DV 2011, 5)
von allen Beteiligten. Dabei ist diese
nicht nur eine Frage von entsprechen-
den Konzepten, sondern auch eine
Haltungsfrage. Ein Quartiersmanage-
ment, das auch die genannte Personen-
gruppe im Blick hat, muss dies berück-
sichtigen.

Berührungsängste entstehen häufig
durch das Fehlen gemeinsamer Erfah-
rungs- und Begegnungsräume, die im
Rahmen des Quartiersmanagements
angeboten werden können, denn ein
inklusives Gemeinwesen lebt auch von
inklusionskompetenten Bürger(inne)n.
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Diskussion und Ausblick

Insgesamt zeigen die dargestellten Er-
gebnisse, dass eine Übertragung von
Quartierskonzepten der Altenhilfe auf
die Behindertenhilfe und hier beson-
ders auf die Personengruppe der Men-
schen mit geistiger Behinderung im
Alter ohne konzeptionelle Anpassung
nicht möglich ist. Neben dem Thema
der Versorgungssicherheit ist für diese
Personengruppe die Sicherstellung von
Teilhabemöglichkeiten essenziell. In
der Behindertenhilfe gibt es einige gute
Beispiele, die konzeptionell in die
Quartierskonzepte eingebunden wer-
den sollten, so etwa das Beispiel des
Aufbaus von inklusiven Sportangebo-
ten (vgl. SEIFERT 2012) oder das Kon-
zept der Basalen Selbstbestimmung für
den Personenkreis der Menschen mit
geistiger Behinderung von WEIN-
GÄRTNER (2009). 

Insgesamt sollte deutlich geworden
sein, dass Quartierskonzepte aus der
Altenhilfe gute Ideen für die Umsetzung
des Inklusionsparadigmas und die
Gestaltung des Sozialraumes für die
Behindertenhilfe liefern können, aber
um ein spezifisches (heil-)pädagogi-
sches Know-how zur Realisierung von
Teilhabechancen insbesondere für und
mit Menschen mit geistiger Behinde-
rung ergänzt werden müssen. Quar-
tiersstützpunkte könnten künftig Ange-
bote für beide Gruppen – für Menschen
ohne oder mit erworbener Behinderung
im Alter und für Menschen mit lebens-
begleitender (geistiger) Behinderung im
Alter – konzipieren, um Synergieeffekte
zu nutzen. Dies würde eine Zusammen-
arbeit der Fachkräfte in der Praxis vor
Ort, der Anbieter in der Konzeption
von Angeboten und bei den kommunal
Verantwortlichen auf der Planungsebe-
ne voraussetzen. Es sollte in Zukunft
unbedingt vermieden werden, dass Pla-
nungsprozesse für Menschen im Alter
von den Verantwortlichen der Behin-
dertenhilfe und der Altenhilfe getrennt
initiiert werden. Sinnvoller erscheint
eine „inklusive“ Sozialplanung, in der
die Bedarfe beider Gruppen berück-
sichtigt werden. 
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falsch interpretiert. So kann ein zuneh-
mendes Desinteresse an gemeinsamen
Aktivitäten oder häufige Unaufmerk-
samkeit vorschnell allgemeinen Abbau-
und Alterungsprozessen zugeschrieben,
statt als Folge von Schwerhörigkeit ge-
sehen werden.

Ein 30-jähriger Mann mit Down-Syn-
drom, der in einem kleinen Wohn-
heim für behinderte Erwachsene lebte,
zog sich zunehmend von gemeinsa-
men Aktivitäten zurück. Selbst das
sonst geliebte gemeinsame Ansehen
eines Fußballspieles im Fernsehen
schien ihn nicht mehr zu interessie-
ren. Er wurde unruhig und zeigte Ver-
haltensprobleme. Erst als er eines
nachmittags auf den Besuch seiner
Schwester wartete, aber auf das Tür-
klingeln nicht reagierte, kam der Ver-
dacht auf, dass er vielleicht schlecht
hört. Nach einer entsprechenden
Überprüfung und Versorgung mit
Hörgeräten nahm er seine früheren
Aktivitäten wieder auf, die Verhal-
tensprobleme gingen zurück.

Personen mit Down-Syndrom haben
oft mehr oder minder ausgeprägte 
Sehstörungen. Dazu zählen Lidrand-
und Bindehautentzündungen, Schie-
len, Kurz- und Weitsichtigkeit, Linsen-
trübungen, Nystagmus u. a. (vgl. LO-
RENZ 1990, 128). Insgesamt wird die
Häufigkeit von Sehbeeinträchtigungen
mit 40 bis 50 % angegeben. 

Da die visuelle Wahrnehmung eine
relative Stärke von Menschen mit Down-
Syndrom nicht nur für den Lebensalltag
darstellt, sondern auch für die pädago-
gische und therapeutische Förderung
eine große Bedeutung hat, ist es wich-
tig, mögliche Beeinträchtigungen früh
zu erkennen und zu behandeln.

Bei Erwachsenen mit Down-Syndrom
kann sich die typische Altersfehlsichtig-
keit deutlich früher entwickeln, einige
spezielle altersbedingte Veränderungen
wie Hornhautverkrümmung und grauer
Star treten nicht nur früher, sondern
auch erheblich häufiger auf. STORM
(2009, 204) ermittelte bei seinen Pa-
tient(inn)en bei 14 % Katarakte und bei
2 % Keratonus. Da sich diese Probleme
aber schleichend entwickeln, werden
sie von den betroffenen Personen oft
selbst nicht wahrgenommen. Zudem
können sie ihre Schwierigkeiten meis-
tens nur unzureichend kommunizieren.
Dadurch werden die Ursachen der Be-
einträchtigungen oftmals erst relativ
spät erfasst. Manchmal werden die
visuellen Probleme erst deutlich durch
zunehmende Unsicherheiten bei der

Die Lebenserwartung von Personen
mit Down-Syndrom hat sich in

den letzten Jahrzehnten kontinuierlich
günstiger entwickelt. Ihre Lebensquali-
tät hat sich zunehmend verbessert. Vom
Zeitpunkt der Geburt an gerechnet
stieg die Lebenserwartung von neun
Jahren (1929) auf 12 Jahre (1947), dann
18 Jahre (1963) und liegt jetzt bei etwa
60 Jahren (vgl. LAMBERT 2000, 159).
Jeder zehnte Mensch mit Down-Syn-
drom wird heute 70 Jahre und älter (vgl.
MCGUIRE 2013). Ein wesentlicher
Grund für diese positive Entwicklung
liegt in der differenzierten entwicklungs-
begleitenden Diagnostik (vgl. STORM
2009, 174 ff.) und einer besseren medi-
zinischen Versorgung der betroffenen
Personen. Abweichend zur Normalbe-
völkerung leben Männer mit Down-
Syndrom aus bisher nicht bekannten
Gründen durchschnittlich länger als
Frauen. Der älteste Mann, der im Adult
Down Syndrom Center in Chicago als
Patient betreut wird, ist 83 Jahre alt
(vgl. MCGUIRE 2013). 

Erwachsene mit Down-Syndrom ha-
ben erheblich mehr gesundheitliche
Probleme als andere Gleichaltrige. Zu-
dem treten – wie bei allen Menschen –
mit zunehmendem Lebensalter auch
typische altersbedingte Beeinträchti-
gungen auf. 

Teilhabe ermöglichen durch 
gutes Sehen und Hören

Die relativ früh beginnende Altersschwer-
hörigkeit sowie andere altersbedingt
vermehrt auftretende Beeinträchtigun-
gen des Hörens machen es erforderlich,
regelmäßige Kontrollen durchzuführen.
So wurde bei 1.000 erwachsenen Pa-
tient(inn)en mit Down-Syndrom in der
Paderborner Ambulanz von STORM
bei 25 % ein Hörverlust ermittelt (vgl.
STORM 2009, 204). 

Ohne genaue Alltagsbeobachtung
und lebensbegleitende Vorsorgeunter-
suchungen werden sich entwickelnde
Hörbeeinträchtigungen oftmals nicht
erkannt, manche daraus entstehenden
Verhaltensänderungen werden dann
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| KURZFASSUNG Die Lebenserwartung von Menschen mit Down-Syndrom steigt, aber
ihre Gesundheit ist deutlich fragiler als bei anderen Personen. Es ist es deshalb wichtig,
die besonderen gesundheitlichen Risiken und möglichen Beeinträchtigungen des Sehens,
Hörens und der Motorik sowie altersbedingte Verhaltensveränderungen und psychische
Probleme zu kennen und eine angemessene Begleitung, Behandlung und Unterstützung
zu gewährleisten. Allerdings sind nicht alle auftretenden Schwierigkeiten zu behandeln,
sondern manche Veränderungen müssen als neue Lebensbedingung angenommen wer-
den. Dann ist es wichtig, individuell angemessene Hilfen zu finden, um das gemeinsame
Leben konfliktfreier zu gestalten und die subjektive Lebensqualität des Betroffenen trotz
zunehmender Einschränkungen zu erhalten. 

| ABSTRACT Ageing and Quality of Life of People with Down’s Syndrome. The
life expectancy of people with Down's syndrome increases, but their health is much more
fragile compared to other people. It is therefore important to know the specific health
risks and possible impairments of vision, hearing and motor skills as well as age-related
changes in behaviour and mental health and ensure appropriate monitoring, treatment
and support. However, not all occurring difficulties can be treated, some changes must
be accepted as new living conditions. Then it is important to find individually helpful solu-
tions for living together with less conflict and to obtain subjective quality of life of the
affected person despite of increasing restrictions.
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Fortbewegung, vor allem beim Abwärts-
gehen auf der Treppe. Aber auch ein
glänzend polierter Fußboden, Gegen-
licht oder unzureichende Beleuchtung
können zu erheblicher Verunsicherung
führen. Auch bei Alltagsaktivitäten und
in der Selbstversorgung können die
Sehbeeinträchtigungen scheinbar unver-
ständliche Verhaltensbesonderheiten be-
wirken, wie z. B. ein sehr starres Behar-
ren auf bestimmten Anordnungen im
eigenen Zimmer oder am Arbeitsplatz.
Für manche Personen können solche
rigiden Strukturen aber sinnvoll sein,
da sie ihnen ein Auffinden oder eine
Orientierung erleichtern.

Beweggründe finden und fördern

Bei Menschen mit Down-Syndrom be-
steht – trotz großer individueller Unter-
schiede – eine angeborene motorische
Beeinträchtigung durch einen verrin-
gerten Muskeltonus (Hypotonie) und
eine erhöhte Flexibilität der Gelenke
und Bänder. Dadurch sind Ausdauer
und Koordination erschwert und die
Überdehnbarkeit führt nicht nur zu
typischen Gewohnheiten (Schneider-
sitz), sondern auch zu speziellen Belas-
tungen der Gelenke, vor allem von
Knie und Hüfte. Zusätzlich zu diesen
syndromspezifischen Problemen treten
auch die verschiedenen üblichen Be-
einträchtigungen auf, die alle Menschen
mit zunehmendem Alter mehr oder
minder ausgeprägt aufweisen. Aller-
dings können durch den „rascheren
Alterungsprozess (…) typische Proble-
me des älteren Menschen, wie Gelenk-
verschleiß und Osteoporose“ schon 
20 bis 30 Jahre früher auftreten (vgl. 
KAMPING 2013) und Gelenkbeschwer-
den und Schmerzen bei Bewegung ver-
ursachen. 

Auffällig ist oft eine zunehmende
Langsamkeit, schnellere Ermüdung und
größere Unsicherheit. So berichtet Chris-
tine FRAAS (1996, 100) von ihrer Toch-
ter Hermine, dass sie gerne gemeinsam
Ski fuhren, bis Hermine etwa 30 Jahre
alt war. „Jetzt ist das vorbei. Sie ist
schwerfälliger, fällt ungeschickt, kann
schlecht allein aufstehen und fürchtet
sich vor jedem Hügel“. Auch die ver-
schneite Wohnstraße mag sie nicht
mehr allein gehen. „Vor Jahren stapfte
Hermine bei solchem Wetter noch tap-
fer allein den Berg hinunter. Jetzt ist sie
unsicher, rutscht oft aus und fällt dann
ungeschickt hin. Bluterguß im Knie,
große blaue Flecken am Po sind keine
Seltenheit“ (ebd., 102). 

Frauen mit Down-Syndrom kommen
früher in die sog. „Wechseljahre“ und
Stimmungsschwankungen sind häufig.
„Depressionen, Schuldgefühle, Verlang-

samung der Motorik, all das beobachte
ich an Hermine (…). Sie konnte auch
einfach nur dasitzen und träumen.“
(ebd., 88). Manchmal tritt „das Klimak-
terium (…) bereits ab dem 30ten Le-
bensjahr ein und ist fast immer mit den
auch bei gesunden Frauen üblichen
Begleiterscheinungen verbunden (Wal-
lungen, Kreislauf-Probleme wie Blut-
druckschwankungen, Gewichtszunah-
me usw.)“ (WEBER & RETT 1991, 204).

Nicht nur visuelle Schwierigkeiten
und eine allgemeine Langsamkeit, son-
dern auch Probleme wie Arthrose der
Fingergelenke können die Selbstversor-
gungskompetenzen einschränken und
zu typischem Ausweichverhalten führen
oder Ablenkungsstrategien begründen.
Manchmal werden vorwiegend solche
Kleidungsstücke ausgewählt, die beim
An- bzw. Ausziehen weniger Mühe
machen, Körperpflege wird reduziert,
das Zur-Toilette-Gehen und Säubern
kann unvermittelt Schwierigkeiten be-
reiten – und sogar zum Zurückhalten
des Stuhls führen. Auch beim Essver-
halten können sich Abweichungen zei-
gen, indem z. B. plötzlich der Löffel und
entsprechende Nahrung bevorzugt wird.
Es ist wichtig, hier nach den individuel-
len Ursachen zu fahnden, um angemes-
sene Hilfen zu finden. So können die
Veränderungen beim Essen durchaus
auch durch Zahnprobleme verursacht
sein; sie werden vielleicht nur deshalb
nicht mitgeteilt, weil die Betroffenen
Angst vor einem Zahnarztbesuch ha-
ben. Überhaupt ist die Mundhygiene
oder eine erforderliche Zahnbehandlung
sowie ggf. eine angemessene Gebissver-
sorgung bei älter werdenden Personen
mit Down-Syndrom ein oft nicht hin-
reichend beachtetes Problem.

Sprache und Kommunikation

Auch in der sprachlichen Kommunika-
tion können sich – besonders bei Perso-
nen über 40 Jahren – Schwierigkeiten
zeigen. So kann das Interesse an allge-
meinen Gesprächen abnehmen oder
das Zuhören wird generell als anstren-
gend empfunden. Oft erlebt man dann
ein Abschalten oder gar Wegdösen
sogar in einer Gruppensituation. Selbst
Personen, die eigentlich relativ gut
gesprochen haben, können zunehmend
Schwierigkeiten bekommen, verständ-
lich zu sprechen. 

Christine FRAAS (1996, 88) berich-
tet von ihrer 34-jährigen Tochter: „Sie
redete undeutlicher, leiser und fand oft
die Worte nicht.“ Auch in den Tage-
büchern einer sprachlich sehr kompe-
tenten Frau fällt auf, „dass ihre Satz-
konstruktionen und ihr Schriftbild
schlechter wurden“, als sie über 40 war
(FOHRMANN 2005, 63). Manche Per-
sonen hören im Alter von über 40 Jah-
ren ganz auf, verbalsprachlich zu kom-

munizieren. Dies wird von WEBER &
RETT (1991, 182) als Reaktion auf
erlebte und erkannte Einschränkungen
in der Lebensführung gesehen und als
erste Anzeichen einer beginnenden
Depression, die sich zeigt in „der Ver-
ringerung der sozialen Kontakte und
der aktiven Wortsprache“ sowie in „der
verstärkten Zuwendung zur Musik und
dabei zu einer immer deutlicher wer-
denden Einengung, der vorher oft sehr
vielfältigen Palette der gern und immer
wieder gehörten Musikstücke“. Dieses
immer wieder berichtete Aufhören mit
dem Sprechen, selbst von Personen mit
Down-Syndrom, die sich verbal recht
gut verständigen konnten, sollte dazu
führen, sowohl die individuelle Lebens-
situation zu reflektieren und den Be-
dürfnissen entsprechend zu verändern
als auch nach Möglichkeiten zu suchen,
welche Angebote der alternativen oder
ergänzenden Kommunikation sinnvoll
eingesetzt werden können. Mit diesen
Verfahren der Unterstützten Kommuni-
kation ist Teilhabe und Mitbestimmung
auch bei fehlender Lautsprache mög-
lich. Eine zunehmende Passivität kann
aufgehalten werden, weil eigene Aktivi-
tät als unmittelbar sinnvoll erlebt wird
(vgl. WILKEN 2010, 8).

Während es für Kinder und Jugend-
liche mit Down-Syndrom typisch ist,
dass ihr Sprachverständnis deutlich
besser ist als ihre aktive Sprechkompe-
tenz, fällt bei alten Personen mit Down-
Syndrom auf, dass diese Diskrepanz
geringer wird und sie verbale Mitteilun-
gen oft schlecht erfassen und größere
Mühe haben, längere Informationen zu
verarbeiten. 

Marotten verstehen

Ein besonderes Problem bei vielen Er-
wachsenen mit Down-Syndrom sind
Marotten, die sich aus teilweise durch-
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Gesundheitliche Einschränkungen können zu 
typischem Ausweichverhalten führen oder 
Ablenkungsstrategien begründen.
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aus sinnvollen Gewohnheiten entwi-
ckeln; MCGUIRE & CHICOINE (2008,
143) sprechen von „Grooves“. Sie kön-
nen das Alltagsleben erheblich beein-
trächtigen und das Zusammenleben
sehr mühsam machen, vor allem weil es
oft schwer fällt, den Sinn dieser starren
und meist viel Zeit beanspruchenden
Handlungen zu verstehen.

Eine 35-jährige Frau mit Down-Syn-
drom, die bei ihren Eltern lebt, hat
sich angewöhnt, wenn sie nach der
Arbeit heimkommt, sich umzuzie-
hen, einen Tee zu trinken, dazu einen
Müsliriegel zu essen und eine CD zu
hören. Dieses Programm wird rigide
durchgehalten und es ist bereits ein
großes Problem, wenn einmal kein
Müsliriegel da ist oder wenn andere
Bedingungen diesen Ablauf stören.
Zudem werden die Rituale noch um
weitere Handlungen erweitert und
zunehmend Einengungen vorgenom-
men. So darf es nicht mehr irgendein
Tee sein, sondern nur eine bestimmte
Sorte, und es ist mittlerweile oft die-
selbe CD. 

Während Gewohnheiten und Rituale
durchaus den Lebensalltag strukturie-
ren und erleichtern können, sind unfle-
xible und umständliche Handlungsab-
läufe einschränkend, zeitaufwändig und
oft störend, auch weil sie eine Anpas-
sung an notwendige Veränderungen
blockieren.

Bei einem 37-jährigen Mann mit
Down-Syndrom zeigen sich vor allem
beim An- und Auskleiden zunehmend
zwanghafte Rituale. „Die Sachen
werden gelegt, gestreichelt, geglättet,
gefaltet, gewendet, sortiert, meist auf
dem Teppichboden, jedes Kleidungs-
stück stets an einer bestimmten Stelle
(…). Seit einiger Zeit werden auch
bei den Mahlzeiten Rituale prakti-
ziert: das Essen wird auf dem Teller
immer wieder hin und her gescho-
ben, die Stücke müssen möglichst
klein zurechtgeschnitten werden.“
(BRÄMER 2013, 70).

Bei Auftreten von abweichendem
Verhalten ist es wichtig, nach den mög-
lichen Ursachen zu fahnden. Das kön-
nen Veränderungen in den Arbeitsbe-
dingungen sein, Schwierigkeiten mit
einer bestimmten Person, Zerbrechen
einer Freundschaft, Streit oder auch
Stress. Oft sind starre Rituale und repe-
titive Handlungen eine Form der Ver-
weigerung der tatsächlich geforderten
Aufgaben. Manches Vermeidungsver-

halten erklärt sich mit einer selbstwert-
schützenden Funktion, in dem vorgeb-
lich sinnvolle andere Tätigkeiten ablen-
ken von befürchteten Schwierigkeiten
bei eigentlich anstehenden Aufgaben.

Nachdem sie zwölf Jahre erfolgreich in
einer Kantine, einem Außenarbeits-
platz einer Werkstatt, gearbeitet hatte,
zeigte eine 32-jährige Frau morgens kei-
ne Lust mehr aufzustehen. Beim
Ankleiden und Frühstücken wurde sie
immer langsamer. Zu ihren sonst
geliebten Aktivitäten, wie das Malen
von Mandalas, fehlte ihr die Lust. Sie
hörte auch auf, Flöte zu spielen. Es
wurde festgestellt, dass sie an ihrem
Arbeitsplatz in der Küche nicht mehr
das geforderte Tempo schaffte und stän-
dig gedrängt wurde, sich zu beeilen.
Darauf reagierte sie mit Verweigerung
und noch größerer Langsamkeit. Nach
einem Wechsel des Arbeitsplatzes und
einer neuen, ihren Fähigkeiten entspre-
chenden Beschäftigung, reduzierte sich
die Langsamkeit in Alltagssituationen
wieder und sie nahm auch ihre alten
Aktivitäten wieder auf.

Erholsamer Schlaf oder 
Schlafstörungen

Es ist bekannt, „dass sich der Schlafzy-
klus und die gesamte Physiologie des
Schlaf-Wach-Rhythmus mit zunehmen-
dem Alter wandeln. Ein leichterer, ‚ver-
flachter‘ Schlaf, eine verlängerte Ein-
schlafphase und wiederholte kurze
Aufwachphasen im Verlauf der Nacht
sind die wichtigsten Merkmale des
Schlafs alter Menschen. Diese altersbe-
dingten Veränderungen unterscheiden
sich jedoch von krankheitsbedingten
und krankhaften Schlafstörungen, die
sich durch Dauer, Häufigkeit, subjekti-
ve Beschwerden und objektive (patho-
logische) Konsequenzen auszeichnen“
(GARMS-HOMOLOVÁ 2013, 43).
Sowohl die typischen altersbedingten
Störungen im Schlafzyklus als auch
krankheitsbedingte Schlafstörungen
(obstruktive Erkrankungen der Atem-
organe, neurologische und psychische
Erkrankungen, Adipositas) treten bei
Menschen mit Down-Syndrom früher
und auch häufiger auf. Die sich daraus
ergebenden Auswirkungen auf die nor-
male Alltagsgestaltung und auf die
Gesundheit können erheblich sein und

auch die sozialen Beziehungen beein-
trächtigen. Vor allem bei Durchschlaf-
störungen und Tagesmüdigkeit sollte
abgeklärt werden, welche speziellen
Ursachen vorliegen. Dabei kommt be-
sonders die obstruktive Schlafapnoe
bei Menschen mit Down-Syndrom rela-
tiv häufig vor und kann zu gravierenden
Probleme führen (vgl. CHICOINE &
MCGUIRE 2013, 219). Eine Behand-
lung hat sich auch für Menschen mit
Down-Syndrom als möglich erwiesen
(vgl. PADITZ 2013). Meistens kommt
dabei eine Maske zum Einsatz, mit der
während des Schlafes kontinuierlich
Umgebungsluft mit einem leichten
Überdruck zugeführt wird. Die Ge-
wöhnung an eine solche Maske ist oft
schwierig, aber durch einfühlsame Un-
terstützung durchaus erreichbar (vgl.
DE GRAAF 2013, 17).

Lernen kann man immer

Es ist allerdings wichtig festzuhalten,
dass zwar Gesundheit und Psyche syn-
dromtypisch häufiger betroffen sind als
bei anderen Personen im gleichen
Lebensalter, dass aber durch angemes-

sene Begleitung und Unterstützung viele
Probleme rechtzeitig erkannt und er-
folgreich behandelt oder zumindest
gemildert werden können. Dagegen
kann die Einstellung, bestimmte Ab-
weichungen seien „typisch für Down-
Syndrom“, differenzierte Abklärung der
Ursachen verhindern. Die relative Häu-
figkeit der beschriebenen Beeinträchti-
gungen darf auch nicht den Blick
darauf verstellen, dass trotzdem die
meisten Personen mit Down-Syndrom
nicht von diesen Einschränkungen be-
troffen sind. Viele haben heute die
Möglichkeit, durch angemessene Parti-
zipation in der Freizeit und im berufli-
chen Bereich ihre Fähigkeiten zu erhal-
ten, neue Interessen zu entwickeln und
ihre Kompetenzen zu erweitern. So
lernte eine Frau mit Down-Syndrom im
Alter von 43 Jahren noch, mit dem
Computer umzugehen; sie kann ihn
„immer besser bedienen, sucht Dateien,
verbessert Texte und druckt Briefe“
(FRAAS 1999, 168). Auch für die kör-
perliche Fitness wurde für diese Frau
eine angemessene Form gefunden, als
das normale Radfahren scheiterte. „Wir
verwandelten das fahrende Rad in ein
Standrad (…). Seitdem steht dieser
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Die Einstellung, bestimmte Abweichungen 
seien „typisch für Down-Syndrom“, verhindert 
eine differenzierte Abklärung der Ursachen. 
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Drahtesel im Kellerraum, davor sind
ein Spiegel installiert und ein Kofferra-
dio. Fast jeden Abend, zur Zeit der
Volksmusik, steigt Hermine auf das
Ross, schmeißt das Radio an, startet,
singt und tritt und beguckt sich im Spie-
gel“ (ebd., 104). Entscheidend für die-
ses gelungene Mobilitätstraining ist,
dass Rituale und angenehme Rahmen-
bedingungen motivierend sind und
Freude bereiten. Gerade für ältere Men-
schen ist es wichtig, eine alltags- und
lebensweltorientierte Bewegungsförde-
rung durch interessante Angebote zu
finden. „In der Regel treten verschie-
denen Schwierigkeiten auf, Gelenke
schmerzen, die Muskelkraft lässt nach,
Bewegung wird mühsam und sie wird
nur vollzogen, ‚wenn es sich lohnt‘“
(ABT-ZEGELIN 2013, 29). Auch für
Menschen mit Down-Syndrom gilt, dass
solche altersbedingten Probleme eine
zunehmende Immobilität und damit
Einschränkung von Lebensqualität be-
wirken. Es ist deshalb für sie besonders
wichtig herauszufinden, was ihnen „Lust
auf mehr Bewegung“ (ebd.) macht.

Erhalt von Lebensqualität

Gerade bei älteren Personen mit Down-
Syndrom zeigen Erfahrungen, dass es
nicht hilfreich ist, ein stereotypes Bild
zu haben und viele Veränderungen ein-
fach als „typisch“ hinzunehmen. Es ist
stattdessen notwendig, nach den indivi-
duellen Ursachen zu suchen und dann
nach geeigneten Maßnahmen, um
ihnen zu helfen. 

So ist abzuklären, ob die oft be-
schriebene Langsamkeit dazu führen
soll, eine angenehme Situation zu ver-
längern oder die ungewünschte Konse-
quenz nach Abschluss der Handlung
hinauszuzögern. Manche Rituale ent-
springen dem Bedürfnis nach klaren
erkennbaren Strukturen und geben
eine gewisse Sicherheit. Hier kann es
hilfreich sein, akzeptable Ordnungs-
prinzipien und Abfolgen nach dem
TEACCH-Prinzip1 einzuführen. Dabei
handelt es sich um pädagogisch-thera-
peutische Hilfen zur Unterstützung von
Lernprozessen und zur selbstständigen
Bewältigung von Alltagshandlungen vor
allem durch Strukturierung und Visua-
lisierung von Abläufen. Durch solche
eindeutige Hilfen und kleinschrittige
Abfolgen wird das Ende jedes Hand-
lungsschrittes erkennbar und mögliche
Alternativen, die sonst zu Unschlüssig-
keit bei der Entscheidung führen kön-
nen, werden ausgeschlossen. 

Es ist darauf hinzuweisen, dass in
unserer Gesellschaft zunehmend das
Problem besteht, dass alte und betagte
Personen desorientiert sind, Fähigkei-
ten und Funktionen langsam abbauen
sowie Vergesslichkeit und Demenz ein-
treten. Gerade anfangs ist diesen Men-
schen der Verlust ihrer Kompetenzen
durchaus bewusst und sie leiden darun-
ter. Manche versuchen diese Probleme
zu verdrängen und auch vor Angehöri-
gen zu verbergen. Ähnliche Verhaltens-
weisen und subjektive Versagensängste
können wir auch bei Personen mit
Down-Syndrom erkennen. Entgegen
früheren Annahmen ist aber festzu-
stellen, dass „Demenzerkrankungen bei
Erwachsenen mit Down-Syndrom nicht
häufiger auftreten, als bei anderen, sie
entstehen jedoch in einem deutlich frü-
heren Alter“, und zwar „geschieht dies
im Durchschnitt 20 Jahre früher als bei
anderen“ (CHICOINE & MCGUIRE
2013, 58). Oft ist zu beobachten, dass
aus Unsicherheit ein Selbstwert schüt-
zendes Vermeidungsverhalten entsteht.
Wenn eine Tätigkeit gar nicht erst ange-
fangen wird, kann niemand feststellen,
ob sie tatsächlich nicht gekonnt wird.
Subjektiv wird ebenfalls vermieden,
eigene Grenzen und Versagen zu erle-
ben. Was Personen mit zunehmenden
Schwierigkeiten dann aber nicht ge-
brauchen können, sind drängende und
fordernde Anweisungen, was sie zu tun
oder zu lassen hätten. Vielmehr benöti-
gen sie eine unterstützende und respekt-
volle Begleitung und hilfreiche Bedin-
gungen für eine bessere Orientierung
und Bewältigung von Alltagsaufgaben.
Dennoch ist zu akzeptieren, dass man-
che der auftretenden Veränderungen
anzunehmen sind und nicht mit einge-
forderter größerer Anstrengungsbereit-
schaft des Betroffenen aufzuhalten sind. 

Die Lebenserwartung von Menschen
mit Down-Syndrom steigt. Deshalb ist
es wichtig, die damit verbundenen
besonderen gesundheitlichen Risiken
und möglichen psychischen Probleme
zu kennen und eine angemessene
Begleitung, Behandlung und Unterstüt-
zung zu gewährleisten. Es ist allerdings
auch zu akzeptieren, dass nicht alle auf-
tretenden Schwierigkeiten zu behan-
deln oder zu vermindern sind, sondern
dass manche Veränderung als neue
Lebensbedingung angenommen wer-
den muss. Dann kann es gelingen, indi-
viduell hilfreiche Lösungen zu finden,
die dazu führen, das gemeinsame Le-
ben konfliktfreier zu gestalten und die
subjektive Lebensqualität des Betroffe-
nen trotz zunehmender Einschränkun-
gen zu erhalten.
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1 TEACCH: „Treatment and Education of Autis-
tic and related Communication handicapped
CHildren“ (Therapie und pädagogische Förde-
rung für autistische und in ähnlicher Weise
kommunikationsbehinderte Kinder)
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Familien sind in der Gesellschaft wichtige 
Verantwortungs- und Solidargemeinschaften. 
Für Menschen mit und ohne Behinderungen 
sind sie ein Ort des Miteinanders und eine 
wichtige soziale Ressource.

Aber wie sehen die Lebenslagen von Familien
mit einem behinderten Familienmitglied aus?

> Wie prägt eine Behinderung das Zusammenleben und die 
Unterstützungsfunktion des Familiensystems? 

> Welche Anforderungen kommen auf diese Familien zu? 
Wie reagieren die Familien auf diese Anforderungen?

> Sind Anforderungen und Reaktionsmuster von Familien
mit behinderten Angehörigen anders als die von Familien 
im Allgemeinen?

> Wie sehen die Bedarfslagen und Zukunftsperspektiven 
von Familien aus, in denen ein Mensch mit Behinderung
im (fortgeschrittenen) Erwachsenenalter lebt?

> Welche Unterstützungsangebote für Familien gibt es? 
Wie werden diese Angebote von den Familien wahr-
genommen? Welche Wirkungen haben diese Angebote?

> Wie steht es mit dem Recht von Menschen mit (geistiger) 
Behinderung auf Elternschaft?

> Diesen und weiteren Fragen möchte sich die Zeitschrift
„Teilhabe“ in einem Themen-Jahr 2014 widmen.

| CALL FOR PAPERS

Möchten Sie sich als Autor(in) beteiligen und einen Beitrag zum 
Themen-Jahr 2014 „Familie" verfassen? Sie sind gerne eingeladen, 
Ihr Beitragsangebot einzureichen: 

redaktion-teilhabe@lebenshilfe.de

Die Beiträge werden von der Teilhabe-Redaktion geprüft. 
Weitere Hinweise finden Sie unter 

www.zeitschrift-teilhabe.de (> Publizieren)

THEMEN-JAHR 2014
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Liebe Frau Beck-Gernsheim, 
was heißt eigentlich „Familie“,
haben Sie eine Definition?
Nein, die habe ich nicht. In den 1950er und 1960er Jahren
gab es ein Leitbild von Familie: Mann und Frau, verheiratet,
bis zum Tod zusammen, gemeinsame Kinder und möglichst
mehrere. Das war allgemein akzeptiert und wurde auch von
den meisten befolgt – was nicht heißt, dass es nicht unter-
gründig und heimlich durchaus konkurrierende Lebensfor-
men und Beziehungen gab, von Homosexualität bis zur ver-
steckten Liebesaffäre bis zum unehelichen Kind.

Seit damals hat sich das Bild von Familie tiefgreifend gewan-
delt. Das kann man zum Beispiel erkennen, wenn man ein-
mal in die Familienberichte der Bundesregierung schaut
oder Fernsehsendungen und Presseberichte über den Zeit-
raum der letzten Jahrzehnte vergleicht. Heute versteht man
als Familie nicht nur diejenigen, die Verlobung und Standes-
amt absolviert haben und einen Ehering vorweisen können. 

Stattdessen heißt es heute vielfach, Familie ist da, wo Kinder
sind. Nach dieser Definition bilden offensichtlich auch
Alleinerziehende mit Kindern eine Familie oder homosexu-
elle Partnerschaften mit Kindern, das finde ich vernünftig.
Nicht einbegriffen wären dann allerdings Paare ohne Kinder
– wo bleiben die?

Wollen junge Menschen heute
eigentlich noch Familie?
Ja, durch die Jahrzehnte hindurch wird Familie als wünschens-
wertes Lebensziel angegeben, bis heute. Die Frage ist nur, was
junge Menschen damit meinen: Ehering oder Lebensgemein-
schaft oder überhaupt Partnerschaft? Kinder oder keine?

Und selbst wenn sie Kinder meinen, ist über die Umsetzung
noch nichts gesagt. Bei Kinderwunschstudien kommt immer
wieder heraus, dass die meisten der jungen Männer und Frau-
en mehr Kinder wollen, als sie nachher tatsächlich bekommen.

Können Sie Ursachen 
dafür benennen?
Quer durch die verschiedenen Parteien und politischen
Lager ist heute von der Vereinbarkeit von Beruf und Familie
die Rede. Sie wird gepriesen, beschworen, gepredigt. Nur lei-

Zur Einstimmung auf das Themenjahr „Familie" spricht
die Soziologin Prof. Dr. Elisabeth Beck-Gernsheim über
die Kontroversen und Spannungsfelder, in denen 
Familien sich heute bewegen.

der: Sie ist weiterhin Utopie. Zwar hat es in den letzten Jahr-
zehnten unbestreitbar viele Anstrengungen und Maßnah-
men gegeben, um diesem Ziel näher zu kommen. Aber
gleichzeitig hat sich die Arbeitswelt immer schneller gewan-
delt – ich sage nur die Stichworte Mobilität und Flexibilität
als Forderung, die die Arbeitnehmer dauernd erfahren, – und
sie ist im Zuge dieses Wandels nicht familienfreundlicher
geworden, im Gegenteil. 

Frauen erfahren immer wieder: Es gibt nie den idealen Zeit-
punkt, schwanger zu werden. Erst muss die Ausbildung fertig
gemacht werden, dann muss der Berufseinstieg gelingen,
dann muss die berufliche Position gefestigt werden. Und
wenn man bzw. frau dann zum Chef geht und sagt: „Ich bin
schwanger“, dann sagt der – das ist gerade einer Freundin von
mir passiert: „Oh Gott!“ Das war dann seine Gratulation!

Wie sehen Sie diese Situation in
Familien mit behinderten Kindern?
Die Schwierigkeit, Familie und Beruf miteinander zu verein-
baren, ist da noch einmal verschärft. Viele Frauen wissen:
Angesichts der Gebote von Mobilität und Flexibilität geraten
sie schon mit einem Kind ohne Behinderung beruflich ins
Hintertreffen, weil sie eben nicht voll und bedingungslos
einsatzfähig sind. Und dann erst ein behindertes Kind: Da
können sie viele berufliche Wünsche vergessen, müssen
dankbar sein, wenn sie noch irgendwie irgendwo einen
Randplatz fern aller Aufstiegswege behalten. 

Hier ist ein wesentlicher Grund, warum viele zum Beispiel
den Test auf Down-Syndrom machen, denn das ist die Be-
hinderung, die wohl am bekanntesten ist: Die Frauen haben
Angst, dass sie „im Falle des Falles“ aus der Berufswelt
herausfallen und sich im Frauenleben früherer Generationen
wiederfinden, nun nicht mehr zwischen Küche und Kirche,
sondern zwischen Küche und Kinderarzt und Kranken-
gymnastik.

Das ist das Dilemma, das ich durchaus sehe, in dem die
Frauen stecken, und ihre Angst ist ja durchaus begründet.
Aber ich habe – und dafür bin ich wiederum kritisiert wor-
den – den Glauben an diesen Test kritisiert, denn es ist ein
Irrtum zu meinen, mit dem Test hätte man dann die Garan-
tie für ein Kind ohne Behinderung. Eine solche Garantie
wird es nie geben! Wir brauchen, jenseits aller Tests und aller
Technik, vor allem politische Regeln und Vereinbarungen,
um der Vereinbarkeit von Beruf und Familie endlich näher
zu kommen – und dies für alle Eltern, ob mit behindertem
oder mit nicht behindertem Kind.

Was heißt eigentlich

„Familie“?
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An welche Regeln denken Sie dabei
in erster Linie?
Nun, zum Beispiel die Frage: Was geschieht im Fall einer
Krankheit des Kindes? Kann man dann, ob Mann oder Frau,
zuhause bleiben und das Kind betreuen? Solche Regeln sind
wichtig, und genauso wichtig sind die öffentlichen Betreuungs-
möglichkeiten, auf die man ja ab dem August einen Anspruch
hat. Aber noch fehlen viele Plätze, und bekanntlich können
Sie das Kind nicht einem zugesagten Anspruch übergeben,
sondern nur einer real existierenden Betreuungsinstitution. 

Gut wäre es auch, die Einstiegsphasen in Beruf und Ausbil-
dung zu verlängern und dort vorhandene – ausgesprochene
oder unausgesprochene – Altersbeschränkungen aufzuhe-
ben. Im Moment müssen junge Männer und Frauen zwischen
20 und Mitte 30 möglichst alles schaffen: Ausbildung, Ein-
stieg in den Beruf, Etablierung im Beruf, Partnerschaft, Kin-
derkriegen. Das ist, soziologisch gesprochen, die Rushhour
des Lebens. Wenn diese ein wenig mehr gestreckt werden
könnte, würde das schon viel erleichtern. 

Und noch ein Punkt: Die Elternzeit, sprich die Einbeziehung
der Väter, ist ein wichtiger Schritt – man muss ja auch mal
erwähnen, was gut gelungen ist. Sie wird zwar noch lange
nicht von der Mehrheit der Väter genutzt, aber doch immer-
hin von einer wachsenden Minderheit. Das könnte – Sie
sehen, ich bin Optimistin – ein Anfang sein, der Einstieg zu
mehr selbstverständlicher Väterbeteiligung.
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Dazu eine kleine Geschichte: Ich war vor kurzen in Schwe-
den und sprach mit einer Frau, einer gebürtigen Deutschen,
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einen Interview-Termin bei einem Minister. Ihre Kinderfrau
war aber krank geworden, da nahm sie einfach das Kind mit
und übergab es im Vorzimmer dem Sekretär des Ministers.
Als sie nach dem Interview wiederkam – was sagte der
Sekretär? Er sagte nicht: „Wie können Sie das Kind mitbrin-
gen ins Ministerium zu einem Interview, das ist ja unprofes-
sionell.“ Nein, das sagte er nicht, sondern: „Haben Sie aber
eine nette Tochter, so eine möchte ich auch mal haben.“ Das
meine ich mit Grundhaltung.
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Ein Rückblick auf die Entwicklung des
Gemeindepsychiatrischen Verbunds

Wir wollen uns auf die neuere Ge-
schichte beschränken, die mit der „Psy-
chiatrieenquete“ (1975) ihren Anfang
nahm. Die Psychiatrieenquete definiert
einen Meilenstein in der Versorgung
psychisch erkrankter Menschen. Ziel
der Enquete war es, Fehler, Versäum-
nisse und Lücken im System der Beglei-
tung psychisch kranker Menschen zu
finden und zu beheben. Neben diesem
Anliegen ist auch der Versuch hervor-
zuheben, die Betroffenen zu beteiligen,
z. B. durch die Aktion Psychisch Kran-
ke. Der Paradigmenwechsel von der
„Expertenmacht zum Anwalt in eigener
Sache“ war über diesen Versuch der

systematischen Teilhabe bereits in der
Aufarbeitung und Planung enthalten.
Die Kernpunkte in der Bundesdruck-
sache zur „Lage der Psychiatrie in der
Bundesrepublik Deutschland – zur psy-
chiatrischen und psychotherapeuti-
schen/psychosomatischen Versorgung
der Bevölkerung“ (1975, kurz „Psychia-
trieenquete“) waren:

> Bedeutung sozialer Einflüsse klarzu-
machen

> Öffentlichkeitsarbeit zu tätigen
> Beratungsdienste und Selbsthilfe-

gruppen zu fördern
> Psychisch Kranke und von Behinde-

rung bedrohte Menschen in den
Blick zu nehmen

| Teilhabe 4/2013, Jg. 52, S. 165 – 170

| KURZFASSUNG Im Fokus unseres Artikels steht die Funktion und Bedeutung des
Gemeindepsychiatrischen Verbunds beim Aufbau einer gemeindenahen Versorgung
behinderter und von Behinderung bedrohter Menschen. Dabei wollen wir zunächst die
Entstehung des Gemeindepsychiatrischen Verbunds rückblickend betrachten. Dann soll
der Aufbau des Verbunds vor dem Hintergrund einer systemisch-theoretischen Gover-
nancediskussion (Markt, Staat und Zivilgesellschaft) und deren empirischen Bedeutung
für Organisationen reflektiert werden. Am Ende soll der Ausblick stehen, dass der Ver-
bund als Schaubild für eine Teilhabeplattform im Gemeinwesen genutzt werden kann.
Aus der Perspektive der UN-Behindertenrechtskonvention kann der Verbund über die 
Planungs- und Steuerungsfunktion hinaus als Keimzelle der Gestaltung eines inklusiven
Gemeinwesens dienen.

| ABSTRACT Organised Networks for Creating an Inclusive Community – the
Model of Regional Psychiatric Associations. The article focuses on the role and
importance of the „Gemeindepsychiatrischer Verbund” (regional psychiatric association)
regarding a community-based care for people with disabilities. First we want to look at
the history of the regional psychiatric associations. After that the relevance of these 
associations in the context of a systemic-theoretical governance discussion (market, state
and civil society) and their empiric importance for organisations will be reflected. Finally
it will be shown that the association can be used as a platform for participation in the
community. From the perspective of the United Nation’s Convention on the Rights of 
Persons with Disabilities the association can serve not only as a planning instrument but
as a nucleus for creating an inclusive community.
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> bedarfsgerechtes Versorgungssystem
mit vor- und nachgelagerten Ange-
boten zu gestalten

> eine koordinierte Planung, Zusam-
menarbeit/Koordination und Daten-
sammlung zu gewährleisten

> eine gemeindenahe Versorgung auf-
zubauen

> die großen psychiatrischen Kranken-
häuser umzugestalten

> eine getrennte Versorgung für psy-
chisch Kranke und geistig behinder-
te Menschen aufzubauen

> das Zusammenwirken aller Berufs-
gruppen zu forcieren

> somatisch und psychisch Kranke
gleichzustellen

> Aus-, Fort- und Weiterbildung und 
> Versorgung psychisch Kranker und

Menschen mit einer Behinderung als
Teil der allgemeinen Gesundheits-
versorgung aufzubauen

Dieser Metaplan zur Veränderung
der psychiatrischen Versorgungsland-
schaft in Deutschland war die Pro-
grammatik der letzten 40 Jahre. Auch
wenn die Entwicklung längst nicht
abgeschlossen ist, so führte sie zu einer
systematischen Veränderung der Ver-
sorgung und Begleitung psychisch
erkrankter Menschen (vgl. Aktion Psy-
chisch Kranke 2001). Einzelne Baustei-
ne herauszugreifen bedeutet, holz-
schnitzartig Details zu vernachlässigen;
trotzdem ist das notwendig, um bei der
Vielfalt der Veränderungen eine syste-
matische Rück- und Ausschau zu er-
möglichen. 

Zunächst stand im Fokus der Verän-
derung der binnendifferenzierte Umbau
der stationären Einrichtungen. In Ba-
den Württemberg waren dafür die heu-
tigen Zentren für Psychiatrie verant-
wortlich (vgl. BURTI 2001, 326). Für
die Steuerung einer gemeindenahen
Versorgung bedurfte es neuer Ansätze.
In Baden-Württemberg stand der Lan-
desarbeitskreis Psychiatrie im Jahr 1994
mit seiner Konzeption Pate für den Ge-
meindepsychiatrischen Verbund. Der
Landesarbeitskreis übertrug im Jahre
2000 den Auftrag der Bildung von
Gemeindepsychiatrischen Verbünden
an die Landkreise in Baden Württem-
berg. Für diesen Verbund wurden fol-
gende Ziele benannt (vgl. WASEL &
BARTH 2003, 430):

> Gestaltung eines Netzwerkes statio-
närer, teilstationärer und ambulanter
Angebote

> Gestaltung einer vertraglichen Ver-
pflichtung zur Übernahme der Ver-
sorgung chronisch psychisch Kran-
ker (z. B. Regionalbudget, Integriertes
Versorgungsbudget etc.)

> Beitrag zur Effizienz und Effektivität
im Rahmen der Qualitätssicherung 

Damit entstanden überall mehr oder
weniger formale Arbeitsgemeinschaften,
die mittlerweile in 75 % aller Kreise in
Baden-Württemberg verankert sind
(vgl. WIDMAIER-BERTHOLD 2009).
Ihr erfolgreiches Wirken machte sich in
Struktur- und Prozessveränderungen
der gemeindenahen Versorgung bemerk-
bar. Daraus entwickelten sich vier für
die gemeindenahe Versorgung funda-
mentale Elemente: 

1. beschäftigte sich der Verbund zu-
nächst im Rahmen partizipativer
Planungen mit den Strukturen und
Mängeln der psychiatrischen Versor-
gung (z. B. Psychiatrieplan des Bo-
denseekreises 1998; Psychiatrieplan
des Landkreises Esslingen 2010). 

2. wurden zum Teil zeitlich vor- oder
nachgelagert in vielen Landkreisen
(ca. 75 %) Gemeindepsychiatrische
Zentren entwickelt. Sie stellen vie-
lerorts trotz großer Vielfalt in ihrer
inhaltlichen und formalen Ausprä-
gung das Zentrum gemeindenaher
Versorgung dar. In ihr sind zumeist
gemeindezentriert soziale, medizini-
sche und berufliche Teilhabmöglich-
keiten gewährleistet. 

3. ergaben sich im Laufe der Zeit zu-
nehmend formalisierte Gemeinde-
psychiatrische Verbünde. 

4. kam dem Verbund die Umsetzung
der Hilfeplankonferenzen zu. In ihnen
ist der Versuch hinterlegt, anhand
des Integrierten Behandlungs- und
Rehabilitationsplanes (IBRP) perso-
nenzentrierte Lösungen zu suchen.
Der IBRP ist der Versuch, systema-
tisch mit den Betroffenen, Anbietern
und Kostenträgern zusammen aus
der Perspektive der Fähigkeiten und
Ressourcen Unterstützung im Rah-
men einer inklusiven Versorgung zu
gestalten. Er wurde zunächst für Men-

schen mit psychischer Erkrankung
bzw. seelischer Behinderung ange-
wandt (vgl. Deutscher Verein 2009).

Damit wird deutlich, dass bislang
dem Verbund planerische und gemein-
denahe Prozesse und Strukturelemen-
te zukamen. Schlägt man die Brücke 
zur UN-Behindertenrechtskonvention
(BRK), sieht man, dass viele Entwick-
lungen und Veränderungen in der psy-
chiatrischen Versorgung Schaubild für
die Diskussionen im Rahmen der Um-
setzung der BRK sein könnten.

Einordung des Gemeinde-
psychiatrischen Verbunds aus 
Sicht der politischen Steuerung

In diesem Abschnitt wollen wir den
Versuch machen, den kurzen, chro-
nologischen Rückblick der gemeinde-
nahen Versorgung psychisch kranker
Menschen vor dem Hintergrund der
politischen Veränderungsprozesse zu
beleuchten. Diese Betrachtung soll
über die rechtlich-politisch veränderten
Steuerungselemente des Sozial- und
Gesundheitswesens erfolgen. Zur Ana-
lyse beziehen wir uns auf die Betrach-
tung der Unternehmensstrukturen (vgl.
WASEL & HAAS 2012). Demnach
können drei fundamentale Governan-
cestrukturen und damit verbundene
Organisationsstrukturen der Anbieter
unterschieden werden (vgl. Tab. 1): 

> staatlich gesteuerte und regulierte
soziale Anbieter, 

> wettbewerblich und marktwirtschaft-
liche gesteuerte Soziale Dienstleister
oder

> zivilgesellschaftliche Netzwerkorga-
nisationen. 

Für die Ausgestaltung der Hilfsan-
gebote ist es dabei wesentlich, welche
Handlungslogik vorhanden ist, welches
Selbst- und Rollenverständnis die An-
bieter haben und welche inhaltliche
Gestaltung vorherrscht. Dabei kann
man das intermediäre Handlungsdrei-
eck (vgl. THEN 2012, 60) als chronolo-
gische Folie heranziehen. Dabei wird
deutlich, dass die vorherrschenden Go-
vernancestrukturen in bestimmte histo-
rische Zeitabschnitte fallen (vgl. Abb. 1). 

Die Entstehung eines neuen Sozial-
und Gesundheitsgefüges war Folge der
veränderten gesellschaftlichen Bedin-
gungen, die sich während des vorindus-
triellen und industriellen Zeitalters im
19. Jahrhundert ergaben. Wesensmo-
ment war, dass die (Groß-)Familie und
weitere kleinräumige Hilfestrukturen
(z. B. Kammern oder Gemeinden) als
Ausfallbürge für Krankheit, Unfall und
Alter wegbrachen. Die dadurch beding-
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Das erfolgreiche Wirken von Arbeitsgemeinschaften
machte sich in Struktur- und Prozessveränderungen
der gemeindenahen Versorgung bemerkbar. 



te soziale Not rief die Arbeiterbewegung,
Kirchen und andere gesellschaftliche
Kräfte auf den Plan, die in Vereins- und
Genossenschaftsstrukturen Netzwerke
schufen, die die Familienhilfen ersetzen
sollten. 

Ihr folgten die ersten staatlichen
Sozialgesetzgebungen durch den Reichs-
kanzler Bismarck Ende des 19. Jahr-
hunderts, der zunächst eine Versiche-
rung gegen Unfall und Krankheit, spä-
ter die Rentenversicherung einführte.
Während der Weimarer Republik kam
die Arbeitslosenversicherung hinzu.
Diese stark auf Subsidiarität setzende
staatliche Regulierung des Sozial- und
Gesundheitsmarktes prägte Deutsch-
land bis weit in die Nachkriegszeit. 

Diese wurden erst mit dem Beginn
der 1980er Jahre und vor allem nach
dem Fall der Mauer durch die neolibe-
rale Wende abgelöst. Die Politik unter
Kanzler Kohl und Kanzler Schröder

setzte auf marktliberale Ideen, die die
staatlichen Steuerungen zunehmend im
Sozialbereich ersetzten. Mit der Inklu-
sionspolitik und die damit einherge-
hende Sozialraumorientierung rückt
die Bürgergesellschaft wieder als Hand-
lungsschwerpunkt in den Blick (vgl.
WASEL 2012). 

Diese Beschreibung lässt die Vermu-
tung zu, dass die sozialpolitisch gesteu-
erten Handlungslogiken (Staat, Markt,
Bürgergesellschaft) exklusiv sind. Dem
ist nicht so, vielmehr ergänzen und
überlagern sie sich. Auch die Schwer-
punktverschiebung Richtung Markt
beinhaltete staatliche Regulierungen
und bürgergesellschaftliche Elemente.
So ist diese Entwicklung auch eher im
Sinne einer evolutiven Kreisbewegung
nach oben zu verstehen, die zuneh-
mend den Welfare-Mix präferiert, d. h.
Elemente aus Staat, Markt und Bürger-
gesellschaft werden bei Unterstützungs-
leistungen integriert. 
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Dimensionen Staat Markt Dritter Sektor

Selbstverständnis Dienstleister des Staates 
(subsidiär)

refi nanziert, versäult, 
staatlich reguliert und 
gesteuert

abhängiges Unternehmen

Dienstleister des Kunden

Durch Nachfrage gesteuertes 
Angebot und optimierte Preis-
gestaltung

autarkes Unternehmen

professioneller Netzwerker

vernetztes Unternehmen
offenes System
mehr Selbstbestimmung

Kein Unternehmen

Strategie (Angebote, Konzepte, 
Leitlinien)

Orientierung an rechtlich vorge-
gebenem Leistungsspektrum

Ausschließlich markt-, kunden-
orientiert

Lebenswelt-Angebot (Inklusion) 
vor Expertenangeboten

partnerschaftlicher Umgang mit 
klaren Rollen

Struktur (Aufbaustruktur, 
Hierarchie, zentral-dezentral)

hierarchische Struktur von oben 
nach unten, versäulte Struktur in 
Anlehnung an Verwaltungsorga-
nisationen

Soziale Institution

Struktur orientiert sich an den 
Vorgaben des Handels- und Or-
ganisationsrechts, an Organisati-
onsformen des „freien Marktes“

Soziale Unternehmen

partizipative Strukturen mit fl a-
chen, kleinen und regionalen Ein-
heiten eher an Genossenschaften, 
Stiftungen und Vereinen

Soziale Netzwerke

Menschen, Gruppen, Klima 
(Wissen, Können, Markt, 
Werthaltung, Gruppierung)

Expertenmacht (reine Staats-
macht) Orientierung erfolgt an 
dem, was Recht und Verwaltung 
wollen

Marktmacht; machbar ist, was 
bezahlt wird (reine Mittelallo-
kation)

Menschen als Experten in eige-
ner Sache

Rollen, Funktionen (Aufgaben, 
Kompetenzen, Verantwortung, 
Gremien)

Leitung, Versorgungsstruktur; 
Typische Funktionsbezeichnungen 
an Verwaltung orientiert (Direktor, 
Verwaltungsleiter etc.) 

häufi g verwaltungstechnische 
und oder konfessionelle Prägung

Leitung und Ihre Benennung 
hängt an den rechtlichen 
Organisationsformen (Vorstand, 
Geschäftsführer etc.); 

kaufmännische Prägung

Moderator lokaler Verantwor-
tungsgemeinschaften

Inhaltliche Prägung

Abläufe (Anteilsprozesse, Infor-
mations-, Entwicklungs-, Entschei-
dungs- und Steuerungsprozesse)

Leitungs- und Fachkonferenzen Leitung hat vornehmlich wirt-
schaftliche Controllingfunktionen

Beteiligungskonferenzen

Mittel, Medien (Gebäude, Räume, 
fi nanzielle Mittel)

voll-/refi nanziertes Angebot Marktfi nanzierte (kunden-
fi nanzierte) Leistungen

gemischt-fi nanziertes auf Res-
sourcen und dem Willen aufge-
bautes Angebot (Welfare Mix)

Tab. 1: Drei Governancestrukturen im Sozial und-Gesundheitswesen (vgl. WASEL & HAAS 2012, 589 )

Abb. 1: Chronologie der Governance-
strukturen (vgl. THEN 2012, 60; eigene
Darstellung)
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Vor dem Hintergrund dieser Ent-
wicklung sind auch die Angebotsstruk-
turen der psychiatrischen Versorgungs-
landschaft zu verstehen. Die Versor-
gung und Begleitung psychisch kranker
Menschen erfolgte vor der Psychiatrie-
enquete vor allem durch eine stationä-
ren Versorgung, die insbesondere auch
in Baden-Württemberg, von einigen klei-
neren kirchlichen und privaten Ange-
boten abgesehen, in den heutigen Zen-
tren für Psychiatrie geleistet wurden.
Damals fungierten diese noch als Psy-
chiatrische Landeskliniken in Form der
Anstalten des öffentlichen Rechts und
waren daher Ausdruck einer staatlich
regulierten Steuerung.

Mit der Psychiatrieenquete entstand
die Sozialpsychiatrie, die den Umbau
der stationären Versorgung von „innen
heraus“ betrieb. Partizipation, Dezen-
tralisierung, Enthospitalisierung und
Ambulantisierung sind nur Schlagwör-
ter, die Leitlinien dieser Umstrukturie-
rung waren (vgl. APK 2001). In diesem
Zusammenhang entstanden auch erste
lose Formen der Kooperation und Ko-
ordination. Die ersten Stabsstellen re-
gionaler Sozialplaner entstanden zeit-
lich parallel.

Die Aufgabe der gemeindenahen
Versorgung übernahmen die zu dieser
Zeit entstehenden Gemeindepsychi-
atrische Zentren. Der Aufbau und die
Gestaltung dieser Zentren fiel in den
Zeitabschnitt marktliberaler Tenden-
zen, so dass diese häufig als gemeinnüt-
zige GmbH konzipiert wurden. Damit
war nicht nur eine Risikominimierung
des Betriebs gewährleistet (aufgrund
beschränkter Haftung), sondern auch
die Möglichkeit gegeben, unterschiedli-
che Interessen der Shareholder zu bün-
deln (vgl. WASEL & BARTH 2003). 

Nach dieser Aufbau- und Gestal-
tungsphase der gemeindenahen Ange-
botsstrukturen folgt unserer Meinung
nach eine weitere wichtige Aufgabe: die
Gestaltung des Sozialraums bzw. des
Gemeinwesens.

Empirische Nachweise zur 
systemischen Veränderung der 
Versorgungslandschaft im Sozial- 
und Gesundheitsmarkt

Bei der Gestaltung des Sozialraums ist
bislang an vielen Stellen der Jugend-,
Alten- oder Eingliederungshilfe die Fra-
ge offen geblieben, welche organisatio-
nale Einheit eine Anschlussfähigkeit im
Sozialraum hat. WASEL & HAAS
(2012) vertreten im Rahmen der Ein-
gliederungshilfe die These, dass dies
lediglich assoziative Netze sein kön-
nen. Betriebliche Strukturen (Klinik-
strukturen, GmbHs etc.) finden auf-
grund ihrer grundsätzlichen, wenn auch
nicht allein handlungsleitenden, markt-
wirtschaftlichen Dimension nur schwer
Anschluss. Die beschriebenen Verän-
derungen der Sozial- und Gesundheits-
märkte gingen mit Organisationsverän-
derungen einher. Die Frage, der in die-
sem Abschnitt nachgegangen werden
soll, ist: Gibt es eine Passung zwischen
Governance- und Organisationsstruk-
turen, und wenn ja, wo ist der Gemein-
depsychiatrische Verbund zu verorten?
Folgt man der Logik der passenden
Organisationsform nach BILLIS (2010)
können neun Organisationsformen un-
terschieden werden (vgl. Abb. 2). Dem-
nach sind die präferierten Pendants 

> zu Staat: Institutionen und Anstalten,
> zu Markt: GmbHs und AGs und 
> zur Bürgergesellschaft: Genossen-

schaften und Vereine. 

Dazwischen liegen hybride Organisa-
tionen, wie z. B. gemeinnützige GmbHs,
gemeinnützige AGs oder Wohnbauge-
nossenschaften ohne Gemeinnützig-
keitsstatus, die sich je nach Mischform
ergeben. Dabei gibt es zwar für alle
Mischverhältnisse hybride Handlungs-
logiken, aber nicht unbedingt explizite
Rechtsformen (z. B. Staat, Markt, Bür-
gergesellschaft).

PRILLER et al. (2012) untersuchten
in einer großangelegten Studie, welche
Herausforderungen für Sozialunterneh-
men mit marktliberalen Tendenzen ver-
bunden sind. Sie recherchierten u. a.,
welche formalrechtlichen Organisatio-
nen präferiert werden. Wie bereits ver-
mutet, ergibt sich eine klare Tendenz zu
Organisationsformen risikominimieren-
der Rechtsformen insbesondere der
gemeinnützigen GmbH (gemeinnützige
Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung). Im Umkehrschluss rücken asso-
ziative, auf Solidarität und Interessens-
verbünde gründende Rechtsformen wie
Genossenschaften und Vereine in den
Hintergrund (vgl. Abb. 3).

Diese Wahl der risikominimierenden
Rechtsformen ist bei marktliberalen
Tendenzen funktional. Sie sichert den
Handelnden bei marktwirtschaftlichen
Risiken das Überleben. Im Rahmen der
Inklusionsdebatten rückt aber mehr
und mehr die Zivilgesellschaft, der 
Stakeholder-Value in den Fokus der
Handelnden. Es gilt, sozialräumliche,
gemeinwesenorientierte Strukturen zu
etablieren. In zivilgesellschaftlich ge-
prägten Strukturen ist die Handlungs-
maxime aber an solidarischen Netzwer-
ken orientiert, daher ist das Leitbild
von Betrieben schon im Ausdruck ihrer
Rechtsformen kaum anschlussfähig.
Dies zeigt sich auch in einer von uns
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Abb. 2: Markt- und Organisationstypen
(vgl. BILLIS 2010, 57)
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Abb. 3: Organisationsformen der neoliberalen Tendenzen 
(vgl. PRILLER et al. 2012, 16)
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vorgenommenen Sekundäranalyse. Wir
haben dabei aus dem Bereich der
Altenhilfe eingereichte Quartierspro-
jekte einer Preisausschreibung des Ku-
ratoriums Deutsche Altershilfe (KDA)
zusammen mit der Bertelsmann Stif-
tung (vgl. KREMER-PREISS & STO-
LARZ 2005) genommen und nach ihrer
Rechtsform analysiert, die zumindest
teilweise auch als Inklusionsprojekte
verstanden sein wollen.

Im Gegensatz zur Untersuchung
PRILLERs et al. (2012) zeigt sich hier
ein deutlicher Trend zu assoziativen
Rechtsformen. Im Sozialraum scheinen
daher Projekte besonders erfolgreich zu
sein, die nach Prinzipien der Vereine,
Genossenschaften, Kooperationen oder
Verbünden konzipiert wurden. Dem-
entsprechend scheint es nahe zu liegen,
dass der Gemeindepsychiatrische Ver-
bund als Netzwerkorganisation für die
Etablierung im Sozialraum formal-
rechtlich passend aufgestellt ist.

Gemeindepsychiatrischer Verbund 
als Verantwortungsgemeinschaft 
auf Kreisebene

Mit der Ratifizierung der BRK ist ein
Paradigmenwechsel in den Sozial- und
Gesundheitsmärkten eingeläutet wor-
den. Die Neudefinition von Behinde-
rung und die damit postulierten Teilha-
berechte behinderter Menschen in allen
Lebenslagen sind die Prämissen dieses
Veränderungsprozesses. Die BRK hat
tiefgreifende Folgen für die Anbieter
sozialer Dienstleistungen (vgl. WASEL
2012).

In einem ersten Schritt waren die
Sozialunternehmen geprägt von einer
Neu- bzw. Umgestaltung ihrer Ange-
botspalette, die stark im Ausbau der

ambulanten Bereiche sichtbar wurden.
In einem zweiten Schritt kam es zu
Organisationsveränderungen, die sich
eher an dezentralen Strukturen ausge-
richtet haben. In einem dritten Schritt
veränderten sich die fachlichen und
damit personellen Anforderungen.

Die Personalentwicklung ist aktuell
im Fokus des Veränderungsprozesses
von Unternehmen. Aufgrund der sich
teilweise widersprechenden Kräfte der
Inklusion (Stakeholder-Value) und des
marktwirtschaftlichen Handelns (Sha-
reholder-Value) wird in einem weiteren
Schritt das Leitbild, die Vision und die
Mission des Unternehmens überprüft.
Es braucht eine Vergewisserung im
Rahmen des sozial-unternehmerischen
Handelns. Was allerdings systematisch
unbeantwortet bleibt, ist die Frage nach
der zivilgesellschaftlichen Umgestaltung.
Sie hat zum Ziel, eine vielfältigere, bun-
tere und offenere Gesellschaft zu formen.

Diese Aufgabe steckt bislang – auf-
grund der schwerpunktmäßig eher
nach innen gerichteten Umgestaltung
der Unternehmen – noch in den Kin-
derschuhen. Sie ist zwar schon mit den
Dezentralisierungen der Angebote und
dem Aufbau gemeindenaher Dienste in
Teilen angegangen worden, ihr Hand-
lungsschwerpunkt war aber vornehm-
lich aus der Perspektive passgenauer
Angebote für betroffene Menschen for-
muliert. Der Gemeindepsychiatrische
Verbund hat bei diesen Umgestaltun-

gen eine tragende Rolle gespielt (s. o.).
Im Sinne seiner planenden und gestal-
tenden Aufgabe ist er seinem Anforde-
rungsprofil bis dahin gerecht geworden.
Nun gilt es aber aus unserer Sicht ein
weiteres Kapitel aufzuschlagen und die
Zivilgesellschaft in ihrer Funktion als
Teilhabeplattform zu gestalten. 

Uns geht es im Folgenden nicht um
die Methodik dieser Umgestaltung.
Dazu gibt es aus vielen Bereichen wich-
tige und richtige Ansätze (vgl. z. B.
BMFSFJ 2011). Vielmehr wollen wir
argumentieren, warum der Gemeinde-
psychiatrische Verbund aus einer orga-
nisationalen Sicht prädestiniert ist, die-
se Teilhabeplattform zu gestalten, die
für die Inklusionsdebatten richtungs-
weisend sein können. 

Der Gemeindepsychiatrische Ver-
bund besteht aus einer Vielzahl an Mit-
gliedern, die sowohl die Betroffenen

selbst beheimatet, große und kleine
Dienstleister ebenso wie regionale Ver-
antwortungsträger der Kreise und An-
gehörige. Damit wirkt der Gemeinde-
psychiatrische Verbund entsprechend
seinem Selbstverständnis als solidari-
sche Verantwortungsgemeinschaft. Dies
spiegelt sich auch in seiner Satzung
(soweit vorhanden), die die Mitglieder
als gleichberechtigt ausweist. Leitend
ist daher weniger die Frage, ob sich aus
betriebswirtschaftlicher Sicht der Ge-
meindepsychiatrische Verbund als neue
Form des Miteinanders lohnt, sondern
vielmehr, ob er aus solidarischer, fachli-
cher und sozialpsychiatrischer Sicht
(gemeindenah und sozialräumlich) Vor-
teile generiert. Die Moderation der Hil-
feplanung, die kooperative Leistungser-
bringung und regionale Versorgungs-
verantwortung sind die wesentlichen
Aufgaben des Gemeindepsychiatrischen
Verbunds.

Vom Gemeindepsychiatrischen 
Verbund zum regionalen Kompetenz-
netzwerk (als Bürgergenossenschaft)

Nachdem die Gemeindepsychiatri-
schen Verbünde sehr stark auf Kreis-
ebene verankert sind, wird es notwen-
dig sein, diese Beteiligungsstrukturen in
die Kommunen, als real erlebtes
Gemeinwesen der Bürger(innen), abzu-
leiten. Zielgruppe sind nicht mehr nur
die Betroffenen im Sinne der individu-
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Abb. 4: Organisationsformen von Quartiersprojekten
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Keimzelle eines inklusiven Gemeinwesens wirken.



ellen Hilfeleistung für chronisch psy-
chisch kranke Menschen. Zielgebiet
wird das Gemeinwesen, die Bürger(in-
nen) im Sozialraum. Der Gemeindepsy-
chiatrische Verbund agiert dann im Sin-
ne eines regionalen Kompetenznetz-
werks für seelische Gesundheit und
Teilhabe. Seine Aufgabe wird es sein,
bürgerschaftliches Engagement im Dia-
log mit Betroffenen, Leistungsanbie-
tern, Kostenträgern und Politik mit der
Zielperspektive eines diversifizierten
und inklusiven Gemeinwesens (Lebens-
qualität, Beteiligung und Selbstbestim-
mung) zu koordinieren und zu kon-
zipieren.

Der Verbund muss gleichzeitig pro-
fessionell organisiert und zivilgesell-
schaftlich anschlussfähig sein. Dies
gebietet alleine die Verpflichtung zur
Sicherstellung der Rechtsansprüche.
Aktuell gliedert sich die ganzheitliche,
verbundene Lebensweise der Bürge-
r(innen) mit Behinderungen in einzelne
Sozialgesetzbücher (trotz SGB IX) und
leistungsrechtlich wird immer noch zer-
splittert beauftragt. 

Die BRK ruft zu einem Paradigmen-
wechsel auf. Bezüglich der Wertedis-
kussion ist dies von der Gesellschaft
wohlwollend aufgenommen worden,
und die ersten Wirkungen werden sicht-
bar. Wertschöpfungssteigerung im Sin-
ne eines betriebswirtschaftlichen Leit-
satzes wird abgelöst durch Steigerung
der Werte für das Gemeinwesen im All-
gemeinen und den Bürger im Speziellen.

Die politischen und strukturellen
Ebenen sind aber bisher weitgehend
unverändert geblieben. Es muss daher
ein politischer Auftrag von Bund, Län-
dern und Kommunen erfolgen, diese
moderne und professionell betriebene
soziale Netzwerkarchitektur zu imple-
mentieren und zu etablieren. Der Ge-
meindepsychiatrische Verbund könnte
dabei eine entscheidende Rolle spielen,
diese zusätzliche Aufgabe als Teilhabe-
plattform für ein inklusives Gemeinwe-
sen zu initiieren, voranzutreiben und zu
aktivieren.

In der Frage der Rechtsform wären
assoziative Netzwerkstrukturen wie
Genossenschaften als strukturelles und
kulturelles Vorbild zur Bewältigung
dieser zukünftigen Aufgaben denkbar.
Der Verbund kann als moderne und
offene Genossenschaft wirken, die
soziale Wert(e)schöpfung (Lebensqua-
lität, Beteiligung und Selbstbestim-
mung) als Ziel deklariert. Sie erlaubt,
fachlich fundierte und nachhaltige
Strukturen zu entwickeln. Gleichzeitig
zeichnen sie sich dadurch aus, dass sie
sich aus der Intention einer gemeinsa-

men Idee speisen, die mit deutlich we-
niger hierarchisch-unternehmerischen
Aspekten auskommt. Mitglied könnte
bei offenen, gemeinwohlorientierten
Genossenschaften jeder werden, der
sich der Satzung und damit der Idee
verpflichtet fühlt. Der neue Gemeinde-
psychiatrische Verbund, verstanden als
regionales Kompetenznetzwerk, könnte
in dieser Form als Keimzelle eines
inklusiven Gemeinwesens wirken. Er
sichert nachhaltig inklusives Handeln,
erlaubt Bürger(inne)n sich zu beteili-
gen, organisiert einen neuen inklusiven
Gemeinnutzen, schafft ein resilientes
Gesellschaftssystem und unterstützt das
persönliche Bemühen, seelisch gesund
zu bleiben. 
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Was ist Q8?

Das „Q“ steht für Quartier, die „8“ steht
für acht Lebensbereiche, die für ein
funktionierendes Zusammenleben im
Quartier wichtig sind:

> Wohnen & Wohnumfeld, 
> Gesundheit & Pflege, 
> Assistenz & Service, 
> Bildung & Kunst und Kultur, 
> Arbeit & Beschäftigung, 
> lokale Ökonomie, 
> Kommunikation & Partizipation

sowie 
> Spiritualität & Religion. 

Q8 findet gegenwärtig in fünf Ham-
burger Quartieren und einem Quartier
in Schleswig-Holstein statt. In jedem
dieser Quartiere arbeitet eine Q8-
Projektleitung. Die Evangelische Stif-
tung Alsterdorf fördert das sozialräum-
liche Projekt in Partnerschaft mit der
Aktion Mensch und der NORDME-
TALL-Stiftung.

Inklusion im Quartier

Damit alle Menschen im Quartier gut
und selbstbestimmt leben können, muss
ein Quartier intakt sein. Inklusion – das
Zusammenleben ohne Ausgrenzung –
funktioniert erst, wenn möglichst viele
Bürger(innen), Kaufleute, Politiker(in-
nen), Institutionen, Vereine und Ini-
tiativen partnerschaftlich zusammen-
arbeiten. 

Q8 unterstützt die Zusammenarbeit,
um das Miteinander im Stadtteil zu 
verbessern und Versorgungsstrukturen
weiterzuentwickeln. Die Q8-Projektlei-
tungen arbeiten als Intermediäre bzw.
Mittler(innen), um die Entwicklungs-
potenziale des Quartiers sichtbar zu
machen und neue Netzwerke aufzu-
bauen. Dazu bringt Q8 Bewohner(in-
nen), Unternehmen und Institutionen
zusammen und unterstützt sie bei der
Vernetzung. Perspektive ist eine Misch-
struktur aus Selbsthilfe, zivilgesell-
schaftlichem Engagement und Nach-
barschaft, Technik und professioneller
Unterstützung – bezogen auf die unmit-
telbare Lebenswelt. 

Q8 richtet den Blick auf das ganze
Quartier und alle Menschen, die darin
leben. Langfristig geht es darum, gemein-
sam einen Perspektivwechsel zu gestal-
ten, vom Quartier aus zu denken und
Entwicklungen im Stadtteil in fach-
übergreifenden Bündnissen zu unter-
stützen. Als „Sozialraum-Generalist“
(HINTE 2011) fördert Q8 Win-win-Situa-
tionen im Stadtteil, die dann entstehen
können, wenn Leistungen und Quartiers-
ressourcen sich neu verknüpfen. 

Das Q ist der Buchstabe im Alphabet,
der am seltensten in einem Wort vor-
kommt. Die Scrabble-Spieler(innen)
kennen die Folgen: Das Q ist schwer
unterzubringen, bringt aber die meis-
ten Punkte. Das Q kann nicht allein,
es braucht das „U“ – einen Partner,
der beim Scrabble wenig Punkte
bringt. Zusammen erst entfalten die
beiden ihre volle Stärke. Womit wir
mitten im Thema sind …

Warum Q8?

Q8 ist eine Initiative der Evangelischen
Stiftung Alsterdorf. Das Projekt will
gemeinsam mit anderen Antworten da-
rauf finden, wie gesellschaftliches Leben
im Quartier so gestaltet werden kann,
dass alle Menschen dort selbstbestimmt
leben können und dafür die Unterstüt-
zung finden, die sie brauchen.

Schauen wir uns die gesellschaftli-
chen und volkswirtschaftlichen Ent-
wicklungen an, stehen wir dabei vor

vielschichtigen Herausforderungen: So-
ziale Ungleichheit, Armut und Ausgren-
zung nehmen zu. Die zum großen Teil
im Privaten geleistete Pflege- und Sor-
gearbeit stößt an ihre Grenzen und ist
dabei im Wesentlichen noch immer
Aufgabe der Frauen. In der älter wer-
denden Gesellschaft steigt der Unter-
stützungsbedarf vieler Menschen bei
gleichzeitig zunehmendem Fachkräfte-
mangel. Zugleich stellen wir ein wach-
sendes Interesse an Selbstbestimmung
und Mitgestaltung in der Gesellschaft
fest und einen gestiegenen Anspruch an
Lebensqualität bis ins hohe Alter. 

Q8 will die Sorgeverpflichtung aus
dem Privaten befreien und definiert sie
in Übereinstimmung mit feministischer
Wissenschaft als Verantwortung aller
Menschen, wie z. B. die Soziologin
Frigga HAUG (2013) in der „Vier-in-
einem-Perspektive“. Es geht um nichts
weniger als den Anspruch uneinge-
schränkter gesellschaftlicher Teilhabe
aller Menschen, auch vor dem Hinter-
grund der UN-Behindertenrechtskon-
vention als Menschenrechtskonvention.

| Teilhabe 4/2013, Jg. 52, S. 171 – 175

| KURZFASSUNG Q8 ist eine Initiative der Evangelischen Stiftung Alsterdorf und findet
in ausgewählten Quartieren in Hamburg und Schleswig- Holstein statt. Das Projekt will
Antworten darauf finden, wie gesellschaftliches Leben im Quartier so gestaltet werden
kann, dass alle Menschen dort selbstbestimmt leben können und dafür die Unterstüt-
zung finden, die sie brauchen. Der Ansatz von Q8 greift die Bedarfe der Menschen auf
und will einen Beitrag dazu leisten, stationäre Versorgungsstrukturen und soziale Aus-
grenzung zu vermeiden. Soziale Dienstleister und Institutionen des Hilfesystems erhalten
Leitlinien, um ihre Angebotsstrukturen und ihre Leistungen weiterzuentwickeln. Der Bei-
trag beschreibt das Konzept von Q8 und stellt erste praktische Erfahrungen dar.

| ABSTRACT The Development Project for Neighbourhoods Q8 – Insights into
Community Work. Q8 is launched by the Evangelical Foundation Alsterdorf and is 
located in selected neighbourhoods of Hamburg and Schleswig-Holstein. Q8 is looking
for new ways to enable people to live independently. The project’s main issue is to build
up structures and to organize networks in order to provide services which are appro-
priate to needs and to avoid residential living conditions. The project’s objectives and
approaches ensure that Q8 meets the interests of people who are threatened or affected
by exclusion. At the same time, the project is supposed to give guidance to social services
and institutions on how they can develop their work. This article shows the project’s 
concept and gives practical examples.

Das Quartiersentwicklungsprojekt Q8 –
Einblicke in die Quartiersarbeit 
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„Ein besonderes Merkmal von Q8 ist
insofern, dass es den ‚Bedarfsgruppen‘-
Blick überwindet. Es geht nicht isoliert
um Kinder und Jugendliche oder Men-
schen mit Behinderung oder Migran-
tInnen, Familien oder SeniorInnen, son-
dern um alle QuartiersbewohnerInnen.
Es geht nicht um die isolierte Weiter-
entwicklung des ansässigen Gewerbes,
der Bildungseinrichtungen, Kirchenge-
meinden, Beratungsstellen oder sozia-
len Dienste und, darauf aufgesetzt, die
Weiterentwicklung des Ehrenamtes als
Lückenfüller. Es geht darum, alle diese
Kräfte zusammenzuführen und mit wei-
teren innovativen Unterstützungssyste-
men anzureichern.“ (SCHULZ 2012, 2)

Q8 soll ein Modell sein, das in allen
Quartieren flexibel einsetzbar und auf
andere Quartiere übertragbar ist. Der
Projektverlauf gliedert sich in drei 
Phasen:

> Zunächst geht es um das Kennenler-
nen und die Analyse des Quartiers.

> Im nächsten Schritt entwickeln die
Akteure im Stadtteil gemeinsame
Ideen und Konzepte, die vorhandene
Versorgungslücken schließen sollen.

> In der dritten Phase werden die Kon-
zepte gemeinsam umgesetzt.

Dieser Verlauf ist nicht statisch zu
sehen. In jeder Phase setzt sich das
Kennenlernen fort und in jeder Phase
können neue Aktivitäten starten. Im-
mer geht es darum, einen Rahmen zu
schaffen, in dem sich Menschen, Ideen
und Ressourcen wirkungsvoll verbin-
den können. Das ist auch eine Frage
des richtigen Zeitpunkts. 

Erste Phase: 
Kennenlernen des Quartiers

Beim Kennenlernen des Quartiers geht
es darum, sichtbar zu machen, wie das
Quartier im Hinblick auf Inklusion auf-
gestellt ist. Gemeinsam mit der Hoch-
schule für angewandte Wissenschaften
in Hamburg (HAW) bzw. Prof. Dr. Wot-
ha aus Kiel wertet Q8 in jedem Stadtteil
quantitative Daten aus und befragt pro-
fessionelle Akteure und die dort leben-
den Schlüsselpersonen nach Ressour-
cen und Entwicklungspotenzialen im
Stadtteil.

So fragt Q8 im Bereich „Wohnen
und Wohnumfeld“ nach der Anzahl
und der Auslastung der Pflegeheime
und alternativen Wohnformen. In
Hamburg-Altona wurde z. B. deutlich,
dass die betreuten und alternativen
Wohnformen lange Wartelisten aufwei-
sen. Diese Erkenntnis verband sich mit
den Berichten aus der Bevölkerung,
dass insbesondere kultursensible und

quartiersnahe Wohn- und Unterstüt-
zungsformen fehlten. 

In Gesprächen mit den Akteuren vor
Ort fragt Q8 auch nach „strukturellen
Verrücktheiten“ im Quartier. Struktu-
relle Verrücktheiten sind Widersprüche
in der Praxis, den Institutionen, in Ge-
setzen und Regelwerken, die uns im
Alltag auf vielfältige Weisen begegnen.
Um im widersprüchlichen Alltag hand-
lungsfähig zu sein, also „rund um die
Ecke zu kommen“, richten wir uns in
kleinen und großen Verrücktheiten ein.
Wir halten sie für selbstverständlich
und nehmen sie oft gar nicht mehr als
veränderbar wahr (vgl. zur Anregung
Abb. 1). Strukturelle Verrücktheiten zu
entdecken ist gut und wichtig, sie wei-
sen uns immer auf Felder möglicher
Bewegung und Veränderung hin.

Zwei Beispiele für strukturelle Ver-
rücktheiten:

> Wenn ein Mensch mit einer Behin-
derung aus dem stationären in den
ambulanten Bereich wechselt, gelten
für den gleichen Menschen auf ein-
mal andere Standards – im Wechsel
von Leistungen der Eingliederungs-
hilfe (SGB XII) zu Leistungen der
Pflegeversicherung (SGB XI) verän-
dert sich das Menschenbild.

> In einem Hamburger Seniorenkreis
berichteten Frauen und Männer
über ihre Erfahrungen in der Nach-
barschaft: Alle Anwesenden sagten:
Nein, sie würden sich bei der Nach-
barin kein Ei leihen, das sei ihnen
unangenehm. Dem stand die ein-
stimmige Aussage gegenüber: Ja, wir

würden uns freuen, wenn sich
jemand ein Ei bei uns leihen würde.

In strukturellen Verrücktheiten zu
leben und zu arbeiten, also die Struktu-
ren mit Sinn zu versehen, ist anstren-
gend und verbraucht viel Energie. Es ist
eine lohnende Angelegenheit, den Ver-
rücktheiten auf die Spur zu kommen
und sie in Bewegung zu bringen, sich
gemeinsam auf den Weg zu machen, 
um neue Antworten zu finden. Einige
Widersprüche lassen sich dabei direkt
vor Ort gemeinsam bewegen, einige
brauchen übergeordnetes politisches
Eingreifen und einen langen Atem. 

Zweite Phase: 
Ideen und Konzepte entwickeln

Die Projektleiter(innen) stellen die Er-
gebnisse der Quartiersanalyse in den
verschiedenen Gremien des Quartiers
vor und diskutieren sie mit Expert(in-
n)en und Bürger(inne)n. Ansetzend an
den formulierten Lücken in der Versor-
gung, den Ideen und Ressourcen im
Stadtteil, entwickeln sie gemeinsam An-
sätze für Projekte (vgl. Abb. 2).

Für die Auswahl und Entwicklung
von Projekten sind folgende Kriterien
handlungsleitend:

> Das Projekt dient den Interessen
von Menschen, die von Ausgren-
zung bedroht oder betroffen sind.

> Das Projekt ist zielgruppen- und leis-
tungsbereichsübergreifend (es richtet
sich also nicht nur an eine Zielgruppe
wie Menschen mit Behinderung oder
Jugendliche oder an Seniorinnen). 
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Abb. 1: „Die Ausnahme und die Regel“ nach Bertolt BRECHT (1990, 793) als Leit-
linie für die Suche nach „strukturellen Verrücktheiten“ 

DIE AUSNAHME UND DIE REGEL

Betrachtet genau das Verhalten dieser Leute:
Findet es befremdend, wenn auch nicht fremd

Unerklärlich, wenn auch gewöhnlich 
Unverständlich, wenn auch die Regel. (…) 

Untersucht, ob es nötig ist
Besonders das Übliche! 

Wir bitten euch ausdrücklich, findet
Das immerfort Vorkommende nicht natürlich!

Denn nichts werde natürlich genannt (…)
Damit nichts unveränderlich gelte.



Hamburger Sozialbehörde (BASFI) eine
Servicestelle für Information und Enga-
gement auf den Weg gebracht. „alto-
navi“ ist ein Umschlagplatz für Bedarf
und Hilfe bei ganz alltäglichen Fragen,
leicht zugänglich für alle. altonavi in-
formiert Anwohner(innen) über soziale
Angebote und Nahversorgung im Stadt-
teil, vermittelt gezielt weiter und unter-
stützt bei nachbarschaftlichen Projek-
ten. altonavi ist aber noch mehr: Die
Servicestelle ist gleichzeitig auch Frei-
willigenagentur für den Bezirk Altona.
Alle Altonaerinnen und Altonaer kön-
nen sich hier über Möglichkeiten infor-
mieren, wenn sie sich im Bezirk Altona
bürgerschaftlich engagieren wollen (vgl. 
Abb. 3). 

Vier Institutionen übernahmen im
Verbund die Trägerschaft der Service-
stelle: die alsterdorf assistenz west, die
Arbeiterwohlfahrt, das Stadtteilzentrum
HausDrei und die Seniorenbildung
Hamburg. Die Finanzierung erfolgt in
Partnerschaft von Behörden, Stiftungen
und Trägern: Vier Teilzeitstellen werden
von der Homann-Stiftung, dem Deut-
schen Hilfswerk, der Sozialbehörde, dem
Bezirksamt und der alsterdorf assistenz
west gefördert. Auch das Diakonische
Werk Hamburg, der lokale Gewebever-
ein „Einkauf City Altona“ sowie zwei
Hamburger Wohnungsgesellschaften,
der „Bauverein der Elbgemeinden“ und
der „Altonaer Spar- und Bauverein“,
sind mit eingestiegen.

Welche Anfragen konnten bei alto-
navi zufriedenstellend beantwortet wer-
den? Für welchen Bedarf gibt es keine
Antworten? Diese Fragen wollen Ver-
treterinnen und Vertreter aus allen acht
Lebensbereichen begleitend zur Arbeit
von altonavi in einem kontinuierlichen
„Begleitzirkel“ auswerten: Der Zirkel
identifiziert Lücken in der Versorgung
und vorhandene Ressourcen im Stadt-
teil. Ziel ist es, gemeinsam Lösungen zu
entwickeln, indem alle Ressourcen des
Stadtteils fachübergreifend einbezogen
werden – sei es z. B. ein Mobilitäts-
dienst für ältere Menschen, die isoliert
in ihren Wohnungen leben, obwohl sie
mittels einer Begleitung gut am gesell-
schaftlichen Leben teilhaben könnten,
oder eine wohnortnahe Unterstützung
für Familien, die Entlastung benötigen.
Geplant ist, die Ergebnisse, Lösungen
und offenen Fragen in regelmäßigen
Abständen mit Verwaltung und Politik
zu beraten, damit sie auch in längerfris-
tige Planungen und Steuerungen Ein-
gang finden können.

Beispiel: Eine Mitte für Alle 

Mitten im Herzen Hamburgs, direkt
angrenzend an den Stadtteil Altona Alt-
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Abb. 2: Jugendliche beteiligen sich an der inklusiven Stadtplanung (Foto: Q8/Axel
Nordmeier)

Abb. 3: Gäste bei der Eröffnung von altonavi 

> Das Projekt berührt verschiedene
Finanzierungsgrundlagen (z. B. die
Pflege- und Krankenversicherung
und die Eingliederungshilfe). Es hat
also perspektivisch das Potenzial,
Leistungs- und Finanzierungssyste-
me in Bewegung zu bringen.

> Das Projekt antwortet auf struktu-
relle Verrücktheiten.

Beispiel: Servicestelle inklusive 
Freiwilligenagentur

Wo ist die nächste Kita? Was tun, wenn
ich mich nicht mehr alleine versorgen
kann? Kann ich jemandem bei den

Hausaufgaben helfen? Im Stadtteil Al-
tona gibt es eine große Vielfalt an Bera-
tungs- und Unterstützungsangeboten,
die aber für die Bevölkerung und auch
für Fachkräfte oft nicht ausreichend
bekannt sind. Zugleich verfügt der
Stadtteil über ein großes Potenzial: Vie-
le Bürger(innen) in Altona wollen sich
zivilgesellschaftlich und ehrenamtlich
engagieren. Häufig fehlten ihnen aber
konkrete Anlässe und Zugänge für den
Start eines Engagements.

Auf Initiative von Q8 hat ein Netz-
werk aus 20 Trägern gemeinsam mit
dem Altonaer Bezirksamt und der



stadt, soll auf dem Gelände des ehema-
ligen Güterbahnhofs Altona ein neuer
Stadtteil entstehen: die Mitte Altona
(vgl. Abb. 4). Die Planung dieses neuen
Stadtteils ist ein außerordentliches Pro-
jekt für Hamburg und für Altona. Sie
eröffnet die Chance, einen städtischen
Wohn- und Lebensraum von Beginn an
sozial und nachhaltig zu konzipieren,
eine Herausforderung für die Stadtpla-
ner(innen) ebenso wie für die Bürgerin-
nen und Bürger. Immerhin sollen auf
dem Areal einmal bis zu 3500 Wohnun-
gen entstehen. 

Eine Mitte für Alle

Q8 Altona initiierte 2012 den Prozess
„Eine Mitte für Alle“ und moderiert
und begleitet das gleichnamige Forum.
Das Forum „Eine Mitte für Alle“ ist ein
offenes, impulsgebendes Gremium, mit
dem Ziel, den neuen Stadtteil von
Anfang an so zu planen, dass alle Men-
schen selbstverständlich dazu gehören.
140 Vertreter(innen) aus Institutionen,
Politik und Verwaltung, aus Kreativ-
wirtschaft und Universität, aus Stiftun-
gen, Initiativen und Baugemeinschaf-
ten, aus Kirche und Stadtplanung,
Menschen mit und ohne Behinderung,
Menschen verschiedener Herkunft und
unterschiedlichen Alters, Anwohne-
r(innen) und interessierte Bürger(innen)
erarbeiteten inklusive Ziele und Etap-
pen für den neuen Stadtteil.

Entstanden ist eine Übersicht für
eine inklusive Stadtentwicklung in Mit-
te Altona. Die Ziele und Vorschläge
gehen dabei quer durch alle Lebensbe-
reiche und reichen von barrierefreien
öffentlichen Räumen über autoarme
Straßen und Wege bis hin zu integrier-
ten Wohnkonzepten sowie barrierefrei-
en Kommunikations- und Beteiligungs-
angeboten. „Eine Mitte für Alle“ betritt
damit Neuland im noch wenig erforsch-
ten Feld inklusiver Stadtentwicklung.

Meilenstein inklusiver Stadtplanung

Einstimmig hat sich die Bezirksver-
sammlung Altona im August 2012 dafür
ausgesprochen, dass die Hamburger
Behörde für Stadtentwicklung und Um-
welt die inklusiven Ziele des Forums im
weiteren Planungsprozess Mitte Altona
berücksichtigen soll. Zudem sprechen
sich die Abgeordneten dafür aus, die
Ziele in allen zukünftigen Altonaer
Bauvorhaben zu berücksichtigen.

Im Mai dieses Jahres erklärte die
Stadtentwicklungsbehörde öffentlich,
dass sie anstrebe, dass ein inklusives
Quartiersmanagement in Mitte Altona
eingerichtet wird. Zudem wolle die
Behörde beim Wohnungsbau Vorgaben

zur Barrierefreiheit über das rechtlich
verbindliche Maß hinaus erarbeiten.

So könnte Inklusion aussehen

In dem autoarmen, barrierefreien und
grünen Stadtteil können sich Fußgän-
ger(innen) gefahrlos bewegen. In den
Häusern leben Jung und Alt, Menschen
mit und ohne Behinderung, Menschen
jeden Einkommens und unterschiedli-
cher Nationalitäten. Die Wohnungen
sind durch anpassungsfähige Grundris-
se leicht veränderbar: größere Wohnun-
gen für Familien und Wohngemein-
schaften, kleinere Wohnungen für Ein-
zelpersonen, auch ältere Menschen.
Wohncafés und Nachbarschaftstreffs
sind fußläufig erreichbar, ein Service-
zentrum koordiniert Dienstleistungen,
bürgerschaftliches Engagement und
bietet Tages- und Nachtassistenz. In
den Geschäften arbeiten Menschen mit
und ohne Behinderung zusammen.

Wie geht es weiter?

Jetzt geht es um die so genannten „Ab-
wendungsvereinbarungen“, denn das
Gebiet gehört privaten Unternehmen,
nicht der Stadt. Die Stadt Hamburg
schließt in diesen Vereinbarungen mit
den Grund-Eigentümern einen Vertrag
darüber, was zu deren Aufgaben gehört.
Werden sich beide Seiten nicht einig,
könnte die Stadt das Gebiet selbst kau-
fen und müsste es zu den geforderten
Bedingungen selbst entwickeln. Die
Ergebnisse dieser Verhandlungen wer-
den der Hamburger Bürgerschaft und
der Öffentlichkeit in den nächsten Mo-
naten präsentiert. 

Die Arbeit hat gerade erst begonnen, so
das Forum „Eine Mitte für Alle“. „Da
gibt es Schuldenbremsen bei den
öffentlichen Budgets auf der einen und
immer kürzer werdende wohnwirt-
schaftliche Investitions- und Gewinn-
erzielungspläne auf der anderen Seite.
Da werden die Fragen zu den Kosten
der Inklusion und dazu, welchen Nut-
zen sie künftig wohl erzielen wird, erst
noch kommen. Und Fragen dazu, wer
sich denn nun am Ende die Verwirkli-
chung von Menschenrechten etwas
kosten lassen muss. Und wie viel. Der
Beweis jedoch, dass Partizipation im
richtigen Rahmen erfolgreich gesell-
schaftspolitische Impulse setzen kann,
ist erbracht. Das ermutigt zum Weiter-
machen.“ (PREUSS 2013, 7)

Stolpersteine und Wegweiser

> Mit Q8 betreten wir Neuland, indem
wir gemeinsam einen Perspektiv-
wechsel wagen. Diese „Suchbewe-
gung“ inspiriert und macht Spaß, die
Offenheit des Prozesses ist zuweilen
aber auch verunsichernd und irritie-
rend. Beides gehört zusammen und
beschreibt unterm Strich ein Quali-
tätsmerkmal des Prozesses.

> Das Nebeneinander der gemeinnüt-
zig und kommerziell Tätigen im
Stadtteil ist häufig von Konkurren-
zen geprägt. Aus dem Nebeneinan-
der ein Miteinander zu machen, ist
eine Herausforderung, die eine ge-
meinsame Klammer braucht, die
Interessengegensätze der Akteure
intelligent einbindet, d. h. eine Per-
spektive, die allen nützt.

174

PRAXIS UND MANAGEMENT Teilhabe 4/2013, Jg. 52
Das Quartiersentwicklungsprojekt Q8 – Einblicke in die Quartiersarbeit

Abb. 4: Teilnehmende des Forums „Eine Mitte für Alle“ auf dem Brachgelände der
Mitte Altona (Foto: Q8/Axel Nordmeier) 



> Die zielgruppenübergreifende Per-
spektive ist handlungsleitend und
wichtig. Es ist zugleich sinnvoll zu
prüfen, welche zielgruppenbezoge-
nen Angebote von Bedeutung sind
und wie diese gestärkt werden kön-
nen, z. B. Räume für Frauen oder
fachbezogene Selbsthilfegruppen.

> Das Zusammenspiel aller Einrich-
tungen ist gefragt. Insbesondere klei-
nere Träger verfügen über geringe
finanzielle und zeitliche Ressourcen.
So kommt es vor, dass Träger im Ver-
lauf der Projektentwicklung mangels
Ressourcen ausscheiden oder eine
Mitarbeit nur eingeschränkt realisie-
ren können. 

> „Wie eine Sirene“ lockt die Versu-
chung, schnelle, direkt umsetzbare
Lösungen und Antworten zu finden.
Neue Entwicklungspotenziale zu ent-
decken, Bündnisse und Vertrauen
wachsen zu lassen, braucht hinge-
gen Zeit.

Mit Q8 haben wir uns auf den Weg
gemacht – prozesshaft und perspekti-
visch in die Mitte der Gesellschaft. Wir
lernen gemeinsam, dass dieser Weg
nicht gerade verläuft. Er ist kurvig,
manchmal holprig, aber er hat ein kla-
res Ziel: dass alle Menschen gleichbe-
rechtigt am Leben teilhaben können. 

„Mit-allen-im-Quartier“ bringt im Scrab-
ble schon mal 33 Punkte. Wir sind also
auf dem richtigen Weg.
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Inklusion in der Diskussion
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Kritische Perspektiven auf die aktuelle „Inklusionsrhetorik“ 
stehen im Zentrum dieses Hefts. Die vielschichtigen Implikatio-
nen des Konzepts Inklusion und seiner Umsetzung werden 
analysiert. Anhand konkreter Praxisfelder (Schule, Behinderten-
hilfe, Sozialraum) werden problematische Wirkungen darge-
stellt, aber es wird auch gezeigt, unter welchen Bedingungen 
Inklusion gelingen kann.

Autor/innen: Anne-Dore Stein, Gudrun Wansing, Valentin 
Aichele, Jürgen Oelkers, Fred Ziebarth, Markus Dederich u.a.
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Palliativbedarf bei Menschen 
mit geistiger Behinderung

Selbstverständlich ergibt sich nicht
durch eine geistige Behinderung ein
Palliativbedarf, aber mit steigendem Al-
ter nehmen bei Menschen mit geistiger
Behinderung z. B. Verschleißerkrankun-
gen aufgrund des Alterungsprozesses zu.
Schon vor Jahren wurde in Deutsch-
land von einer Zahl von 20.000 bis
30.000 älterer Menschen mit geistiger
Behinderung, die älter als 65 Jahre sind,
ausgegangen (vgl. Pro Alter, Heft
2/2004). Diese Zahl wird sich mittler-
weile gravierend erhöht haben. Genaue
Zahlen gibt es nicht für Deutschland,
da die Melderegister eine Klassifizierung
nach Behinderung nicht vornehmen. 

Schauen wir bezogen auf das Alter
nur auf die Bewohner(innen) in Wohn-
stätten, kann folgendes konstatiert wer-
den: „Die Altersgruppen bis 40 Jahre
haben deutlich abgenommen, während
die über 40 Jahre anteilmäßig zugenom-
men haben. Das Durchschnittsalter lag
im Jahr 2000 bei 38,8 Jahren, 2006 lag
es bei 41,9 Jahren“ (DING-GREINER

& KRUSE 2010, 16). Was sich hier
deutlich abzeichnet, ist eine Alterung
der Bewohnerstruktur in den Wohn-
stätten. Auch in ausgelagerten Außen-
wohngruppen ist diese Tendenz deut-
lich zu bemerken.

Aus eben diesem Alterungsprozess
entsteht ein zunehmend größer wer-
dender Bedarf an Palliativversorgung
für diese Klientel. Hierbei sind Ent-
wicklungen zu erkennen, die mit denen
der nicht-behinderten Bevölkerung
parallel laufen. Auf der anderen Seite
zeigen sich aber auch Tendenzen, die
ein frühzeitiges Einsetzen von alters-
spezifischen Erkrankungen gegenüber
einer Vergleichsbevölkerung gleichen
Alters aufzuzeigen. Insbesondere bei
Menschen mit Down-Syndrom scheint
dieses der Fall zu sein. Hierbei fällt vor
allem der frühe Beginn einer Alzheimer
Demenz auf, der einen zusätzlichen
Palliativbedarf mit sich bringen kann.

Bezogen auf konkrete Krankheitsbil-
der zeigen DING-GREINER & KRUSE
(2010, 22 ff.) folgende Entwicklungen
für das Auftreten von Alterserkrankun-

| Teilhabe 4/2013, Jg. 52, S. 176 – 179

| KURZFASSUNG Menschen mit geistiger Behinderung werden in Deutschland immer
älter. Mit Zunahme alter Menschen mit geistiger Behinderung wächst auch ihr Bedarf an
pflegerischer und palliativer Versorgung. Da Palliative Care noch nicht zu den originären
Aufgaben der Behindertenarbeit zählt, hat sich eine kleine Wohnstätte aus Oberhausen
auf den Weg gemacht, im Rahmen eines Palliativprojekts ein eigenes Palliativkonzept (mit
den Schwerpunkten Symptomlinderung, Sterbebegleitung, Angehörigenintegration und
Vernetzung) zu erarbeiten, umzusetzen und zu verstetigen.

| ABSTRACT Supporting or Alleviating? Palliative Care for People with Intel-
lectual Disabilities. People with intellectual disabilities in Germany become older and
older. With the increasing number of elderly people with intellectual disabilities there is a
growing need for nursing and palliative care. Because palliative care is not one of the
core tasks of the support system for people with disabilities, a small residential home in
Oberhausen has initiated a palliative care project to develop and implement an own pal-
liative care concept with the key points symptomatic relief, end-of-life care and working
with relatives.

Fördern oder lindern?
Palliative Care für Menschen mit geistiger Behinderung –
ein Palliativprojekt  

gen bei Menschen mit geistiger Behin-
derung auf:

> Einschränkungen des Sehvermö-
gens: Im höheren Lebensalter und
mit dem Schweregrad der geistigen
Behinderung ist sie höher als in der
Vergleichsbevölkerung.

> Einschränkungen des Hörvermö-
gens: Auch bei der Einschränkung
des Hörvermögens liegen die Anteile
höher als in der Vergleichsbevölke-
rung.

> Dysfunktion der Schilddrüse: Glei-
ches gilt auch für Dysfunktionen der
Schilddrüse. Hier ist es vor allem die
Unterfunktion der Schilddrüse. Gra-
vierend ist der Anstieg bei Menschen
mit dem Down-Syndrom (45,5 %).

> Herzerkrankungen: Erkrankungen
des Herzens, die nicht auf eine Min-
derdurchblutung des Herzmuskels
verweisen, kommen bei Menschen
mit geistiger Behinderung häufiger
vor.

> Erkrankungen der Atemwege: Das
Risiko, an einer Atemwegserkran-
kung zu leiden, ist bei Menschen mit
geistiger Behinderung erhöht. Hier
variiert der Prozentsatz mit der
Schwere der geistigen Behinderung.

> Hauterkrankungen: Insbesondere
treten Hauterkrankungen bei Men-
schen mit dem Down-Syndrom auf
(20–25 %).

> Krebserkrankungen: Hier sind es
bestimmte Krebsarten, die bei Men-
schen mit geistiger Behinderung ver-
mehrt auftreten: Bösartige Tumore
im Verdauungstrakt, Speiseröhren-
krebs, Adenokarzinom und Karzi-
nom der Gallenwege. Das Risiko, an
einem Schilddrüsenkrebs zu erkran-
ken, ist um das Zweifache erhöht.

> Erkrankungen des Bewegungssys-
tems: Hier haben Menschen mit
geistiger Behinderung ein deutlich
erhöhtes Risiko gegenüber der Ver-
gleichsbevölkerung.

Neben den hier aufgezeigten Alters-
und Verschleißerkrankungen kann zu-
sätzlich noch eine Demenz auftreten. Je
älter Menschen mit geistiger Behinde-
rung werden, desto wahrscheinlicher
wird eine Demenz. Somit kann diese
Gesamtsituation mit GUSSET-BÄH-
RER (2012, 199) wie folgt zusammen-
gefasst werden: „Im Vergleich zu älte-
ren Menschen mit geistiger Behinde-
rung ohne Demenzerkrankung weisen
ältere Demenzkranke mit geistiger Be-

Stephan Kostrzewa Arif Sayim Daniela Scholz



hinderung deutlich mehr Erkrankun-
gen auf. Bei Demenzkranken in einem
späten Stadium werden zudem deutlich
mehr Begleiterkrankungen festgestellt
als bei Demenzkranken in einem mitt-
leren Stadium. Dies ist unabhängig vom
Grad der geistigen Behinderung.“

Aus all diesen Fakten kann klar kon-
statiert werden: Menschen mit geistiger
Behinderung haben mit steigendem
Alter eine Zunahme an Palliativbedarf.
Hier muss von Seiten der Behinderten-
arbeit reagiert werden.

Das Projekt „Alsbachtal“

Alles begann mit einer Bewohnerin in
der Wohnstätte Alsbachtal gGmbH in
Oberhausen, die an einem Hirntumor
erkrankt war. Zu wissen, dass diese
Bewohnerin in naher Zukunft verster-
ben könnte, setzte die Teams der Wohn-
stätte unter großen Druck. Zur damali-
gen Zeit (2010) glaubten die Mitarbei-
tenden der Teams nicht daran, dass
ein(e) Bewohner(in) mit Hirntumor in
einer Wohnstätte für Menschen mit
geistiger Behinderung bis zum Verster-
ben betreut, gepflegt und begleitet wer-
den kann. Aus dieser Überforderung
heraus entstand ein Kontakt zu einer
Beraterfirma (aus Mülheim an der
Ruhr), die Palliativkonzepte mit Ein-
richtungen der stationären Altenpflege
und der stationären Behindertenarbeit
erarbeitet (für Details zum Projekt „Als-
bachtal“ vgl. KOSTRZEWA 2013).

Intensive Vorgespräche 

Ein Palliativprojekt durchzuführen, ist
ein tiefer Einschnitt in die bestehende
Struktur einer Wohnstätte für Men-
schen mit geistiger Behinderung. Hier
bedarf es intensiver Vorgespräche mit
dem Träger, der Einrichtungsleitung,
der Mitarbeitenden aus den Teams und
selbstverständlich mit den Bewohne-
r(inne)n und deren Angehörigen.

In diesen Vorgesprächen (2010)
musste deutlich gemacht werden, wie
umfangreich der Ansatz der Palliative
Care ist und inwieweit dieser Ansatz
bestehende Konzepte zur Förderung
und Betreuung beeinflussen werden.

Im vorliegenden Projekt wurden
hierzu zu Beginn Gespräche mit dem
Träger (Herr Wörmann) und dem Ein-

richtungsleiter (Herr Sayim) geführt.
Insbesondere ergab sich dahingehend
eine Herausforderung, dass bei „laufen-
dem“ Betrieb geschult werden musste.
Das war aus dem Grund zwingend, da
es sich bei der vorliegenden Wohnstätte
um eine kleine Einrichtung (22 Bewoh-
nerinnen und Bewohner) handelt mit
entsprechend wenigen Mitarbeitenden.
Hier konnten Schulungen nur an vielen
kurzen Terminen wahrgenommen und
durchgeführt werden. Insbesondere
wurden hierzu Teambesprechungen
verkürzt und Fortbildungstermine auf
mehrere kleine Termine verteilt. Da das
Gesamtprojekt auf zwei Jahre (von
2010 bis 2012) angelegt war, entfielen
auf reine Schulungstermine ca. 50
Unterrichtseinheiten (à 45 Minuten).

Ein Palliativprojekt kann nur erfolg-
reich umgesetzt werden, wenn Mitar-
beitende der Wohnstätte das Projekt
mittragen. Hierzu wurden die Mitarbei-
tenden in einer großen Teamsitzung
informiert und befragt. In diesem
Zusammenhang stellte sich dann auch
der Projektleiter und Fachreferent vor.
Hier stand dann im Vordergrund darzu-
stellen, was der Ansatz der Palliative
Care umfasst und für wen dieses Kon-
zept gedacht ist.

Im Anschluss an die Zustimmung der
Teams zum geplanten Projekt sprachen
Mitarbeitende mit den Bewohner(in-
nen) über das geplante Projekt. Zudem
wurden die Eltern der Bewohner(innen)

im Rahmen eines Elternbrunchs über
den Einrichtungsleiter, Herrn Sayim,
informiert. Nachdem alle Seiten Zustim-
mung signalisierten, konnte das eigent-
liche Projekt starten.

Ist-Stand-Erhebung zu Beginn 
des Projekts

KOSTRZEWA & GERHARD (2010)
haben zur Erhebung der Güte der aktu-
ellen Palliativversorgung und Sterbebe-
gleitung eine Methode entwickelt, mit
der über eine anonyme Befragung der
Mitarbeitenden entsprechendes Daten-
material erhoben werden kann. Mithilfe
dieses Palliative Care Mappings (kurz
PCM©) wurde zu Beginn des Projekts
eine Ist-Stand-Erhebung durchgeführt.
Wichtig war zu schauen, wo die Ein-
richtung aktuell steht. Das PCM kann
hierbei behilflich sein, da es mithilfe der

anonymen Befragung der Mitarbeiten-
den relativ objektiv aufzeigen kann, wo
die Einrichtungen und die einzelnen
Teams Stärken in der Palliativversor-
gung haben, aber auch „Baustellen“.
Diese gilt es dann zu bearbeiten, durch
Inhouse-Schulungen, Fallbesprechun-
gen und fachliche Begleitung.

Unter anderem zeigten sich folgende
Ergebnisse (vgl. KOSTRZEWA 2013,
Kap. 8) der Ist-Stand-Erhebung mithilfe
des PCM:

> In den Teams gab es zuvor kaum
eine strukturierte Kommunikation
über die Themen Sterben und Tod.
Weder im Team noch mit den Be-
wohner(inne)n oder den Angehöri-
gen wurde hierüber gesprochen.

> Auch gab es keine Erfassung der
Wünsche der Bewohner(innen) zu
Sterben und Tod. Viele Mitarbeiten-
de waren der Meinung, dass die Be-
wohner(innen) hierüber nicht spre-
chen können bzw. wollen. 

> Es gab auch keine regelmäßige Er-
fassung des Schmerzempfindens bei
Bewohner(inne)n mit starker geisti-
ger Behinderung, die sich verbal hier-
zu nicht äußern können.

> Auch bei weiteren Symptomen, wie
z. B. Luftnot, Durst oder Mundtro-
ckenheit, gab es keine Handreichun-
gen (außer für Übelkeit/Erbrechen
und Obstipation).

> Da Sterben und Sterbebegleitung in
der Wohnstätte bisher sehr selten
Thema war, gab es bisher auch keine
ausgeprägte Abschiedskultur. Sollte
ein(e) Bewohner(in) versterben, müss-
te dann notwendigerweise improvi-
siert werden.

> Den Mitarbeitenden war auch nicht
bekannt, dass der behandelnde Haus-
arzt auch gleichzeitig Palliativmedi-
ziner ist, was sich später als sehr vor-
teilhaft herausgestellt hat.

> Es gab zu Beginn des Projekts keine
Vernetzung mit der örtlichen Hos-
pizbewegung, dem Palliativnetz oder
einem SAPV-Team (Spezialisierte am-
bulante Palliativversorgung – eine
Krankenkassenleistung, die insbe-
sondere bei starker Symptomlast an-
gefordert werden kann).

> Kaum ein Mitarbeitender hat in sei-
ner Ausbildung den Umgang mit
Sterben, Tod und Trauer kennen-
gelernt. Als Ausbildungsthema kam
Sterben und Trauer schlicht und ein-
fach nicht vor.
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Alles begann mit einer Bewohnerin, die an einem
Hirntumor erkrankt war.



Die vorliegenden Ergebnisse mach-
ten zu Beginn deutlich, wo verschiede-
ne Baustellen und Stärken in der aktu-
ellen Palliativversorgung liegen. Zum
einen war eine Stärke dahingehend
deutlich, dass die Mitarbeitenden sich
auf das Projekt einlassen konnten. Sie
waren bereit, dass teilweise für sie selbst
„unangenehme“ Thema zu bearbeiten.
Hierzu wurde auch frühzeitig von den
Mitarbeitenden angeregt, erst einmal
über das eigene Sterben und den eige-
nen Tod sprechen zu wollen. Können
Mitarbeitende über ihr eigenes Sterben
sprechen – so die Logik – können sie
dieses auch mit den Bewohner(inne)n.

Wichtig war aber auch für die meis-
ten Mitarbeitenden, das Konzept der
Palliative Care erst einmal zu klären.
Die meisten Mitarbeitenden haben Pal-
liativversorgung gleichgesetzt mit Ster-
bebegleitung. Dass aber hiermit ein viel
weitreichenderes Betreuungs- und Ver-
sorgungskonzept zu verstehen ist, ha-
ben nur wenige gewusst. Folgende Defi-
nition der WHO (vgl. KOSTRZEWA
2013, 7) sollte einem einheitlichen Ver-
ständnis der Mitarbeitenden zugrunde
liegen: „Lindern eines weit fortgeschrit-
tenen Krankheitsgeschehens mit be-
grenzter Lebenserwartung. Ziel von
Palliative Care ist dabei, die Lebens-
qualität zu steigern und das Wohlbefin-
den zu fördern. Palliative Care spricht
den Betroffenen und seine Angehöri-
gen als gemeinsamen Adressaten an.“ 

Ein Vorurteil zeigte sich in der Ein-
schätzung der Bewohner(innen). Hier
dachten viele Mitarbeitende, dass Men-
schen mit geistiger Behinderung über
kein Todeskonzept verfügen. Unter
Todeskonzept versteht man die Einstel-
lung gegenüber dem Faktum Tod, z. B.:
„Jeder Mensch muss sterben“; „Auch
ich muss sterben“; „Es gibt kein Zu-
rück“; „Der Tod hat Gründe, wie Alter,
Unfall oder Krankheit“. Hierzu war es
notwendig, dass Mitarbeitende gegen-
teilige Erfahrungen machen können,
indem sie bei den Bezugsbewohner(in-
ne)n erheben, was diese über Sterben
und Tod denken und wie sie diese Be-
griffe auf sich selbst beziehen können.

Festlegung und Schulung einzelner
Fortbildungsmodule

Aus den Ergebnissen der Ist-Stand-
Erhebung geht deutlich hervor, dass zu
schulende Inhalte medizinisch-pflegeri-
sche Themen genauso vermitteln müs-
sen wie Aspekte zur palliativen Hal-
tung, zu Bedürfnissen sterbender Men-
schen mit geistiger Behinderung, zum
eigenen Umgang mit dem Thema Ster-
ben und auch zum Todeskonzept bei
Menschen mit geistiger Behinderung.

Allein nur ein Verabschiedungskonzept
zu entwerfen oder eine palliative Hal-
tung zu schulen, würde bedeuten, dass
Projekt nicht zu „erden“. Palliative
Maßnahmen bei belastenden Sympto-
men zu vermitteln, kann dabei behilf-
lich sein, Teams kompetent und stark

zu machen, wenn diese Symptome bei
ihren Bewohner(inne)n im Sterbepro-
zess auftreten sollten. Im Rahmen des
Projekts „Alsbachtal“ wurden somit fol-
gende Fortbildungsmodule festgelegt
und geschult:

> Definition und Konzept der Palliati-
ve Care

> Notwendigkeit der Palliative Care
für eine Wohnstätte für Menschen
mit Behinderung

> Umgang mit der eigenen Sterblich-
keit (bei Mitarbeitenden)

> Erkenntnisse zum Todeskonzept bei
Menschen mit geistiger Behinderung

> Möglichkeiten der Erhebung des
Todeskonzepts bei Bewohner(inne)n
einer Wohnstätte

> Besprechung der Themen „Sterben
und Tod“ mit Bewohner(inne)n einer
Wohnstätte

> Symptomlinderung (z. B. Schmerz-
management, Umgang mit Luftnot,
Anwendung der speziellen Mund-
pflege; Umgang mit dem Ablehnen
von Trinken und Essen; Umgang mit
dem Todesrasseln; Umgang mit Angst
und Unruhe etc.)

> Umgang mit Trauerreaktionen bei
Betroffenen und Mitbewohner(inne)n

> Abschiedskultur

Aus den einzelnen Modulen sind
dann konkrete Aufgaben für die Teams
formuliert worden, die dann (gesteuert
durch die eingerichtete Projektgruppe)
umgesetzt, angewendet und evaluiert
wurden. 

Erhebung der Einstellung zum 
Sterben bei einzelnen Bewohnern

Wesentlicher Bestandteil des Palliativ-
projekts ist, die Einstellung der Bewoh-
ner(innen) zu ihrem Sterben zu erhe-
ben und dieses Thema grundsätzlich zu
thematisieren. Hierzu wurde im Vorfeld
intensiv diskutiert, inwieweit Bewoh-
ner(innen) überhaupt über ein reifes
Todeskonzept verfügen. Gestützt auf
die Untersuchungsergebnisse von Eve-
lyn FRANKE (2012) haben dann

Bezugsmitarbeitende die Bewohner(in-
nen) zum Thema befragt. Zum Erstau-
nen der meisten Mitarbeitenden haben
die meisten interviewten Bewohner(in-
nen) recht klare Vorstellungen über
ihre Bedürfnisse zum Thema „Sterben
und Sterbebegleitung“ geäußert.

Vernetzung mit bestehenden 
externen Angeboten

Palliativversorgung kann nur gelingen,
wenn Einrichtungen sich mit dem ex-
ternen Palliativangebot der Gemeinde
bzw. der Kommune vernetzen. Hierzu
wurde über die Einrichtungsleitung
Kontakt zur örtlichen Hospizbewegung
und dem örtliche SAPV-Team (Spezia-
lisierte ambulante Palliativversorgung)
aufgenommen. Auch wurde in diesem
Zusammenhang für die Mitarbeitenden
erstmalig klar, dass der behandelnde
Hausarzt gleichzeitig auch Palliativ-
mediziner ist, was zu Beginn des Pro-
jekts kaum einem Mitarbeitenden be-
kannt war.

Anwendung auf den „Fall“

Noch während des laufenden Projekts
zeichnete sich das nahe Sterben einer
Bewohnerin ab. Hierbei handelte es sich
aber nicht um die ursprüngliche Bewoh-
nerin mit Hirntumor, deren Krankheits-
verlauf sich wider Erwarten verlangsam-
te. Da zu diesem Zeitpunkt schon die
meisten Inhalte der medizinisch-pflege-
rischen Palliativversorgung geschult
waren, konnten die zuständigen Mitar-
beitenden auf dieses Wissen aktuell
zurückgreifen. Auch wurden sie hierbei
unterstützt durch das örtliche SAPV-
Team und die örtliche Hospizbewegung.
Schnell wurde den Teams und der Ein-
richtungsleitung klar, dass nur durch
einen erhöhten Einsatz an Mitarbeiten-
den (insbesondere in der Nacht), das
gesteckte Ziel, einen Krankenhausauf-
enthalt zu vermeiden, zu erreichen war. 

Ein halbes Jahr später verstarb ein
weiterer Bewohner in der Einrichtung,
der ebenfalls durch eine gute Palliativ-
versorgung bis zum Schluss Lebensqua-
lität erfahren durfte.

Erneute Ist-Stand-Erhebung

Im Herbst 2012 – also am Ende des Pal-
liativprojekts – wurde eine erneute ano-
nyme Befragung der Mitarbeitenden
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Viele Mitarbeitende dachten, dass Menschen mit geis-
tiger Behinderung über kein Todeskonzept verfügen.



mithilfe der PCM-Methode durchge-
führt. Hier zeigten sich nun nach fast
zwei Jahren Projektarbeit folgende Er-
gebnisse:

> Es wird mittlerweile häufiger kom-
muniziert über die Themen Sterben,
Tod und Trauer.

> Es wird bei allen neuen Bewohne-
r(inne)n nach einer gewissen Einge-
wöhnungsphase das „Todeskonzept“
erhoben.

> Die Scheu vor den Themen Sterben
und Tod ist deutlich kleiner geworden.

> Die Einsicht bei den Mitarbeitenden
hat zugenommen, dass Bewohne-
r(innen) sich ebenfalls mit den The-
men beschäftigen können.

> Die Erkenntnis ist etabliert, dass
auch Bewohner(innen) mit geistiger
Behinderung mehrheitlich ein „To-
deskonzept“ haben.

> Zum Selbstverständnis der Wohn-
stätte Alsbachtal gehört, dass sie
eine Einrichtung ist, in der Bewoh-
ner(innen) leben und sterben können.

> Es ist deutlich geworden, dass mehr
Austausch über die Einschätzung
des Palliativbedarfs zwischen Mitar-

beitenden der Pflege und Pädagogik
notwendig ist.

> Das erarbeitete Palliativkonzept ist
ein gelebtes Konzept in der Wohn-
stätte.

> Die Mitarbeitenden der Wohnstätte
Alsbachtal werden zunehmend siche-
rer in der medizinisch-pflegerischen
Palliativversorgung.

Im Nachgang ist allen Beteiligten
deutlich geworden, dass ohne die be-
dingungslose Rückendeckung durch
den Träger und die Einrichtungsleitung
ein solches Projekt nicht möglich ge-
worden wäre. Eine Grundbedingung ist
aber auch, dass die Belange der Mitar-
beitenden gesehen werden müssen,
denn diese setzen das Palliativkonzept
schließlich praktisch um.

Erweiterung des Palliativverständnis-
ses auf Bewohner(innen) mit Demenz

Zurzeit erfährt das implementierte Pal-
liativkonzept eine Weiterentwicklung,
da nun vermehrt Bewohner(innen) mit
geistiger Behinderung und Demenz in
den Fokus genommen werden. Auch zu
diesem Themengebiet werden aktuell
die Mitarbeitenden der Teams geschult.
Insbesondere Demenz zu erkennen
und einen angemessenen Umgang
anbieten zu können, steht im Mittel-
punkt der Schulungseinheiten. Hier
zeigt sich, dass die zuvor gefestigte pal-
liative Haltung der Mitarbeitenden gut
auf diese Bewohnergruppe übertragen
werden kann. 

Insbesondere Förderkonzepte kom-
men bei Bewohner(innen)n mit De-
menz an ihre Grenzen, da die Hauptbe-
treuungsziele in Lebensqualität und
Wohlbefinden zu sehen sind. Wie aller-
dings beide Ansätze (Förderung und
Palliation) unter einem gemeinsamen
Dach gelebt werden können, wird die
Zukunft zeigen.
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gruppe, darunter ca. fünf mit allen For-
men von Behinderung. Dass Behinde-
rung aber nicht das einzige Unterschei-
dungsmerkmal ist, zeigt schon die Orga-
nisationsform der jahrgangsgemischten
Stufenschule: Immer zwei Jahrgänge
lernen nach reformpädagogischem Vor-
bild zusammen – in jeder Lerngruppe
findet sich auf diese Weise eine große
Entwicklungs- und Wissensheterogeni-
tät. Diese kann man nutzen für gegen-
seitiges Lehren und Helfen der Schü-
ler(innen) untereinander; für die Lehr-
kräfte dient sie als didaktische Hilfe:
Wo so viele Unterschiede offen-sicht-
lich sind, kann man keinen auf eine
homogene Gruppe zugeschnittenen Un-
terricht machen. Wer es dennoch ver-
sucht, muss scheitern. Notwendig ist
die Reform des Unterrichts vom Be-
Lehren hin zum Selbst-Lernen in wach-
sender Selbstständigkeit innerhalb ei-
nes stabilen sozialen Settings. Dies geht
einher mit differenzierenden Unter-
richtsformen und differenzierten Ar-
beitsmaterialien, lehrerverantworteten
Einführungsphasen für Einzelne oder
(Klein-)Gruppen, vielfältigen Möglich-
keiten der Selbstinstruktion und refle-
xiven Beratungssituationen zwischen
Lehrkraft und Schüler(in) und auch
zwischen Klassenteam, Schüler(in) und
Eltern. 

Im Wesentlichen gelingt das gemein-
same Lernen der Verschiedenen an der
Sophie-Scholl-Schule in drei grundle-
genden Settings:

> in der gemeinsamen Rahmung
> am gleichen Gegenstand
> in sozialer Absicht

Die gemeinsame Rahmung gibt z. B.
ein Wochenplan oder die Organisati-
onsform der Lernstraße vor. Hier haben
die Schüler(innen) einer Lerngruppe zu
festgelegten Zeiten individuell verschie-
dene Aufgaben zu bewältigen. Am glei-
chen Gegenstand können Aufgaben
unterschiedlicher Tiefe und Reichweite
und auch in unterschiedlichem Lern-
kontext entwickelt werden, so dass je-
de(r) Schüler(in) eine passende Heraus-
forderung erhält. In sozialer Absicht
findet gemeinsames Lernen statt, um
die Kultur der gegenseitigen Anerken-
nung und Wertschätzung, ohne die eine
inklusive Schule (und auch eine inklu-
sive Gesellschaft) nicht denkbar ist,
gemeinsam zu entwickeln und zu tragen.

Wo die Unterschiedlichkeit in der
alle verbindenden Schulkultur so im
Vordergrund steht, vergeht alles Gleich-
schrittige. Auch das mit Schule schein-
bar so unverbrüchlich verbundene
Stillsitzen einer ganzen Gruppe über
längere Zeit ist in einer bewusst herbei-

Die Sophie-Scholl-Schule in Gießen
arbeitet seit 1998 zunächst als

sechsjährige integrative Grundschule,
seit 2009 als inklusive Grund- und Ge-
samtschule (IGS) in freier Trägerschaft
der Sophie-Scholl-Schulen gGmbH.
Sie wurde durch die Lebenshilfe Gie-
ßen gegründet, um eine gemeinsame
Beschulung von Kindern mit und ohne
Behinderung möglich zu machen. Lan-
ge schon gab es in Gießen positive
Erfahrungen damit, die Kindertagesein-
richtungen der Lebenshilfe ohne Ein-
schränkung für alle Kinder zu öffnen.
Wenn das gemeinsame Leben und Ler-
nen im Vorschulalter funktionierte, wie-
so sollte es dann vor der Schultür en-
den? In intensiver Vorarbeit entstand
ein pädagogisches Konzept, das das
einzelne Kind in seinem Verschieden-
sein in den Blick nimmt und seine För-
derung in der Gruppe der Unterschied-
lichen für möglich und sinnvoll hält. 

2013 präsentiert sich die Sophie-
Scholl-Schule als entwicklungsstarke
Schule, die auf der Basis des Schulkon-
zepts einer Schule für alle auf inzwi-
schen große Erfahrung in der Umset-
zung einer inklusiven Orientierung
zurückblickt. 2009 ist sie mit dem
Jakob-Muth-Preis für ihre gelingende
inklusive Schulentwicklung ausgezeich-
net worden und dient als Leuchtturm
und Best-Practice-Beispiel weit über
Hessens Grenzen hinaus. Gleichzeitig
sieht sie sich selbst mit der Schulerwei-
terung bis zur Jahrgangsstufe 10 inhalt-
lich-konzeptionell neu gefordert: Das,
was im Bereich der Primarstufe über
Jahre geprüft und inklusiv erfolgreich
ist, muss noch lange kein Erfolgsrezept
für die Arbeit der Sekundarstufe sein.

Inklusion – eine Schule für alle Kinder

In der Sophie-Scholl-Schule lernen 20
bis 22 Schüler(innen) in jeder Lern-
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| KURZFASSUNG Für ihre inklusive Schulentwicklung wurde die Sophie-Scholl-Schule
in Gießen 2009 mit dem Jakob-Muth-Preis ausgezeichnet. Der Beitrag bietet Einblicke 
in das Konzept, Entwicklungslinien, aber auch Herausforderungen und Stolpersteine für
die Praxis. Der inhaltliche Fokus liegt auf der Bedeutung und Umsetzung von Bewegung,
Spiel und Sport für die inklusive Schulentwicklung: Vielfalt der Schülerschaft bedeutet
das Ende einer „Stillsitzschule“, stattdessen ein methodenreiches, binnendifferenziertes
Unterrichten, das Zusammenarbeiten der beteiligten Professionen und ein für alle in jeder
Hinsicht bewegtes Schulleben. Die bewegte inklusive Schule ist damit neben einem Ort
der gezielten Unterrichts- und Sozialentwicklung ein ideales Erprobungsfeld für die 
Entwicklung eines inklusiven Bewegungs-, Spiel- und Sportangebots für alle. 

| ABSTRACT Inclusive and in Motion – School Development at the Sophie-
Scholl-Schule Gießen. The Sophie-Scholl-Schule in Gießen was awarded the „Jakob
Muth Price” for its inclusive school development. The article shows the school’s concept,
lines of development, but also upcoming challenges and practical obstacles. Special
emphasis is placed on the importance of movement, play and sports for an inclusive
school development: The students’ diversity leads to an end of an unmoved and stagnant
way of learning and teaching. In the opposite, inclusive schools need internally diffe-
rentiated lessons rich in method, teamwork with different professions and a school in
motion for everyone in every regard. The inclusive school is not only a place for specific
training and social development, but moreover a perfect experimental scope for develo-
ping inclusive activities involving movement, play and sports for everybody.

Inklusiv und bewegt – 
Schulentwicklungslinien an der
Sophie-Scholl-Schule Gießen 

Wiltrud Thies



geführten und als positiv begriffenen
heterogenen Unterrichtssituation obso-
let. Allein das Holen und Ablegen von
Aufgabenzetteln und Arbeitsplänen,
besonders aber die unterschiedliche
Tätigkeit aller Schüler(innen) zur glei-
chen Zeit machen Bewegung im Klas-
senraum notwendig. Dabei ist immer
für alle klar, ob gerade Arbeitszeit oder
Pause ist: Zu beiden gehören bestimm-
te, für alle Schüler(innen) geltende Ver-
haltensregeln, die mit wenigen, aber
eindeutigen Worten und mit Unterstüt-
zung von Symbolen für alle verständ-
lich und mit allen vereinbart werden.

Inklusion ist in der Sophie-Scholl-
Schule keine Aufgabe für den Schulvor-
mittag allein, sondern eine Herausfor-
derung für einen gelingenden Ganztag.
Teilhabe für alle muss es sowohl im
pädagogisch geplanten als auch im
informellen Bereich des Schullebens
geben. Teilhabe darf nicht an Behinde-
rung, Migrationshintergrund, Armut oder
Geschlechtszugehörigkeit scheitern. 

Inklusive Schulentwicklung – 
Herausforderungen auf vielen Ebenen

Was sich konzeptionell flüssig liest,
muss in die Praxis übersetzt und in ihr
lebendig und stimmig eingelöst werden. 

Die Sophie-Scholl-Schule zeigt sich
seit vielen Jahren als Laboratorium, in
dem das Kollegium gemeinsam mit
Schüler(inne)n und Eltern entwickelt,
was Inklusion in der Bildung bedeuten
kann und wie Schritte einer inklusiven
Entwicklung aussehen. Dabei gab und
gibt es auch in der Sophie-Scholl-Schu-
le viele Widerstände. Sie liegen teils in

den noch immer und immer wieder
unzulänglichen Rahmungen, teils in
vorab nicht-inklusiv entwickelten be-
ruflichen Professionalitäten und zu
einem gewichtigen Teil auch in der
jeweiligen beteiligten Persönlichkeit. 

Welche äußeren Bedingungen braucht
eine inklusive Schule? Wie viel Perso-
nal, wie viel Raum ist notwendig? Wel-
che Einrichtung ist ein „Must-have“,
was sind schnell erfüllbare, was lang-
fristige Wünsche und wie kommt man
an Unterrichtsmaterial, das der Vielfalt
der Schüler(innen) gerecht wird? 

Die Fragen der äußeren Rahmung
wie auch die der inneren Haltung stel-
len sich allen Schulen, die sich auf den
Weg zur inklusiven Schule begeben.
Um hier mit der reichhaltigen Erfah-
rung der Sophie-Scholl-Schule zu hel-
fen, entstand das von der Bundesverei-
nigung Lebenshilfe und der Lebenshilfe
Gießen getragene und durch Aktion
Mensch unterstützte Projekt „sophie-
scholl-inklusiv“ (vgl. Abb. 1).

In einer Schule für alle unterrichten
Lehrkräfte aller Schulformen in mul-
tiprofessionell zusammengesetzten
Teams. Das hat Vorteile, die unschwer
zu erkennen sind: In solchen Teams
kommt vielfältiges Wissen zusammen,

kann Verantwortung und Arbeit geteilt
werden, kann Raum geschaffen werden
für gegenseitige Beobachtung, Beratung
und gemeinsame Reflexion. 

Dass multiprofessionelle Teams aber
kein Selbstlauf sind, erfährt man in der
Praxis schnell: Eine neu hinzu gekom-
mene Kollegin fühlt sich im Klassen-
team unter Druck, weil sie bisher immer
allein mit einer Schülergruppe gearbei-
tet hat und die Beobachtung durch an-
dere Erwachsene im Klassenraum mit
traumatischen Erinnerungen aus dem
Referendariat verknüpft. Ein Klassen-

team kommt nicht gut zurecht, weil die
Aufgabenverteilung nicht klar geregelt
ist, das offene gemeinsame Gespräch
schwer fällt und der regelmäßige
wöchentliche Termin der Klassenteam-
sitzung nicht von allen als verbindlich
akzeptiert wird. In einem anderen Team
stimmt die Kooperation mit den Schul-
begleiter(inne)n nicht und diese fühlen
sich in ihrer Professionalität nicht ange-
messen gesehen und eingesetzt. 

Da eine inklusive Schule eine Schule
mit Reformansatz auf allen Ebenen ist,
ist sie auch eine besondere Herausfor-
derung für die berufliche Identität der
Lehrkräfte. Vieles, was in der Aus-
bildung gelernt und auch in manchen
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Abb. 1: Informationen zum Projekt „sophie-scholl-inklusiv … macht Schule“

Beratung, Fortbildung, Vorträge zur Inklusiven Schule 

„sophie-scholl-inklusiv“ ist ein Projekt, das aus der großen Nachfrage nach Bausteinen inklusiver Schulentwicklung entstanden ist. Mit dem 
Projekt können wir die Erfahrungen, die im Auf- und Ausbau der inklusiven Sophie-Scholl-Schulen in Gießen und Bad Nauheim gesammelt 
wurden, refl ektiert und aufbereitet weitergeben. Mit einem modularen Angebot erhalten bestehende Schulträger und Gründer neuer Schul-

initiativen konkrete und praxisnahe Unterstützung auf dem Weg zu einem erfolgreichen inklusiven Schulalltag.

Modularisiertes Angebot

>  Beratung zur inklusiven Schule
>  Prozessbegleitung
>  Informationsworkshops zum inklusiven Schulkonzept der 

Sophie-Scholl-Schule Gießen mit Schulbesuch
>  Machbarkeitsstudien und Businesspläne
>  Schulimmobilienanalysen
>  Unterstützung in Fragen der Finanzierung, im Genehmigungs-

prozess und bei der Schulorganisation
>  Hilfe für professionelle Marketingmaßnahmen
>  Fortbildungsprogramm für Lehrkräfte und weitere Berufsgrup-

pen der inklusiven Schule

Beratungskonzept

Das Schulberatungsteam von Sophie-Scholl-Inklusiv hat vielfältige 
Praxiserfahrung mit inklusiver Schulentwicklung. Alle Beteiligten 
haben maßgeblich zum Erfolg der Sophie-Scholl-Schule in Gießen 
und Bad Nauheim beigetragen. Wie in der Schule wird auch im 
Beratungsteam großen Wert auf Multiprofessionalität gelegt, um 
die vielfältigen Anforderungen einer inklusiven Schule und der 
Beratungswünsche erfüllen zu können. Das Schulberatungsteam 
besteht daher aus verschiedenen Expert(inn)en, die sich mit päd-
agogischen, rechtlichen, wirtschaftlichen und Verwaltungsfragen 
auskennen.

Wo die Unterschiedlichkeit in der alle verbindenden
Schulkultur so im Vordergrund steht, vergeht alles
Gleichschrittige. 



Praxisjahren an anderen Schulen um-
gesetzt worden ist, funktioniert an der
inklusiven Schule nicht – oder eben so
nicht. 

Auch erfahrene Lehrkräfte befinden
sich also in einem inklusiven Entwick-
lungsprozess und müssen täglich Be-
reitschaft entwickeln, sich der hetero-
genen Gruppe mit ihren vielen ver-
schiedenen Individuen wirklich zu
stellen – und immer wieder neu nach
unterrichtlichen Arrangements zu
suchen, die für jede und jeden ein best-
mögliches Lernen und Schulleben
bereithalten. „Störungen haben Vor-
rang“, formulierte Ruth COHN (1975)
eine der Grundannahmen der Themen-
zentrierten Interaktion, die in der
modernen Pädagogik vielfach zum –
allerdings oft fehlinterpretierten – Leit-
satz geworden ist. Was aber, wenn der
Prozess, ein störungsarmes Lernen für
alle ermöglichen zu wollen, mehr per-
sönliche und professionelle Kraft kos-
tet, als man gerade leisten kann? Nicht
immer gelingt die schnelle Lösung, und
nicht immer gibt es per se die Bereit-
schaft, sich in kollegialer Beratung oder
Supervision aufkommenden Problem-
lagen zu widmen. Manchmal gibt es
dafür private Gründe (auch Lehrkräfte
an inklusiven Schulen haben Familie
und Freunde, die Zeit und Kraft for-
dern), manchmal steht die eigene Per-
sönlichkeit im Weg (nicht immer gibt es
wirklich Offenheit für Neues und für
eigenes Lernen), manchmal stimmt ein-
fach der Rahmen nicht und muss von
außen verändert werden. Die Heraus-
forderung aber bleibt, denn eine gefun-
dene Lösung für ein Störungen bedin-
gendes Problem ist eben nur eine
gefundene Lösung. Probleme gibt es
indes viele.

Schulische Inklusion braucht also
ein starkes Konzept, das viele gemein-
sam und immer wieder reflektierend in
die Praxis umsetzen. Sie braucht Er-
wachsene, die bereit sind, sich mit eige-
nen und äußeren Widerständen ausei-
nanderzusetzen und sich immer wieder
gegenseitig über den nächsten Schritt
zu verständigen. Sie braucht Lehrkräfte
mit Mut zu neuen unterrichtlichen
Wegen und dem unbedingten Vertrauen
in die Lernbereitschaft und Zukunftsfä-
higkeit aller Kinder. Sie braucht nicht
zuletzt eine Schulleitung, die kollegial
beratend tätig ist, mit Klassen- und Stu-

fenteams, Eltern und Schüler(inne)n
offen und auf Augenhöhe kommu-
niziert, die für verbesserte Rahmenbe-
dingungen einsteht und – ohne Wenn
und Aber – mit ihrer ganzen Person 
und Professionalität für eine inklusive
Schule steht.

Bewegung, Spiel und Sport 
in der inklusiven Schule

Bewegung, Spiel und Sport spielen eine
wichtige Rolle im Unterrichts- und
Erziehungsverständnis sowie im Schul-
leben der Sophie-Scholl-Schule. 

Alle Kinder durchlaufen zu Schulbe-
ginn eine Diagnostik, die wesentlich
einen Einblick in ihre motorischen
Möglichkeiten bietet. Probleme in der
Konzentration, im Lernen, im mathe-
matischen Begreifen, aber auch Persön-
lichkeitsvariablen wie Mut, Ängstlich-
keit oder Selbstwahrnehmung zeigen
sich immer auch in der Motorik. Mittels
Bewegungsförderung wird bei Bedarf
eine individualisierte (Lern- und/oder
Entwicklungs-)Förderung angestoßen.
Ein mit den Eltern kommunizierter
Förderplan hält Entwicklungs- und
Förderziele verbindlich fest.

Lehrkräfte, Erzieherinnen und Sozi-
alpädagogen wissen um die Bedeutung
der Bewegung für das Lernen und im
kindlichen Spiel. Ein Bewegungsbe-
dürfnis wird an der Sophie-Scholl-
Schule prinzipiell allen Schüler(inne)n
zugestanden, verlängerte Pausenzeiten
und viele Bewegungsangebote im Ganz-
tagskonzept der Schule bieten hierfür
vielfältige unterschiedliche Möglichkei-
ten. Alle Klassenräume der Sophie-
Scholl-Schule sind gemäß den reform-
pädagogischen Konzeptwurzeln als

„Lernwohnstuben“ eingerichtet. Wie
der Wortsinn nahe legt, wird hier ge-
lernt, gelebt, gegessen, gesungen und
gesprochen. In der anregenden und
Bewegung ermöglichenden Umgebung
fühlen sich die Schüler(innen) wohl.
Sie lernen im Sitzen, Laufen, Stehen
oder auch bäuchlings liegend. Sie nut-
zen den Nebenraum, die Flure, das
„Draußenklassenzimmer“ oder die Aula
für spezifische Vorhaben oder Aufga-
ben. Vielfältige Gesprächskreise dienen
der gegenseitigen Verständigung und
Absprachen.

Besucher der Sophie-Scholl-Schule
sind in der Regel überrascht von der
ruhigen und gelassenen Arbeitsatmo-
sphäre in der Schule. „Die Kinder las-
sen sich ja gar nicht ablenken“, heißt
es, oder „Das ist bemerkenswert, dass
so viele Dinge gleichzeitig getan werden
können, ohne dass die Schüler sich
gegenseitig stören!“ Eine Klingel gibt es
nicht, sie würde Gleichschrittigkeit for-
dern. An der Sophie-Scholl-Schule
beendet eine Lerngruppe ihre Arbeit
und geht dann in die Pause: leise, lang-
sam, friedlich und freundlich, wie die
Schulregeln es vorgeben.

Bei der Neugestaltung des Schulau-
ßengeländes für die Primarstufe stan-
den anregende Bewegungsgelegenhei-
ten ganz oben auf der To-do-Liste.
Dabei war nicht eine schicke Möblie-
rung des Geländes gewollt, sondern die
vielfältige und kreative Nutzungsmög-
lichkeit für Bewegung, Spiel und Sport
(vgl. das Filmbeispiel in BECKER u. a.
2008). Die individuellen und kollekti-
ven Bedürfnisse sowie kleinere und
größere Bewegungsträume der Schü-
ler(innen) wurden vor der Neugestal-
tung des Außengeländes in einer Pro-
jektwoche erarbeitet und später – teils
mit Elternmithilfe – umgesetzt. Nut-
zungsgrenzen gibt es in den Köpfen der
Kinder nicht: Gefragt, was sie am liebs-
ten im Außengelände täte, antwortete
Anne, ein zehnjähriges Mädchen im
Rollstuhl: „Na, rennen!“ 

Besonders beliebt ist, neben dem
wohl überall unverzichtbaren Ballspiel-
platz und diversen variablen Balancier-
möglichkeiten, der zwischen den Bäu-
men angelegte Tiefseilklettergarten. Eine
große Sandfläche erlaubt sinnliches
Versinken genauso wie wildes Spiel, es
gibt neben der üblichen Schaukel auch
eine, die Kinder mit ihrem Rollstuhl
benutzen können. Ganz wichtig für das
kindgerechte Gelände einer Ganztags-
schule ist auch die Möglichkeit, nicht-
pädagogisierte Nischen zu nutzen. Hier
haben die Kinder der Sophie-Scholl-
Schule das Angebot, sich zurückzuzie-
hen, im „Hexen-Steinkreis“ zu spielen
oder in der Hängematte den Geräu-
schen der Klangelemente in den Bäu-
men nachzuträumen. 

Der durch die Schulerweiterung not-
wendig gewordene Neubau und sein
Gelände für die Sekundarstufe bietet
seit Sommer 2013 besonders gute Mög-
lichkeiten für Spiel und Sport für alle
Jahrgänge von 1 bis 10. Neben Sportan-
lagen und großer Turnhalle kann ein
Waldstück für erlebnispädagogische
Angebote genutzt werden. Mit Unter-
stützung aus dem Sportwissenschaftli-
chen Institut der Universität Marburg
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und einem professionellen, aber nicht
„von der Stange“ arbeitenden Spiel-
platzbauer sowie einer studentischen
Projektgruppe kann – die Finanzierung
vorausgesetzt – unter Schülerbeteili-
gung ein inklusiver Jugend-Spielplatz
entstehen. Erste Geräte, die in Eigenar-
beit für das Interimsschulgelände (2010
bis 2013) gebaut wurden, sind an den
neuen Standort umgezogen. Die vom
Alpenverein in direkter Nachbarschaft
geplante Kletteranlage komplettiert das
Wunschszenario. 

Bewegung und Sport wird mit diesen
neuen Möglichkeiten ein besonders
wichtiges Bindeglied in der Schulent-
wicklung der Sophie-Scholl-Schule als
einer Schule für alle Schülerinnen
und Schüler bis zum Jahrgang 10: in
der Bewegung miteinander verbunden
bleiben, Angebote für alle Schüler(in-
nen) über alle Jahrgänge hinweg und
genauso für spezifische Gruppen, AG-
Leitungen durch die älteren Schüler(in-
nen) für die jüngeren am Nachmittag
usw. Hier sind künftig der Fantasie kei-
ne räumlichen Grenzen gesetzt.

Bewegte inklusive Schule – 
Profilbildung im Schulkonzept

Kam die ursprüngliche Schulkonzep-
tion noch ohne Reflexion des Stellen-
werts von Bewegung für die inklusive
Schule aus, so zeigt die Neufassung aus
dem Jahr 2009 (vgl. THIES 2009) eine
deutliche Profilbildung der Sophie-
Scholl-Schule als Bewegte Schule:

Inszenierungen von Unterricht sind
aufgrund der unterschiedlichen Lern-
voraussetzungen und Arbeitsmöglich-
keiten aller Schüler(innen) einer Lern-
gruppe selten frontal organisiert. Es
dominieren individuell zugeschnittene
oder für Teilgruppen organisierte Auf-
gabenformen. Handlungsorientierung
und entdeckendes Lernen sind wichti-
ge Gestaltungselemente. Unterricht
muss in einem solchen Rahmen immer
bewegter Unterricht sein. Neben bei-
läufigen Bewegungsaktivitäten gibt es
vom Klassenteam verantwortete Bewe-
gungspausen während der Unterrichts-
zeit, etwa durch ein Bewegungslied
oder eine Bewegungsaufgabe. 

Für den bewegten Fachunterricht
liegen zahlreiche Materialien vor, die
an der Sophie-Scholl-Schule in unter-

schiedlicher Intensität durch die Lehr-
kräfte eingesetzt werden. Zur Schulphi-
losophie gehört es, nicht alles für alle
vorzugeben und verpflichtend zu ma-
chen, sondern den multiprofessionellen
Klassenteams wie den Schüler(inne)n
Vielfalt und Entwicklung zuzugeste-
hen. Wert legen wir jedoch auf Gesprä-
che, Berichte und Hospitationen unter-
einander – eine erfahrungsgemäß an-
steckende Strategie, eine Sache (z. B.
Bewegung im Fachunterricht) zur eige-
nen Sache werden zu lassen. 

An den Sportunterricht sind an
einer inklusiven, jahrgangsgemischten
Schule besondere Anforderungen ge-
richtet, da immer vorbereitend das
Schon- oder Noch-nicht-Können der
einzelnen Akteure bzw. das Formulie-
ren individuell unterschiedlichster Lern-
ziele und Aufgabenformate mitzuden-
ken ist und so jeder Unterrichtsgegen-
stand immer eine sehr vielfältige Dif-
ferenzierung benötigt. Dies ist an der
Sophie-Scholl-Schule aufgrund der
offen-sichtlichen Heterogenität der
Schülerschaft einer Lerngruppe zwar

besonders herausfordernd, andererseits
stünde eine solche Grundhaltung aber
eigentlich jeder Schule und jedem
(Sport-)Unterricht gut zu Gesicht. 

Nach Teilnahme am von den Univer-
sitäten Marburg, Braunschweig und Je-
na durchgeführten Forschungsprojekt
„Bewegung, Spiel und Sport an der
Ganztagsschule“ (2006 bis 2009, vgl.
LAGING u. a. 2010) intensivierte sich
die schulinterne konzeptionelle Dis-
kussion um eine verbesserte Rhythmi-
sierung des Ganztags mit kindgemäß
wechselnden Phasen von Anspannung
und Entspannung. Nach einer zunächst
schnell umsetzbaren und umgesetzten
Verlängerung und Veränderung der
Pausenzeiten steht eine verbesserte
Verzahnung der freizeitorientierten An-
gebote mit dem Schul-Ganztag an. 

Im Angebot nach der verpflichten-
den Schulzeit (bei den jüngeren Schü-
ler(inne)n 14.30 Uhr, bei den älteren
15.30 Uhr) gibt es das freie Spiel beglei-
tende, durch Erzieher(innen) oder jun-
ge Leute im Freiwilligen Sozialen Jahr
durchgeführte „Angebotsinseln“. Hier
stehen durchweg „Bewegung“ und
„Spielen“ im Zentrum. Diese Angebots-
inseln sind verlässliche Anker in einer

freien Spielzeit, die nicht für alle Kinder
zu jeder Zeit leicht zu füllen ist. In den
Angeboten aber findet jedes Kind bei
Bedarf Anregung und Hilfe – und im-
mer auch geeignete Spielpartner(innen).

Neben dem freien Spiel mit Ange-
botsinseln organisieren Schule und
Förderverein gemeinsam ein vielfältiges
Kursprogramm, das weitgehend durch
externe Übungsleiter(innen) angeboten
wird und in das sich die Schüler(innen)
der Sophie-Scholl-Schule halbjährlich
einwählen können. Auch hier spielen
Sportangebote wie Fußball, (Tisch-)
Tennis, Tanz und Bewegungsangebote
für Erlebnis und Abenteuer, Klettern,
Theater, Psychomotorik und Entspan-
nung eine herausragende Rolle.

Sport im inklusiven Kontext – 
aus einer spaßigen Idee wird ein
schulischer Entwicklungsschwerpunkt

Aus den positiven Erfahrungen eines
inklusiven Sport- und Bewegungsun-
terrichts und einer bewegten Schulkul-
tur enstand in den letzten Jahren mit
dem Sport im inklusiven Kontext ein
neuer Schwerpunkt der Schulentwick-
lung.

Am Anfang stand die geäußerte Frage
eines Teilnehmers eines europäischen
Kongress zur Entwicklung inklusiver
Bildung in Wien nach einem Vortrag
der Schulleiterin, ob die Sophie-Scholl-
Schule nicht Lust hätte, parallel zur
Fußball-Europameisterschaft an einem
inklusiven Fußballturnier in Österreich
teilzunehmen. Kost und Logis würden
übernommen, lediglich die Fahrtkosten
wären aufzubringen. Bedingung sei,
dass die Schulmannschaft gemischt aus
Kindern mit und ohne Behinderung
zusammengesetzt sein müsse.

Ein Fußball-Schulteam existierte da-
mals an der Sophie-Scholl-Schule noch
nicht. Bis die Sponsoren für die Reise-
kosten gefunden waren, trainierten
bereits „alle Kinder“ in gelben Schultri-
kots für „ihre“ Europameisterschaft. 

Beim Turnier waren die Sophie-
Scholl-Schüler(innen) nicht nur die
jüngsten, sondern auch das Team, das
unter „Inklusion“ eben tatsächlich „alle“
verstand: So gab es natürlich ein paar
„Fußballcracks“, die schon ein paar
Jahre im Verein trainierten, genauso
aber Schüler(innen) mit wenig Baller-
fahrung und solche mit Behinderung,
die insgesamt die Hälfte des Teams aus-
machten. Im Turnier wurde schnell
klar: Nicht die Kunst der Erfahrenen
allein half zur Spielstärke des Teams,
sondern das gemeinsame Ziel und die
Kooperation aller, den Ball ins Tor zu
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befördern. Oft war dieses Glück dem
Schulteam im ersten Jahr auf der inter-
nationalen Bühne nicht beschieden.
Dies jedoch hat nicht entmutigt, son-
dern nachdem die Schüler(innen) stolz
ihren ersten Mitmach-Pokal nach Gie-
ßen trugen, waren die Wurzeln für
einen Sport mit allen Kindern nach-
drücklich gelegt.

Inzwischen arbeitet die Sophie-
Scholl-Schule mit Schulen und Initiati-
ven aus verschiedenen Ländern in
einem europäischen Comenius-Schul-
partnerschaftsprogramm zusammen. Der
(übersetzte) Titel: „ARATIS – Bewusst-
sein, Respekt, Handlung, Toleranz und
Inklusionssport“ deutet die Verständi-
gungs- und Achtsamkeitsdimension an,
innerhalb derer sich inklusiver Sport
entwickeln kann und muss. Wie im
Schulkonzept der Sophie-Scholl-Schu-
le ist eine anerkennende Wertschät-
zungskultur grundlegende Gelingens-
bedingung -– auch in konkurrenten
Konstellationen. Innerhalb des Pro-
jekts ist nun nicht mehr der Fußball
alleiniger inhaltlicher Fokus, sondern
ebenso die Bereiche Tanz, Sportspiele
und die Leichtathletik. Im Rahmen
eines Schulpartnerschaftsprogramms für
lebenslanges Lernen finden Projekttref-
fen der beteiligten Schulen statt, bei
denen gemeinsam geplant und reflek-
tiert wird, aber immer auch die prakti-
sche Bewegung einen wichtigen Stel-
lenwert hat. Für die Schüler(innen) wer-
den international besetzte inklusive
Turniere organisiert, die Lehrkräfte bie-
ten sich gegenseitig inhaltliche Fortbil-
dung an, die sofort Eingang in das hei-
mische Schulleben finden soll. So nah-
men z. B. vier Kolleg(inn)en aus der
Sophie-Scholl-Schule an einem Pro-
jekttreffen mit Tanztraining in Treviso/
Italien teil. In Form eines offenen Ange-
bots während der verlängerten Mittags-
pause wird dieses Tanztraining seither
für alle Schüler(innen) der Sophie-
Scholl-Sekundarstufe angeboten.

Im Juni 2012 fand als heimischer
Höhepunkt das 1. internationale inklu-
sive Leichtathletik-Dreikampf-Schul-
sportfest der Sekundarstufe der So-
phie-Scholl-Schule Gießen statt. Orga-
nisation und Durchführung gelangen in
Kooperation mit dem und auf dem
Gelände des Instituts für Sportwissen-
schaften der Universität Gießen, das

erstmals ein auf Inklusion setzendes
Ausbildungsangebot für seine Studie-
renden anbot und dies – im Sinn einer
klassischen Win-win-Situation – als
Theorie-Praxis-Seminar intensiv nutz-
te. Es starteten 36 Teams in den Diszip-
linen Schlagballweitwurf, Laufen und
Weitsprung. Teilnehmende waren alle
145 Schüler(innen) der Sekundarstufe

der Sophie-Scholl-Schule, gemischte
Teams aus verschiedenen Förderschu-
len der Region sowie jeweils mehrere
Mannschaften der ARATIS-Projekt-
partner aus Ungarn, Österreich und
Luxemburg. Einige Fun-Stationen er-
gänzten die leichtathletischen Diszipli-
nen. Der Nachmittag gehörte dem ge-
meinsamen Feiern, der Siegerehrung
mit Urkunden und Medaillen für alle,
aber natürlich auch mit Team-Siegern,
Zweit- und Drittplatzierten, der Präsen-
tation von Unterrichtsergebnissen aus
dem Werkstattunterricht und Filmbei-
trägen zu Sport und Bewegung an der
Sophie-Scholl-Schule Gießen. 

Die konzeptionelle bewegungs- und
sportbezogene Entwicklung der Sophie-
Scholl-Schule ist mit dem Comenius-
projekt deutlich sichtbar in eine neue
Phase eingetreten: Standen zunächst vor
allem entwicklungspsychologische und
psychomotorische Modelle Pate für
eine Bewegungserziehung in der inklu-
siven (Grund-)Schule, so ergänzt nun
der Ansatz eines inklusiven Sports 
ausdrücklich auch eine sportive Orien-
tierung innerhalb eines inklusiven Set-
tings. 

Dies ist aus meiner Sicht eine un-
bedingt begrüßenswerte Entwicklung,
zeigt sie doch auch, wie sich mit Blick
auf die ratifizierte UN-Behinderten-
rechtskonvention auch der Sport als
gesellschaftlicher Lebensbereich für die
Teilhabe aller öffnen muss. Hier sind
alle Träger von Sport- und Bewegungs-
angeboten in der Pflicht, sich neuen
Zielgruppen zu öffnen und in (nicht
neben!) dem bestehenden System kon-
zeptionell wie organisatorisch beste-
hende Hürden abzubauen. Beispiele
wie die inklusive Sophie-Scholl-Schule
können hier einerseits überschaubarer
Erprobungsraum sein und andererseits
Mut machen für die notwendigen, ganz
großen Schritte zur Teilhabe aller im
Sport für alle.

Ausblick

Für die Sophie-Scholl-Schule ist, das
zeigt die positive Entwicklung, ein
Etappenziel erreicht. Sie steht gleich-
zeitig vor der neuen Aufgabe, die
Sekundarstufe im neuen Schulgebäude
und Schulgelände gezielt inklusiv und
bewegt zu entwickeln. 

Die beschriebenen Ideen zur Gestal-
tung und Nutzung des Außengeländes
brauchen Finanzierung und Umsetzung.
Ebenso wichtig aber ist die reformori-
entierte inklusive Weiterentwicklung
im Ganzen: Wie Inklusion gerade in der
Sekundarstufe gelingt, in der pubertäts-
bedingt die Jugendlichen eher das Glei-
che als das Verschiedene suchen, sich
also eher abgrenzen als kooperieren, ist
eine sehr herausfordernde Entwick-
lungsarbeit. Die in den früheren Schul-
jahren gewachsene Anerkennungskul-
tur kann helfen, ist aber kein Selbstläu-
fer. Insbesondere die Sozialerziehung
und das gemeinsame Tun bedürfen also
gezielter Beachtung. Da aber Unterricht
der Kern von Schule, auch der inklusi-
ven Schule, ist, so liegt auch hier die
vielleicht größte Entwicklungsaufgabe
für die Sophie-Scholl-Schule: Es gilt,
auch in der Sekundarstufe einen Unter-
richt zu gestalten, der die Heterogenität
aller zum Ausgangspunkt hat und
intern so differenziert, dass alle Schü-
ler(innen) jenseits der Frage von Be-
hinderung, Hochbegabung, Geschlecht
oder Pubertät die richtige Förderung
und Forderung erfahren. Die Sophie-
Scholl-Schule, das ist sicher, bleibt in
Bewegung.
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sionellen Klassenteams Vielfalt und Entwicklung
zuzugestehen. 
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Anzeige

| Wiltrud Thies

Fred, der Frosch
und eine Schule für alle

Mit Bildern von Anke Koch-Röttering

Bäume wachsen 
in den Himmel
Sterben und Trauern 

Ein Buch für Menschen 
mit geistiger Behinderung

| Lebenshilfe Bremen

Leichte Sprache
Die Bilder 

Der erste Schultag ist ein Abenteuer: 
Fred, der Frosch, erlebt ihn aufgeregt und 
ein wenig ängstlich. Vor allem beunruhi-
gt ihn, dass seine Schule eine »Schule für 
alle« ist. Früher waren immer nur Gleiche 
in eine Schule gegangen, nun kommen 
alle verschiedenen Tiere zusammen – 
das könnte ja auch gefährlich werden … 

Tatsächlich verläuft der Tag nicht konfl ikt-
frei, aber wie ein gemeinsames Lernen 
der Verschiedenen funktioniert und wie 
es gelingt, gegenseitige Anerkennung 
und Wertschätzung zu geben und zu 
erfahren, das kann man mit Fred, dem 
Frosch, Theo, dem Tiger, Kira, der Katze 
und all den anderen erleben.

Eine Mutmachgeschichte zum Vorlesen, 
Selbst-Lesen und zum Theaterspielen: … 
denn Inklusion heißt, dass Unterschiede 
dazugehören, nicht, dass sie verschwinden. 

Kooperation mit dem Susanna Rieder 
Verlag, München

In drei Lebensgeschichten – 
Kind, Erwachsener und alter Mensch – 
versucht das Buch, Anregungen für den 
Umgang mit Trauer und Tod zu geben. 

Einfache Sprache, Illustrationen, Foto-
sequenzen und praktische Handlungs-
vorschläge helfen Menschen mit 
geistiger Behinderung, sich mit dem 
Thema auseinanderzusetzen. 

Erstellt in ökumenischer Offenheit von 
dem in konfessionsübergreifender Arbeit 
erfahrenen Arbeitskreis »Seelsorge und 
Theologie« der Lebenshilfe.

Leichte Sprache ist wichtig: für viele 
Menschen mit Behinderung. Und für 
viele andere Menschen. 

Zur Leichten Sprache gehören gute Bilder. 
Mit Bildern kann man Texte besser verstehen. 

Wer Texte in Leichter Sprache schreiben 
will, braucht gute Bilder. Darum gibt es in 
diesem Buch eine DVD mit mehr als 500 
Bildern. Die Bilder können Sie für Ihre 
Texte und Ihren Internetauftritt benutzen. 
In diesem Buch steht auch ganz viel über 
Leichte Sprache. Zum Beispiel: 

• Die Geschichte der Leichten Sprache. 
• Die Regeln der Leichten Sprache. 

Alle Texte sind in Leichter Sprache.

Kooperation mit der Lebenshilfe Bremen.

Aus dem Lebenshilfe-Verlag

3. Aufl age 2012, DIN A4, 

verdeckte Spiralbindung, 

farbig illustriert, 96 Seiten,

ISBN: 978-3-88617-511-6; 

Bestellnummer LEA 511

19,50 Euro [D]; 32.50 sFr. 

1. Aufl age 2013, DIN A 4, broschiert, 

320 Seiten, DVD mit allen Bildern

ISBN: 978-3-88617-910-7; 

Bestellnummer LFK 910

49,50 Euro [D]; 62.– sFr.

1. Aufl age 2013, 27 x 19,5 cm, 

Hardcover, 32 Seiten, farbig illustriert

ISBN: 978-3-943919-20-2; 

Bestellnummer LFK 055

14,50 Euro [D]; 18.– sFr.; 

Sonderpreis für Lebenshilfe-
Mitglieder: 13,– Euro [D]

Sie haben Interesse an 
einem oder mehreren der 
unten abgebildeten Bücher?

Dann richten Sie Ihre Bestellung an:
Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V.,
Vertrieb · Raiffeisenstr. 18 · 35043 Marburg
Tel.: (0 64 21) 4 91-123 
Fax: (0 64 21) 4 91-623
E-Mail: vertrieb@lebenshilfe.de 
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destrich mag auf den einen oder anderen
Leser befremdlich wirken, wenngleich
der Duden eine solche Schreibweise
aus Gründen der besseren Versteh-
barkeit von Wortzusammensetzungen
ausdrücklich erlaubt. Es bedarf gera-
de dieser Simplifizierungen, um den
Anspruch, wesentliche Inhalte eines
Textes leicht verständlich aufzuberei-
ten, gerecht zu werden. Infolgedessen
bewegt sich Leichte Sprache in einem
permanenten Spannungsfeld zwischen
Verständlichkeit auf der einen und
„sich auf den Arm genommen fühlen“
auf der anderen Seite (vgl. KUPKE &
SCHLUMMER 2010, 67). Daher ist es
wichtig, das Verfassen von Texten in
Leichter Sprache entsprechend der Kri-
terien zu erlernen und immer wieder zu
üben, um diesem Spannungsfeld entge-
genzuarbeiten. Leichte Sprache soll klar,
deutlich und informativ sein.

Ein weiterer Kritikpunkt ergibt sich
aus der Heterogenität der Zielgruppe,
die durch die Einführung des Begriffs
„Menschen mit Lernschwierigkeiten“
sogar noch zugenommen hat (vgl.
KLAUSS 2008, 198), und der daraus
folgenden Schwierigkeit, in der Leich-
ten Sprache ein Design für alle zu
sehen. Möglicherweise resultieren die
kritischen Stimmen aber auch aus den
bis dato noch fehlenden Forschungsar-
beiten, die den Umfang der Nutzung
von Leichter Sprache und ihre Auswir-
kungen auf Teilhabemöglichkeiten von
Menschen mit Behinderungen evaluie-
ren. Vor diesem Hintergrund ist die
gesamte Forschungslandschaft in den
kommenden Jahren vor eine eminent
wichtige Aufgabe gestellt.

Notwendigkeit von barrierefreien 
Bildungsangeboten

Es fehlen bis dato historische Bildungs-
angebote für Menschen mit Lern-
schwierigkeiten oder sie tauchen nur
sporadisch auf. Dies kann daran liegen,
dass bis in die jüngste Vergangenheit
Menschen mit Lernschwierigkeiten als
akulturelle und ahistorische Wesen
betrachtet wurden (vgl. POPPE &
MUSENBERG  2011, 314).

Bildungsangebote für erwachsene
Menschen sollten teilnehmerorientiert
und erwachsenengerecht gestaltet wer-
den. Menschen mit Lernschwierigkei-
ten signalisieren ihre Bildungsbedürf-
nisse allerdings nicht immer so klar,
sodass eine teilnehmerorientierte Ge-
staltung oft an Grenzen stößt (vgl.
RÜSTOW 2011, 3). Umso mehr sind
Erwachsenenbildung und Behinderten-
hilfe in der Pflicht, nicht nur Bildungs-
bedürfnisse von Menschen mit Lern-

Barrierefreiheit – 
ein vielseitiger Begriff

Bei dem Versuch einer Begriffsbestim-
mung stößt man unweigerlich auf das
Kuriosum, dass das Wort „Barrierefrei-
heit“ für viele Menschen nicht bzw. nur
teilweise verständlich ist und somit
selbst schon ein Hindernis zu sein
scheint (vgl. NIEHOFF 2006, 97).
Größtenteils wird bei dem Begriff noch
immer an bauliche Veränderungen wie
Rampen und Fahrstühle gedacht. Doch
im Alltag zeigen sich weit mehr Barrie-
ren, die der vollen Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen am gesell-
schaftlichen Leben im Wege stehen.
Dabei lassen sich unzählige Hindernis-
se erkennen, die nicht zwangsläufig für
jedermann bestehen, sondern individu-
ell wahrgenommen werden.

Für Menschen mit Lernschwierig-
keiten kann z. B. das Verstehen alltägli-
cher Schriftsprache eine nahezu un-
überbrückbare Schwierigkeit darstellen,
was einer von den Betroffenen vehe-
ment eingeforderten Entscheidungs-

und Handlungsautonomie entgegen-
wirkt (vgl. RÜSTOW 2009, 71). Texte in
Leichter Sprache hingegen ermögli-
chen sowohl die eigenständige Verfol-
gung von Interessen als auch die Per-
sönlichkeitsentwicklung und sind dem-
zufolge eine elementare Grundlage,
damit Menschen mit Lernschwierigkei-
ten ihr Recht auf Bildung selbstbe-
stimmt umsetzen können (vgl. KUPKE
& SCHLUMMER 2010, 68). 

Leichte Sprache noch lange 
keine Selbstverständlichkeit

Trotz der Möglichkeiten, die die Leich-
te Sprache ganz offensichtlich mit sich
bringt, stößt das Konzept im akademi-
schen Diskurs nicht überall auf Gegen-
liebe. So wird mitunter darauf verwie-
sen, dass die unkomplizierte Syntax
oder auch das Kürzen von Textinhalten
die Gefahr in sich birgt, einen kindli-
chen und banalen Text zu gestalten (vgl.
FREYHOFF et al. 1998, 8), was eine
Infantilisierung der Zielgruppe zur Fol-
ge habe. Auch die Trennung zusam-
mengesetzter Wörter durch einen Bin-
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| KURZFASSUNG Der Begriff Barrierefreiheit ist im Zusammenhang mit der Forderung
nach inklusiver Bildung nicht mehr wegzudenken. Bevor man sich jedoch der Umsetzung
von Barrierefreiheit widmet, muss zunächst geklärt werden, wo Barrieren auftauchen
und mit welchen Mitteln diese abgebaut werden können. In einem Projekt wurde ver-
sucht, durch die Verwendung von Leichter Sprache in Ausstellungstexten Museen als
Orte historischen Lernens auch Menschen mit Lernschwierigkeiten zugänglich und nutz-
bar zu machen.

| ABSTRACT Education by Easy-to-understand Language – Accessible Design
and Cultural-Historical Education in Museums. Accessibility is indispensable in the
context of inclusive education. Before trying to implement accessibility, it has to be clear
where barriers appear and how they can be diminished. Museums are places of historical
learning. The project’s aim was to make museums more accessible and useable for
people with learning difficulties.

Bildung durch Leichte Sprache – 
Barrierefreie Gestaltung kultureller 
und geschichtlicher Bildungsangebote
im Museum

Tobias VolkmannNadine Rüstow



schwierigkeiten zu eruieren, sondern
auch deren Motivation zu wecken.

Bei der Gestaltung muss auf einen
barrierefreien sprachlichen Zugang ge-
achtet werden. Dieser kann einer
ungünstigen Motivationslage entgegen-
wirken. Die Freude am Lesen erleich-
tert das Lernen und schafft durch die
Verständlichkeit von Texten einen Zu-
gang zu Bildungsinhalten.

Museen als Orte historischen Lernens

Museen lassen sich zweifelsfrei als Orte
betrachten, an denen sich historisches
Lernen vollzieht, dessen grundlegen-
des Ziel die Bildung eines von der 
Geschichtsdidaktik so genannten „Ge-
schichtsbewusstseins“ ist. Historisches
Lernen wäre dabei jedoch falsch ver-
standen, wenn man darunter das An-
eignen objektiv gegebenen und abfrag-
baren Wissens über Geschichte fassen
würde: „Es ist ein Vorgang des mensch-
lichen Bewusstseins, in dem bestimmte
Zeiterfahrungen deutend angeeignet
werden und dabei zugleich die Kompe-
tenz zu dieser Deutung entsteht und
sich weiterentwickelt“ (RÜSEN 1994,
64). Geschichtsbewusstsein meint dem-
nach die Fähigkeit, historische Sach-
verhalte und Deutungsmuster geistig zu
verarbeiten, um sich in der Zeit orien-
tieren zu können (vgl. VON REEKEN
1999, 31 f.). Letztlich ist es dabei im-
mer entscheidend, die drei maßgebli-
chen Zeiterfahrungen des Geschichts-
bewusstseins – Vergangenheitsdeutung,
Gegenwartsverständnis und Zukunfts-
perspektive – in einen inneren Sinnzu-
sammenhang zu bringen, um histori-
sche Deutungen in den Orientierungs-
rahmen der eigenen Lebenspraxis
einzufügen und wirksam werden zu las-
sen (vgl. RÜSEN 1994, 67 f.).

Trotz der lebenspraktischen und bis-
weilen sogar lebenswichtigen Orientie-
rungsfunktion, die dem historischen
Lernen und Denken zugeschrieben wird
(vgl. RÜSEN 1983, zit. nach MUSEN-
BERG & PECH 2011, 225), bleiben
Menschen mit Lernschwierigkeiten als
Adressat(inn)en historischer Lernange-
bote zumeist unberücksichtigt. Dabei
ist es ganz offensichtlich, dass es auf
dem Gebiet der Erwachsenenbildung
einen Ort gibt, der wie kein zweiter für
das historische Lernen prädestiniert zu
sein scheint: das Museum. Die Muse-

umslandschaft zeichnet sich durch eine
breite Vielfalt unterschiedlichster histo-
rischer sowie zeitgemäßer Themen aus,
wodurch den individuellen und man-
nigfaltigen Interessenlagen von Men-
schen mit Lernschwierigkeiten entspro-
chen werden kann. Dabei wird es
jedoch kaum ein Museum geben, das
auf die Verwendung von Quellen in
Textform verzichtet. Beim historischen
Lernen kommt der Sprache daher in
zweierlei Hinsicht eine wesentliche
Rolle zu. Zum einen sind historische
Quellen in der Regel schriftsprachlich
verfasst, andererseits werden die Sinn-
bildungsleistungen der historisch Den-
kenden und Forschenden meist als Er-
zählungen realisiert (vgl. MUSENBERG
& PECH 2011, 220). Daher führt kein
Weg daran vorbei, dass Museen künftig
auf die Nutzung von Leichter Sprache –
sei es in schriftlicher Form (Ausstellun-
gen) oder mündlicher Form (Führun-
gen) – zurückgreifen müssen. Nur so
kann dauerhaft gewährleistet werden,
dass Menschen mit Lernschwierigkei-
ten selbstbestimmt an kulturellen Bil-
dungsangeboten partizipieren können.

Zielsetzung und Beschreibung 
des Praxisprojekts

Im Wintersemester 2011/12 und im
Sommersemester 2012 haben sich Stu-
dierende des Institutes für Rehabilita-
tionswissenschaften an der Humboldt-
Universität zu Berlin im Rahmen eines
Seminars zum Thema „Leichte Sprache
als eine Möglichkeit der Barrierefrei-
heit“ mit Ausstellungstexten in zwei
regionalgeschichtlichen Berliner Museen
auseinandergesetzt.

Zuallererst galt es für das Projekt,
Museen mit unterschiedlichen inhaltli-
chen Schwerpunkten auszuwählen, um

den vielfältigen Interessenlagen von
Menschen mit Lernschwierigkeiten zu
entsprechen. Zum einen fiel die Ent-
scheidung auf das Mitte-Museum, das
sich in seiner Ausstellung den Berliner
Stadtteilen Mitte, Tiergarten und Wed-
ding widmet. Im Mittelpunkt stand
dabei der Gedanke, Menschen mit
Lernschwierigkeiten den Zugang zu
Wissen über ihren Sozialraum und des-
sen historische Entwicklung zu ermög-
lichen. Um einen Gegenpol zum The-
menschwerpunkt des Mitte-Museums
zu finden, haben wir zudem das Muse-

um Charlottenburg ausgewählt. Zwar
versteht sich auch dieses als ein regio-
nalgeschichtliches Museum, jedoch
weist es mit einer Kunstausstellung ein
differenziertes Angebot auf.

Hauptziel der Lehrveranstaltungen
war es somit, Menschen mit Lern-
schwierigkeiten in Museen eine Ausei-
nandersetzung mit Themen wie Ge-
schichte und Kunst zu ermöglichen, die
vor dem Hintergrund des lebenslangen
Lernens als eine wesentliche Bildungs-
aufgabe zu verstehen ist. Museen stellen
in dieser Hinsicht Orte dar, die durch
eine systematische Aufbereitung und
Ansammlung mannigfaltiger Informa-
tionen am Prozess der Wissensver-
mittlung beteiligt sind. Dabei entschei-
det der Museumsbesucher letztendlich
selbst, welche Ausstellungen er besu-
chen und was er dabei lernen möchte.
Diese individuelle Aneignung von Wis-
sen und folglich auch die Teilhabe am
kulturellen Leben sahen wir für unsere
Zielgruppe in der Übersetzung von
Ausstellungstexten in Leichte Sprache
realisiert.

Die Seminare waren aus organisato-
rischen Gründen in einen einführenden
theoretischen und in einen praxisorien-
tierten Teil aufgegliedert. In den ersten
Zusammentreffen, die in der Universi-
tät erfolgten, haben die jeweiligen Mu-
seumspädagogen ihre Einrichtungen
und deren Arbeit vorgestellt. Zudem
musste frühzeitig geklärt werden, welche
Erwartungen an die Seminare gestellt
werden konnten, da deren begrenzter
zeitlicher Umfang lediglich die Überset-
zung von Teilen der Ausstellungstexte
zuließ. In einem weiteren Schritt wur-
den in den Seminaren rechtliche Rah-
menbedingungen von Barrierefreiheit
sowie Regeln zur Erstellung von Texten
in Leichter Sprache thematisiert. Nach-
dem sichergestellt war, dass die Studie-
renden die grundlegenden theoreti-
schen Kenntnisse beherrschten, fanden
die restlichen Sitzungen in den Museen
selbst statt.

In diesen Sitzungen erfolgte dann
auch das erste Aufeinandertreffen mit
den Menschen mit Lernschwierigkei-
ten. Diese waren Mitglieder der Prüfer-
gruppe für Leichte Sprache der Bun-
desvereinigung Lebenshilfe und Auszu-
bildende von Nueva1 Berlin, bei denen
sich die Lehrkraft zuvor nach Interes-
sierten erkundigt hatte. Gemeinsam
nahmen wir daraufhin an Führungen
durch die Museen teil, um einen ersten
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1 Das Nueva-Ausbildungsprojekt bildet Men-
schen mit Lernschwierigkeiten zu Evaluato-
r(inn)en aus. Diese befragen Nutzer(innen)
sozialer Dienstleistungen z. B. zu ihren Wohn-
angeboten oder Angeboten in der Werkstatt. 

Menschen mit Lernschwierigkeiten wurden bislang
als akulturelle und ahistorische Wesen betrachtet.



Überblick über die Ausstellungsinhalte
zu bekommen. Bei den Führungen im
Museum durch die Museumspädago-
gen wurde darauf geachtet, dass die Kri-
terien der Leichten Sprache berück-
sichtigt werden. Darauf aufbauend wur-
de unter Einbeziehung von Menschen
mit Lernschwierigkeiten als „Expert(in-
n)en in eigener Sache“ geklärt, welche
Teile der dauerhaften Ausstellungen auf
besonderes Interesse gestoßen sind und
demzufolge für eine Übersetzung in
Frage kämen. Ein weiterer Grund für
die Auswahl lediglich eines Ausstel-
lungsthemas war der zeitlich begrenzte
Rahmen des Projekts (vgl. Abb. 1).

Die Übersetzung der Texttafeln nahm
schließlich die größte Zeit in Anspruch.
Diese erfolgte – um sowohl die Ziel-
gruppe als Expertenkreis anzuerkennen
als auch dem Gedanken eines inklusi-
ven Settings zu entsprechen – in kleinen
gemischten Gruppen bestehend aus drei
bis vier Studierenden und einem oder
zwei ‚Expert(inn)en in eigener Sache‘. 

Den Gruppen wurden anschließend
verschiedene Texttafeln zugeteilt, die in
kleinteiligen Schritten bearbeitet wur-
den. Zunächst galt es zu klären, ob die
Texttafeln unverständliche Begriffe ent-
halten. War dies der Fall, so wurde
nach einfacheren Wörtern gesucht.
Zusätzlich wurden lange Sätze, die das
Verstehen erschwerten, gekürzt, ohne
dass dabei wesentliche Inhalte verloren
gingen. Zusätzlich haben die jeweiligen
Museumspädagogen die Arbeit der Stu-
dierenden und der Menschen mit Lern-
schwierigkeiten über die gesamte Dau-

er aus geschichtlicher und kunsthistori-
scher Perspektive begleitet (vgl. Tab. 1).

Am Ende einer jeden Lehrveranstal-
tung stellten die jeweiligen Gruppen ihre
Arbeit im Plenum vor, sodass geklärt
werden konnte, ob die übersetzten Texte
verständlich waren oder ob weitere Än-
derungen vorgenommen werden muss-
ten. Überhaupt ermöglichte die kleine
Seminargruppe, die in etwa aus zehn
Studierenden und fünf bis sechs Teil-
nehmer(inne)n mit Lernschwierigkei-
ten bestand, eine Beteiligung und Ein-
beziehung aller Kursteilnehmer(innen).

Hinzu kam die Überlegung, die In-
halte der übersetzten Texte grafisch
durch das Hinzufügen von Bildern zu
ergänzen, da Leichte Sprache häufig
durch Symbole unterstützt wird. Diese
von allen befürwortete Idee ließ sich
letztlich auch umsetzen. Dennoch waren
auch hier einige Aspekte zu beachten:
Stellt das Bild die Textinhalte dar? Ist
das Bild verständlich? Spiegelt die Far-
be (z. B. schwarz-weiß) die ausgedrück-
te Stimmung (traurig/trist) wider? Sind
dennoch genügend Kontraste vorhan-
den, um die Inhalte des Bildes gut
erkennen zu können? Nicht nur diese
Fragen verdeutlichen, dass die Überset-
zung von Texten in Leichte Sprache
alles andere als einen einfachen Prozess
darstellt.

Die Resonanz der Studierenden
zeigte, dass sich das Thema Barriere-
freiheit und Leichte Sprache sehr lang-
sam im universitären Kontext zu veran-
kern scheint. Daher ist es ein wichtiger

Auftrag, Studierende, öffentliche Bil-
dungseinrichtungen, in diesem Falle
Museen, und auch Menschen mit Lern-
schwierigkeiten für das Thema Leichte
Sprache zu sensibilisieren. Die Mitar-
beiter in den Museen konnten zudem
auf das Thema Barrierefreiheit auf-
merksam gemacht werden und haben
Anregungen für eine Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention be-
kommen. Darüber hinaus hat es sich
bewährt, dass bei der Konzipierung der
Lehrveranstaltungen darauf geachtet
wurde, alle Beteiligten an einem Lern-
gegenstand arbeiten zu lassen. Dabei
spielte die Einbeziehung von didak-
tisch-methodischen Überlegungen eine
große Rolle. Durch das Aufeinandertref-
fen von drei Gruppen konnte Schwel-
lenangst verringert werden. Die muse-
umspädagogische Arbeit zur Zielgrup-
pe zu bringen, ist ein wichtiger Schritt
zum Abbau von Barrieren.

Ausblick

POPPE & MUSENBERG (vgl. 2011,
316) sehen die Notwendigkeit einer um-
fangreichen Bestandsaufnahme des Ver-
hältnisses von Kunst und Geschichts-
bewusstsein bei Menschen mit kogniti-
ven Beeinträchtigungen. Dies sei eine
wichtige Grundlage für die Schaffung
von Bildungsangeboten im Kontext der
Erwachsenenbildung.

Durch eine Zugänglichkeit zu schrift-
sprachlichen Medien wird eine Ausei-
nandersetzung mit verschiedensten The-
men angestoßen oder bereichert, Ho-
rizonte erweitert, weil sich z. B. alte
Menschen, Migrant(inn)en, Menschen
mit eingeschränktem Sprachverständ-
nis, Menschen mit Hör- und Sprach-
behinderungen und Menschen mit
Lernschwierigkeiten auch trotz einge-
schränkter Kulturtechniken mit politi-
schen, literarischen und anderen The-
men befassen können (vgl. RÜSTOW
2011, 9).

Die Beteiligung von Menschen mit
Behinderungen an universitären For-
schungsprojekten nimmt bisher einen
geringen Stellenwert ein. Eine partizi-
patorische Forschung bestärkt die Rolle
als Experten in eigener Sache und
beteiligt Betroffene aktiv mit ihren
Wünschen und Interessen. „Nichts über
uns ohne uns“ entspricht dem Grund-
satz der UN-Behindertenrechtskonven-
tion. So können im Übersetzungspro-
zess in Leichte Sprache durch die Aus-
einandersetzung beim Prüfen der Texte
schon Bedürfnisse und Interessen zu
verschiedenen Themen herausgefun-
den werden.
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Abb. 1: Hans Baluschek, Zur Grube (1914, Öl auf Leinwand, 94 x 134 cm, Villa
Oppenheim, Museum Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Kunstsammlung
Charlottenburg, Fotograf: Hans-Joachim Bartsch)



Museen als Lernorte für Menschen
mit Lernschwierigkeiten zu betrachten,
ist noch immer keine Selbstverständ-
lichkeit. Im Seminar wurde versucht,
bei den unterschiedlichen Teilnehmer-
gruppen Barrieren im Kopf abzubauen,
um eine Museumsarbeit für bisher aus-
geschlossene Zielgruppen zu stärken.
Bei der Umsetzung der Ergebnisse aus
den Seminaren wurde deutlich, dass
solch ein Inklusionsvorhaben noch in
den Kinderschuhen steckt und viel Pio-
nierarbeit notwendig ist. Für die Her-
stellung von Barrierefreiheit und die
Schaffung inklusiver Bildungsangebote
fehlen bisher handlungsleitende Kon-
zepte und finanzielle Mittel. Um Bil-
dungsangebote zu konzipieren, müssen

Bildungsbedürfnisse von Menschen mit
Lernschwierigkeiten und die damit ver-
bundenen Teilhabemöglichkeiten eru-
iert werden. Dahingehend sind Metho-
den der Kulturvermittlung und Veran-
staltungsformate zu überarbeiten.

Ein weiterer interessanter Themen-
schwerpunkt, der sich aus den Lehrver-
anstaltungen ergeben hat, ist die Unter-
suchung der Kriterien der Leichten
Sprache aus sprachwissenschaftlicher
Sicht. Bei kunsthistorischen Inhalten
sind Rhetorik und Poetik von Bedeu-
tung, die bei einer Übersetzung in Leich-
te Sprache verloren gehen können. Hier
ist es zu untersuchen, wie sich Sprache
durch eine Vereinfachung verändern

kann und wie dies aus sprachgeschicht-
licher Sicht beleuchtet werden kann.
Die Kriterien der Leichten Sprache sto-
ßen oft auf Widerstand und es wäre zu
untersuchen, wie eine langfristige Ent-
wicklung von Sprache durch den Ein-
fluss dieser Kriterien aussehen kann und
wie diese verändert werden können.

Festzuhalten bleibt, dass Menschen
mit Lernschwierigkeiten aufgrund der
Leichten Sprache die Möglichkeit ha-
ben, an für sie sonst nur schwer oder gar
unzugängliche Informationen zu gelan-
gen. Dass ihnen somit das Recht auf
Selbstbestimmung und Teilhabe am Le-
ben in der Gesellschaft gegeben wird, be-
darf keiner empirischen Legitimierung.
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Tab. 1: Exemplarische Übersetzung einer Texttafel in Leichte Sprache

Original      Version in Leichter Sprache

>  Hans Baluschek 

(1870–1935)

>  Zur Grube, 1914, 

Öl auf Leinwand, 

94 x 134 cm,

Kunstdeputation 

Charlottenburg

>  Baluschek, 

Gründungsmitglied der Berliner 

Secession,verdichtet in diesem 

Gemälde, was in vielen seiner 

Werke aufscheint: die ambiva-

lente Faszination des modernen 

Industriezeitalters, die Entbeh-

rungen der Arbeiterschicht und 

den Sieg der Industrie über 

Menschenhandwerk. 

>  Der Magistrat von Charlotten-

burg würdigte mit diesem 

Ankauf den kritischen und 

expressiven Realismus eines 

unbequemen Malers, der zwei 

Jahre vor seinem Tod als ein von 

den Nationalsozialisten Ver-

femter von allen Ämtern 

zurücktrat.

Hans Baluschek – Zur Grube

Der Maler Hans Baluschek lebte von 1870 bis 1935.

Das war vor über 100 Jahren.

Er hat das Bild mit Öl-Farbe auf Stoff gemalt.

Der Name von dem Bild ist:
Zur Grube

Der Bild-Name beschreibt den Gang der Gruben-Arbeiter.

Sie gehen zur Arbeit im Kohle-Bergbau.

Der Maler Hans Baluschek gründete mit anderen Malern und 
Malerinnen eine Gruppe.

Diese Gruppe heißt: 
Secession.

Informationen zu Secession fi nden Sie im Info-Heft in Leichter Sprache.

Das Bild zeigt ein Beispiel aus dem Modernen Industrie-Zeit-Alter.

Moderne Industrie-Zeit-Alter meint eine frühere Zeit.

Damals gab es weniger Maschinen.

Viele Menschen haben körperlich schwerer gearbeitet.

Maschinen machen die Arbeit von Menschen leichter.

Damals waren Dampf-Maschinen und Eisenbahnen neu.

Die Eisenbahn machte das Reisen leichter.

Es gab aber auch schlechte Sachen.

Die Arbeiter und Arbeiterinnen bekamen wenig Geld.

Sie mussten sehr lange arbeiten.

Die Stadt-Verwaltung von Charlottenburg kaufte das Bild.

Sie wollte Hans Baluschek ehren.

Besonders an ihm ist sein Mut und seine Art zu malen.

Seine Art zu malen heißt Realismus.

Informationen zum Realismus fi nden Sie im Info-Heft.
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Anzeige

förderpreis
des Berufs – und Fachverbandes Heilpädagogik (BHP) e.V.

Der Berufs- und Fachverband Heilpädagogik (BHP) e.V. verleiht im Jahr 2014 
erstmalig einen 

Förderpreis für herausragende Abschlussarbeiten 
heilpädagogischer Ausbildungs- und Studiengänge. 

Der Preis ist mit einer Veröffentlichung der ausgewählten Arbeiten im BHP 
Verlag und einer Einladung zur Bundesfachtagung des BHP dotiert. 

Bewerbungen sind ab sofort möglich! 
Die Frist dazu endet am 31.12.2013 (Eingangsstempel). 

Ausführliche Informationen: 
• http://www.archiv-heilpaedagogik.de - Förderpreise/Stipendien 
• Bundesgeschäftsstelle des BHP / Herr Wolfgang van Gulijk,

Tel. 030-40605060. 
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Diskriminierungen im Bildungsbereich
und im Arbeitsleben sind weit verbreitet 

Diskriminierungen im Bildungsbe-
reich und Benachteiligungen im

Arbeitsleben sind in Deutschland weit
verbreitet und wirken sich negativ auf
den Bildungserfolg, die Leistungsfähig-
keit und Arbeitsmotivation der Betrof-
fenen aus. Zudem mangelt es an unab-
hängigen Hilfe- und Beratungsangebo-
ten, an die sich Opfer von Diskriminie-
rungen wenden können. Das sind die
zentralen Erkenntnisse des zweiten
gemeinsamen Berichts der Antidiskri-
minierungsstelle des Bundes (ADS)
und der weiteren zuständigen Beauf-
tragten der Bundesregierung an den
Deutschen Bundestag.

Dem Bericht zufolge fühlt sich jede(r)
vierte Schüler(in) oder Studierende mit
Migrationshintergrund im Bildungsbe-
reich diskriminiert; sechs Prozent der
Befragten mit einer anerkannten Behin-
derung gaben an, eine Benachteiligung
in Schule oder Hochschule erlebt zu
haben. Schülerinnen und Schüler wer-
den aufgrund ihres türkischen oder ara-
bischen Hintergrunds oft beschimpft;
homosexuellen Schülerinnen und Schü-
lern wird durch Schulhofbeleidigungen
häufig jedwedes Selbstwertgefühl ge-
nommen. Die Antidiskriminierungsstelle
des Bundes fordert deshalb unabhängige
Beratungs- und Beschwerdestellen für
Schulen und Hochschulen, die Betrof-
fenen rasche und niederschwellige Hilfe
anbieten.

Beim Zugang zur Arbeit und im
Arbeitsleben selbst klagen Betroffene
oft über Benachteiligungen aus Grün-
den des Geschlechts oder des Alters,
über Nicht-Anerkennung im Ausland
erworbener Qualifikationen oder über
Vorbehalte gegenüber Menschen mit
Behinderung. Auch negative Einstellung
gegenüber Menschen nichtdeutscher
Herkunft hindert viele Betroffene da-
ran, einen adäquaten Beruf zu finden.
Arbeitgebende glauben häufig, die oben
genannten Personen passten nicht in
den Betrieb. Gerade auf dem Arbeits-
markt wird deutlich, dass Unternehmen
von Vielfalt profitieren können, wenn
sie nur auf die Qualifikation eines Men-
schen schauen. Transparenz, Diversity-
und Antidiskriminierungsstrategien müs-
sen das Ziel eines jeden Unternehmens
sein, wenn es nicht Gefahr laufen will,
das Potenzial wertvoller, gut qualifizier-
ter Arbeitskräfte zu verlieren. Auf dem
Weg zu weniger Benachteiligung for-
dert die Antidiskriminierungsstelle des
Bundes deshalb die Einführung inno-
vativer Personalrekrutierungsverfahren
und die bestehenden Beschwerdestellen
in Unternehmen zu stärken und be-
kannter zu machen.

Weitere Informationen:

Der Bericht kann hier heruntergeladen
werden:

www.antidiskriminierungsstelle.de
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Studie zu Menschen mit geistiger
Behinderung auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt  

Für Menschen mit geistiger Behinde-
rung ist ein sozialversicherungspflich-

tiges Beschäftigungsverhältnis auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt bislang eine
Ausnahme. Dementsprechend dürftig ist
auch die Datenlage bezüglich der Nach-
haltigkeit der Arbeitsverhältnisse und
der Lebenssituation dieser Arbeitneh-
mer(innen). Diesen Fragen widmet sich
ein wissenschaftliches Projekt des Lehr-
stuhls für Sonderpädagogik IV – Pädago-
gik bei geistiger Behinderung der Julius-
Maximilians-Universität Würzburg. 

Ziel des Projekts ist es, die Lebenssi-
tuation und -qualität von Menschen mit
geistiger Behinderung zu erheben, die
sozialversicherungspflichtig in Betrie-
ben des allgemeinen Arbeitsmarktes
beschäftigt sind. Es handelt sich um ein
überregionales Projekt, das Arbeitneh-
mer(innen) aus Baden-Württemberg,
Bayern, Hessen und Thüringen berück-
sichtigt. Konkret sollen dabei folgende
Dimensionen erfasst werden:



> Zufriedenheit mit der Arbeitssituation
> Soziale Integration im Betrieb
> Soziale Integration außerhalb des

Betriebs
> Situation in anderen Lebensberei-

chen (Wohnen, Freizeit)

Grundlage für diese Betrachtungs-
weise ist die These, dass für eine Nach-
haltigkeit des Erwerbsverhältnisses
letztlich auch die Lebensqualität der
Arbeitnehmer(innen) von Bedeutung
ist, wobei davon ausgegangen werden
kann, dass ein Beschäftigungsverhält-
nis auf dem ersten Arbeitsmarkt wie-
derum Auswirkungen auf die Lebens-
qualität betroffener Personen hat. Lei-
tend ist ein qualitativer Anspruch, der
die subjektive Wahrnehmung der Be-
troffenen möglichst ganzheitlich erfas-
sen will. Die Ergebnisse sollen auch
dazu beitragen, Unterstützungsbedarfe
und -erfolge aufzudecken. Ausgangs-
punkt ist dabei die Überlegung, dass
objektiv ähnlich erscheinende Arbeits-
und Lebensbedingungen hinsichtlich
des individuellen Wohlbefindens von

Seiten der Betroffenen subjektiv unter-
schiedlich bewertet werden können.
Darüber hinaus kann die Lebenszufrie-
denheit in den verschiedenen Berei-
chen unterschiedlich ausgeprägt sein. 

Neben der Erfassung rein soziode-
mografischer Angaben sollen vor allem
solche Methoden angewandt werden,
die einen fokussierten Blick auf die sub-
jektive Lebenswirklichkeit der Arbeit-
nehmer(innen) erlauben. Dabei kom-
men verschiedene Instrumente wie
standardisierte Fragebögen, leitfaden-
gestützte Interviews und Beobachtun-
gen zum Einsatz. Prinzipiell wird ein
partizipativer Forschungsansatz verfolgt.
Das bedeutet, dass neben den profes-
sionellen Akteuren (z.B. IFD-Fachbe-
rater), den Arbeitgebenden und dem
Kollegenkreis auch die Arbeitnehme-
r(innen) mit Behinderung als Exper-
t(inn)en in eigener Sache unmittelbar
in die Datenerhebung der sie betreffen-
den Fragen einbezogen werden. Dem
wird beispielsweise durch die Nutzung
Leichter Sprache in den entsprechen-

den Erhebungsinstrumenten Rechnung
getragen.

Das Projekt befindet sich in der Pha-
se der Datenerhebung. Die Gesamtlauf-
zeit beträgt drei Jahre, bis September
2015 wird die Veröffentlichung der
Ergebnisse in Form eines Forschungs-
berichts erwartet. Die Finanzierung
erfolgt über das Bundesministerium für
Arbeit und Soziales (BMAS) sowie das
Bayerische Staatsministerium für Arbeit
und Sozialordnung, Familie und Frau-
en (StMAS). 

Kontakt und weitere Informationen:

Projektleitung: Prof. Dr. Erhard Fischer

Kontakt: Tina Gebert, Christina Kießling 

Projekt MEGBAA – Menschen mit geistiger
Behinderung auf dem allgemeinen Arbeits-
markt, Lehrstuhl für Sonderpädagogik IV –
Pädagogik bei Geistiger Behinderung, Uni-
versität Würzburg, Wittelsbacherplatz 1,
97074 Würzburg

www.megbaa.uni-wuerzburg.de
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Lotsen und Lotsinnen für Menschen
mit Behinderung – ein Angebot auf
Augenhöhe 

Wegweiser im Dschungel der Para-
grafen, das und noch viel mehr

wollen sie sein. Aus eigener Erfahrung
wissen sie, wie wertvoll der Rat eines
Menschen sein kann, der sich in der
gleichen oder ähnlichen Lebenssituati-
on befindet – die Lotsen und Lotsinnen
für Menschen mit Behinderung.

Menschen mit einer Behinderung
oder einer chronischen Erkrankung
stehen bei der Gestaltung ihres Alltags
vor vielen Fragen, die über medizinische
Aspekte hinausgehen. Viele Betroffene
schließen sich deswegen einer Selbst-
hilfegruppe an. Ein Angebot über das
Selbsthilfenetz in Nordrhein-Westfalen
hinaus bieten seit zwei Jahren die Lot-
sen und Lotsinnen für Menschen mit
Behinderung. Über 90 Ehrenamtler(in-
nen) wurden seit 2010 zu Lotsen und
Lotsinnen ausgebildet und stehen seit-
dem für Fragen rund um das Leben mit
einer Behinderung oder chronischen
Erkrankung zur Verfügung. Im Gegen-
satz zu professioneller Beratung stehen
hier die emotionale Unterstützung und
Begleitung und das Hinweisen auf ent-
sprechende Anlaufstellen im Vorder-

grund. Jede Lotsin/jeder Lotse ist selbst
beeinträchtigt oder hat Angehörige mit
einer Behinderung oder chronischen
Erkrankung und kennt sich aus eigener
Erfahrung mit bestimmten Themen aus.
Zudem war jede Lotsin und jeder 
Lotse bereits vor der Ausbildung ehren-
amtlich aktiv. Die Lotsinnen und 
Lotsen kennen sich mit unterschiedli-
chen Unterstützungsangeboten, Rechts-
ansprüchen und verschiedenen Behin-
derungs- und Erkrankungsformen aus.
Im Vordergrund steht nicht ein bestimm-
tes Thema, sondern die Übersicht und
Vernetzung mit den Angeboten in der
jeweiligen Region.

Die Lotsen/Lotsinnen arbeiten nach
dem Prinzip des Peer Support, das be-
deutet, Menschen in ähnlicher Lebens-
situation unterstützen sich gegenseitig.
Das Ministerium für Arbeit, Integration
und Soziales NRW möchte dieses
Unterstützungsnetz ausbauen und för-
dert seit 2010 das Projekt „Hilfe zur
Selbsthilfe vor Ort – Lotse/Lotsin für
Menschen mit Behinderung“. Während
der einjährigen kostenlosen Ausbil-
dungsphase erhalten die angehenden

Lotsen/Lotsinnen grundlegende Kennt-
nisse zum Sozialrecht, zur Vernetzung
und zur Öffentlichkeitsarbeit.

Das Angebot ist kostenlos und nie-
derschwellig, das heißt, jede/r kann über
die Internetseite mit einem Lotsen bzw.
einer Lotsin seiner/ihrer Wahl in Kon-
takt treten. Die Lotsen/Lotsinnen sind
nach Regionen gelistet, sodass es mög-
lich ist, eine Lotsin/einen Lotsen in der
Nähe des Wohnortes zu suchen. Bei der
Auswahl kann aber auch die die Ähn-
lichkeit der Lebenssituation eine Rolle
spielen. Für viele Ratsuchende ist es
eine ganz neue Erfahrung, jemanden
mit einer ähnlichen Beeinträchtigung
oder Lebenssituation kennenzulernen
und sich auszutauschen. Dies entlastet
und sorgt oft für neue Perspektiven.
Viele Menschen trauen sich mit der
Unterstützung durch eine Lotsin/einen
Lotsen zu, für ihre Rechte einzutreten. 

Kontakt und weitere Informationen:

MOBILE – Selbstbestimmtes Leben 
Behinderter e. V., Roseggerstraße 36, 
44137 Dortmund, Tel.: (0 23 1) 9 12 83 75
Zentrum für selbstbestimmtes Leben Köln,
Pohlmanstr. 13, 50735 Köln, 
Tel.: (0 22 1) 277 17 03

www.lotsen-nrw.de
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Neues Statistik-Portal zur 
beruflichen Teilhabe 

Unter www.rehadat-statistik.de ist
das neueste Portal des REHADAT-

Informationssystems online gegangen.
Das Portal informiert über Statistiken
und empirische Untersuchungen, die
einen Bezug zur beruflichen Teilhabe
von Menschen mit Behinderung haben.

Neben allgemeinen Zahlen zu Be-
hinderung und Erkrankung bietet das
Portal Links auf Statistiken zur Bil-
dung, Ausbildung, beruflichen Teilha-
be, Leistungen der Rehaträger und Bar-
rierefreiheit. Zu jeder Statistik gibt es

Erläuterungen und eine Zusammenfas-
sung der wichtigsten Aussagen. 

Das Portal beantwortet beispielsweise
diese Fragen:

> Wie viel Menschen mit einer aner-
kannten Behinderung leben in
Deutschland?

> Wie viel schwerbehinderte Menschen
sind gehörlos?

> Wie viel schwerbehinderte Menschen
befinden sich in einer betrieblichen
Ausbildung?

> In welchen Arbeitsbereichen sind
behinderte Menschen beschäftigt?

> Wie hoch sind die Ausgaben für Leis-
tungen zur beruflichen Teilhabe?

> Wie viel Weiterbildungseinrichtungen
sind barrierefrei?

REHADAT ist ein Projekt des Insti-
tuts der deutschen Wirtschaft Köln und
wird gefördert vom Bundesministerium
für Arbeit und Soziales. 

Kontakt und weitere Informationen:

REHADAT Informationssystem 
zur beruflichen Rehabilitation

Institut der deutschen Wirtschaft Köln

brockhagen@iwkoeln.de

www.rehadat.de

@
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Förderpreis „Leben pur“ 2014: Alternde
Menschen mit Komplexer Behinderung 

Das Wissenschafts- und Kompetenz-
zentrum der Stiftung Leben pur

schreibt den Förderpreis „Leben pur“
aus. Der Förderpreis ist mit 3000 €
dotiert und wird am 21. März 2014 in
München vergeben.

Ausgezeichnet werden Konzepte,
innovative und anwendungsorientierte

Arbeiten aus der Praxis, Praxisberichte
über neue Projekte und herausragende
wissenschaftliche Arbeiten zum Thema
„Alternde Menschen mit Komplexer
Behinderungen“. Alle Eltern, Fachkräf-
te, Studierende und Wissenschaftle-
r(innen) sind aufgefordert, ihre neuen
Konzepte, Projekte, Ideen oder Ab-
handlungen zum Thema einzusenden.

Die Bewerbung ist nicht an eine
bestimmte Fachdisziplin gebunden. Über
die Preisvergabe entscheidet eine inter-
disziplinäre Jury. Einsendeschluss der
Arbeiten ist der 30. November 2013
(Poststempel). 

Weitere Informationen:

Die Ausschreibungsbedingungen können
Sie hier einsehen:

www.stiftung-leben-pur.de/navigation-
links/wissensaustausch/foerderpreis.html

@
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Fußball wird zum inklusiven Erlebnis –
Neuer Online-Reiseführer „Barrierefrei
ins Stadion“

Ab sofort wird es für Menschen mit
Behinderung viel einfacher, ihren

Lieblingsklub zum Auswärtsspiel zu
begleiten: Der Bundesliga-Reiseführer
„Barrierefrei ins Stadion“ der Bundesli-
ga-Stiftung bietet alle wichtigen Infor-
mationen beispielsweise für Rollstuhl-
fahrer oder Sehbehinderte. Wo sind die
richtigen Eingänge zum Stadion? Wo
finden sich geeignete Toiletten? Wer ist
bei welchem Verein für die Betreuung
von Fans mit Behinderung zuständig?
Diese und viele andere Fragen werden
auf der neuen Internetseite www.barrie-
refrei-ins-stadion.de beantwortet.

Die Stadien sollen ein öffentlicher
Treffpunkt von Menschen mit und ohne
Behinderung sein. Dazu unterstützt die
Aktion Mensch mit ihrem Wissen rund
um das Thema Barrierefreiheit die Bun-
desliga-Stiftung. Diese hat sich zum
Ziel gesetzt, die soziale Verantwortung
des Profi-Fußballs mit Leben zu erfül-
len und fördert unter anderem die
Mobilität und Selbstbestimmung von
Menschen mit Behinderung.

Schließlich ist „Barrierefrei ins Sta-
dion“ auch eine interessante Informati-
onsquelle für Fans ohne Behinderung,

mit vielen Informationen zu den Klubs,
zu Tickets oder Anreise. Auf der Inter-
netseite können auch Kurzversionen
als PDF oder für das Smartphone he-
runtergeladen werden.

Weitere Informationen:

www.barrierefrei-ins-stadion.de

i
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Auseinandersetzungen zur inklusi-
ven Schule werden sich in den

nächsten Jahren angesichts realer Ent-
wicklungen überprüfen lassen. Damit
diese Evaluation weithin positiv aus-
fällt, werden an vielen Stellen Voraus-
setzungen guten Gelingens geschaffen
werden müssen. Dazu kann der hier
vorliegende Tagungsband einige kon-
krete Angebote vorhalten. Die Beiträge
basieren auf Vorträgen auf der Tagung
„Gemeinsam besser lernen“ im Okto-
ber 2011 in Weinheim mit Forschungs-
ergebnissen und Fachdiskussionen zur
Schulentwicklung einerseits sowie
schul- und unterrichtsbezogenen Pra-
xisbeiträgen andererseits, jeweils über-
wiegend unter Einbezug von Schüle-
r(inne)n mit dem Förderschwerpunkt
Geistige Entwicklung. 

Zu ersteren zählen ein Beitrag zur
Frage, wie mit Verschiedenheit der
Lernniveaus umzugehen ist angesichts
bisheriger Homogenitätserwartungen,
aber auch die Vorstellung von For-
schungsstudien. Das Forschungspro-
jekt zur inklusiven Entwicklung von

Schulen für alle (FINESA) der PH Hei-
delberg ist als Vernetzungsangebot für
Schulen der Region gedacht, die sich
auf den Weg zur inklusiven Schule ge-
macht haben. Ein anderes Forschungs-
projekt legt erste Ergebnisse zu Einstel-
lungen allgemeinbildender Schulen zur
Inklusion als einem zentralem Gelin-
gensfaktor vor. Ein weiteres Forschungs-
projekt untersucht die soziale Integra-
tion in heterogenen Klassen als einen
weiteren zentralen Gelingensfaktor für
die zu erwartende bessere Förderung
bei kognitiven Unterrichtsinhalten, was
vor allem von den Eltern erhofft wird:
soziale Integration als zentrale Bedin-
gungen für den Erfolg gemeinsamen
Lernens. Probleme der sozialen Distanz
und Stigmatisierung werden dabei nicht
ausgespart, insbesondere wenn man
Schwerpunktklassen vermeiden will
und eine gleichmäßige Verteilung von
ein bis zwei Schülern mit sonderpäda-
gogischem Unterstützungsbedarf auf
inklusive Klassen präferiert. Dies erfor-
dert ein aktives Angehen dieses Aspek-
tes vonseiten der Lehrkräfte.

Die Praxisbeiträge beginnen mit der
Auswertung positiver Erfahrungen aus
dem gemeinsamen Unterricht in Außen-
klassen in Baden-Württemberg durch
Vertreter der Schulverwaltung und be-
gegnen damit dem Eindruck, integra-
tive bzw. kooperative Praxis sei ein
Angebot ohne hinreichende Validität
gewesen. Gelungene Beteiligung von
Kindern im Förderschwerpunkt Geisti-
ge Entwicklung am gemeinsamen Ler-
nen thematisieren Praxisbeispiele aus
Kunst- und Geschichtsunterricht sowie
im Unterricht mit Hochbegabten. Den
Aspekt des individuellen Lernens erör-
tert auch ein Beitrag zu Lese-Recht-
schreib-Störungen. Ein abschließender
Beitrag aus Elternsicht äußert den
Wunsch nach Kooperation mit den
Lehrpersonen auf Augenhöhe. 

Der Sammelband spricht mit seiner
ideologiefreien Aufarbeitung strittiger
Aspekte und seinen erfahrungsbezoge-
nen Angeboten für Schulwissenschaft
und Schulpraxis alle an der schulischen
Inklusion Beteiligten und Interessierten
an. Positiv hervorzuheben ist die gelun-
gene Kooperation bei den meisten Bei-
trägen zwischen Lehrenden der allge-
meinen Schulpädagogik und der Son-
derpädagogik der PH Heidelberg sowie
allgemeinen und sonderpädagogischen
Lehrkräften angesichts des Verantwor-
tungsprimats der allgemeinen Schule.

Prof. em. Dr. Heinz Mühl
Universität Oldenburg,Institut für

Sonder- und Rehabilitationspädagogik,
Pädagogik bei Beeinträchtigungen der

geistigen Entwicklung
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Vanessa Kubek

Humanität beruflicher Teilhabe 
im Zeichen der Inklusion 
Kriterien für die Qualität der Beschäftigung von Menschen
mit Behinderungen 

2012. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften. 313 Seiten. 39,95 Euro. ISBN 978-3-531-19265-9

Bislang haben sich nur wenige wis-
senschaftliche Arbeiten mit der persön-
lichkeitsfördernden Ausgestaltung von
Arbeitsangeboten für Menschen mit
Behinderung beschäftigt – und dies aus-
schließlich im Werkstattkontext. Wel-
che Arbeit ist „gut“ für Menschen mit
Behinderung? Um sich dieser Frage zu
nähern, bedient sich Vanessa Kubek
arbeitswissenschaftlicher Erkenntnisse
zur „Humanen Arbeit“ und unternimmt
den Versuch, das vorhandene Leitbild
um den Aspekt der Inklusion zu erwei-
tern in Richtung eines Leitbilds „Hu-
mane berufliche Teilhabe“ und dieses
zu operationalisieren.

Kubek nimmt eine Fokussierung auf
die Zielgruppe der „potentiell Werk-
statt-Beschäftigten“ vor (Kap. 1). Nach
Kubeks Definition handelt es sich da-
bei um Personen, welche einen Anspruch

Aie aktuelle Debatte zur Teilhabe am
Arbeitsleben von Menschen mit

Behinderung wird stark polarisiert ge-
führt. Werkstätten für behinderte Men-
schen (WfbM) sind dabei meist negativ
behaftet und stehen unter Druck, sich
stetig weiterzuentwickeln. Hingegen
fordert und fördert die Politik verstärkt
Übergänge auf den allgemeinen Arbeits-

markt. Scheinbar ohne zu hinterfragen,
wird die Arbeit auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt zum Nonplusultra aller
Rehabilitationsziele erhoben. Ein zen-
traler Aspekt wird in der Diskussion
jedoch unzureichend betrachtet: die
Frage nach der Qualität der beruflichen
Teilhabe.

Theo Klauß, Karin Terfloth (Hg.)

Besser gemeinsam lernen! 
Inklusive Schulentwicklung
2013. Heidelberg: Universitätsverlag Winter (Edition S). 224 Seiten. 19,– €. ISBN 978-3-8253-8344
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auf einen Werkstattplatz nachweisen
können und derzeit einer Tätigkeit in
einer WfbM, auf einem Außenarbeits-
platz oder im Rahmen des „Budget für
Arbeit“ auf dem allgemeinen Arbeits-
markt nachgehen. Sie konstatiert, dass
ein Vergleich zwischen diesen verschie-
denen Teilhabeformen bislang nicht
möglich war. Durch die Entwicklung
eines Leitbildes „Humane berufliche
Teilhabe“ und der Operationalisierung
mit Hilfe eines Kriterienkatalogs ver-
steht sich die Dissertation von Kubek
somit als Vorarbeit zur Entwicklung
eines Erhebungsinstrumentariums, wel-
ches einen Vergleich der verschiedenen
beruflichen Teilhabeformen ermögli-
chen würde.

Die Forschungsfrage, welche die
gesamte Arbeit durchzieht, lautet somit:
Anhand welcher Kriterien kann die
Humanität berufliche Teilhabe analy-
siert werden? Dazu verschafft sich
Kubek zunächst einen Überblick zur
beruflichen Teilhabe von Menschen mit
Behinderung (Kap. 3). Neben einem
historischen Abriss zur beruflichen Ein-
gliederung von Menschen mit Behinde-
rung, werden u. a. verschiedene Formen
der beruflichen Teilhabe von Menschen
mit Behinderung kurz dargestellt. 

In den Kapiteln 4 und 6 trägt Kubek
verschiedene Aspekte zusammen, wel-
che für ein Leitbild „Humane berufli-
che Teilhabe“ von zentraler Bedeutung
sind. Neben dem Paradigmenwechsel
in der Behindertenhilfe im Zuge der
UN-Behindertenrechtskonvention (ge-
setzlicher Bezugsrahmen, Kap. 4), wer-
den dabei Leitlinien zur Zukunft der
Eingliederungshilfe (normativer Bezugs-
rahmen, Kap. 4) aufgezeigt. Ein ausge-
wählter theoretischer Bezugsrahmen,
welcher auf weitreichenden arbeitswis-
senschaftlichen Erkenntnissen aufbaut,
bildet dabei das Kernstück der wissen-
schaftlichen Exploration (Kap.6). 

Des Weiteren analysiert Kubek Ent-
wicklungstrends auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt für Menschen mit Behin-
derung (Kap. 5). So stellt sie sich u. a.
die Frage, ob eine Beschäftigung auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt automa-
tisch auch ein Garant für eine inklusive
Teilhabe ist. Kubek stellt fest, dass ins-
besondere Menschen mit Behinderung
hohen Exklusionsrisiken auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt ausgesetzt sein
und somit der allgemeine Arbeitsmarkt
per se nicht als „inklusiv“ oder „gut“
bezeichnet werden könne. Für eine Be-
urteilung sei vielmehr die differenzierte
Auseinandersetzung mit der „Humani-
tät“ des jeweiligen Arbeitsplatzes ent-
scheidend.

Die Leitbildentwicklung und die Ope-
rationalisierung des Leitbildes „Huma-
ne berufliche Teilhabe“ (Kap. 7–9) bil-
den den inhaltlichen Schwerpunkt der
Dissertation. Auf der Basis normativer,
arbeitswissenschaftlicher und rechtli-
cher Anforderungen werden das Leit-
bild „Humane berufliche Teilhabe“ ent-
wickelt und geeignete Analyse- und
Bewertungskriterien abgeleitet. Diese
Kriterien, welche kontextübergreifend
anwendbar seien (geschützter Arbeits-
markt, allgemeiner Arbeitsmarkt), sol-
len eine spätere Vergleichbarkeit unter-
schiedlicher beruflicher Teilhabesysteme
ermöglichen. In einem nächsten Schritt
werden schließlich das Leitbild und die
sich daraus ergebenden Analysekrite-
rien durch Expert(inn)en aus dem
Bereich der beruflichen Rehabilitation
überprüft und ergänzt. Neben sonder-
pädagogischem Fachpersonal aus
WfbM werden dafür auch Menschen
mit Behinderung selbst – „potenziell
Werkstattbeschäftigte“ aus unterschied-
lichen beruflichen Teilhabesystemen –
in die Untersuchung mit einbezogen.
Das Forschungsdesign dazu wird von
der Autorin ausführlich dargestellt
(Kap. 7–9).

In Kapitel 10 werden schließlich alle
relevanten Kriterien für die Entwick-
lung eines Erhebungsinstrumentariums
zur „Humanen beruflichen Teilhabe“
zusammengeführt. Kubek bestimmt fer-
ner Faktoren, welche die humane
berufliche Teilhabe fördern. Außerdem
zeigt sie auf, welche Auswirkungen eine
humane Arbeitsplatzgestaltung auf das
Individuum und die Organisation habe.
Insgesamt kommt Kubek zu dem
Schluss, dass alle Elemente ihres Leit-
bildes durch die empirische Erhebung

in ihrer Bedeutung bestätigt werden
konnten.

Nach der Entwicklung eines Leitbil-
des und der Erstellung eines Kriterien-
katalogs zur „Humanen beruflichen
Teilhabe“ beschreibt Kubek verschiede-
ne Szenarien für den Einsatz eines Ana-
lyse- und Messinstruments „Humane
berufliche Teilhabe – HuberT“ (Kap.
11). Neben Verbesserungen im Betrieb
wird ein Nutzen insbesondere darin
gesehen, verschiedene berufliche Teil-
habeformen miteinander vergleichen
zu können.

In ihrem Forschungsbericht erweitert
Kubek das Leitbild „Humane Arbeit“
um eine weitere gesellschaftliche Di-
mension hin zum Leitbild „Humane
berufliche Teilhabe“ und ermöglicht
somit eine neue Definition von „guter“
Arbeit, welche auch Menschen mit Be-
hinderung mit einbezieht. Insbesondere
die konsequente Erhebung der Exper-
tenmeinung (Fachpraxis, Menschen
mit Behinderung) im Zuge der Leitbild-
entwicklung und Operationalisierung
ist dabei hervorzuheben. Insgesamt bil-
det Kubek eine solide Grundlage zur
Entwicklung eines Erhebungsinstru-
mentariums zur Qualität beruflicher
Teilhabe, welches insbesondere für die
Fachpraxis von zentraler Bedeutung
sein könnte. Der Forschungsbericht ist
insbesondere all denjenigen empfohlen,
welche sich wissenschaftlich mit Fra-
gen zur Qualität der beruflichen Teil-
habe von Menschen mit Behinderung
auseinandersetzen.

Andrea Hennig
Referentin für Arbeit, 

Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V.
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Anzeige

| Erhard Fischer, Manuela Heger, Désirée Laubenstein (Hrsg.)

Perspektiven berufl icher Teilhabe
Konzepte zur Integration und Inklusion von 
Menschen mit geistiger Behinderung

Berufl iche Teilhabe bedeutet heute neben der WfbM auch Außenarbeitsplätze, ausgelagerte 
Abteilungen, Integrationsbetriebe oder sozialversicherungspfl ichtige Plätze auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt. Praxiserfahrene Fachleute erörtern, wie diese Übergänge gemanagt werden 
können, von welchen Orten aus sie möglich sind, welche inhaltlichen und konzeptionellen 
Anforderungen an eine Vorbereitung, Unterstützung und Begleitung dieser Übergangspro-
zesse nötig erscheinen und wie auch Frauen mit Behinderungen einbezogen werden können.    
Kooperation mit dem ATHENA Verlag Oberhausen.

Aus dem Lebenshilfe-Verlag

1. Aufl age 2011, 14 x 21 cm, brosch., 184 Seiten, 

ISBN: 978-3-89896-427-2; im Buchhandel 19,50 Euro [D]; 

34.– sFr.; Bestellnummer LFK 048

Sonderpreis für Lebenshilfe-Mitglieder: 17,50 Euro [D]

Bestellungen an:
E-Mail: vertrieb@lebenshilfe.de
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Arbeitsgruppe Fachtagungen Jugendhilfe (Hg.)

Mehr Inklusion wagen?! 
2013. Berlin: Deutsches Institut für Urbanistik.
145 Seiten. 19,00 €

Archiv für Wissenschaft und Praxis der sozialen
Arbeit

Inklusion in der Diskussion 
2013/Heft 3. Berlin: Deutscher Verein für öffent-
liche und private Fürsorge e. V. 96 Seiten. 14,50 €

Berkemeyer, Nils u. a.

Chancenspiegel 2013
Zur Chancengerechtigkeit und Leistungsfähig-
keit der deutschen Schulsysteme
2013. Jena: Bertelsmann Stiftung. 260 Seiten.
22,00 €

Burtscher, Reinhard u. a.

Zugänge zu Inklusion
Erwachsenenbildung, Behindertenpädagogik
und Soziologie im Dialog
2013. Bielefeld: W. Bertelsmann Verlag. 
291 Seiten. 37,90 € 

Castro Varela, Mariá do Mar

Ist Integration nötig?
Eine Streitschrift
2013. Freiburg: Lambertus. 56 Seiten. 7,50 €

Dederich, Markus

Philosophie in der Heil- und 
Sonderpädagogik
2013. Stuttgart: Kohlhammer. 284 Seiten. 34,90 €

Grampp, Gerd; Jackstell, Susanne; Wöbke, Nils

Teilhabe, Teilhabemanagement 
und die ICF
2013. Köln: Balance. 237 Seiten. 34,95 €

Graßhoff, Gunther (Hg.)

Adressaten, Nutzer, Agency
Akteursbezogene Forschungsperspektiven in der
Sozialen Arbeit
2013. Wiesbaden: Springer VS. 346 Seiten. 44,95 €

Greving, Heinrich; Ondracek, Petr

Beratung in der Heilpädagogik
Grundlagen – Methodik – Praxis
2013. Stuttgart: Kohlhammer. 207 Seiten. 27,90 €

Greving, Heinrich; Schäper, Sabine

Heilpädagogische Konzepte 
und Methoden
Orientierungswissen für die Praxis
2013. Stuttgart: Kohlhammer. 209 Seiten. 29,90 €

Haas, Dorothea; Mohnike, Klaus; 
Robbin, Petra (Hg.)

Das SLO-Syndrom
Ein Ratgeber für Eltern und Ärzte
2013. Frankfurt a. M.: Mabuse. 113 Seiten. 16,90 €

Hoffmann, Thomas

Wille und Entwicklung
Problemfelder – Konzepte – 
Pädagogisch-psychologische Perspektiven
2013. Wiesbaden: Springer VS. 434 Seiten. 49,99 €

­
Kamp, Karl; Schroeder, Klaus; Hopmann, Benedikt

„Wir sind keine Schnäppchen“
Auch Beschäftigte in sozialen Diensten brauchen
Tarifverträge
2013. Hamburg: VSA:Verlag. 94 Seiten. 9,00 €

Kinne, Tanja; Theunissen, Georg

Erlebnispädagogik in der 
Behindertenhilfe
Konzepte für die schulische und außerschulische
Praxis
2013. Stuttgart: Kohlhammer. 167 Seiten. 26,90 €

Langer, Andreas

Persönlich vor ambulant 
und stationär
Über Personen im System sozialer Dienst-
leistungen am Beispiel des Persönlichen 
Budgets in Deutschland
2013. Wiesbaden: Springer VS. 246 Seiten. 34,99 €

Maelicke, Bernd u. a.

Innovation und Systementwicklung
in der Frühförderung
Neue Fachlichkeit – Neue Finanzierung – 
Neue Allianzen
2013. Wiesbaden: Springer VS. 209 Seiten. 34,99 €

Michell-Auli, Peter; Kremer-Preiß, Ursula

Quartiersentwicklung
KDA-Ansatz und kommunale Praxis
2013. Köln: Kuratorium Deutsche Altershilfe.
125 Seiten. 19,80 €

Pollmächer, Angelika; Holthaus, Hanni

Wenn Menschen mit geistiger 
Behinderung älter werden 
2013. München: Reinhardt. 149 Seiten. 19,90 €

Reich, Kerstin

Inklusion und Bildungsgerechtigkeit 
Standards und Regeln zur Umsetzung einer
inklusiven Schule
2012. Weinheim: Beltz. 240 Seiten. 19,95 €

Sarimski, Klaus; Hintermair, Manfred; 
Lang, Markus

Familienorientierte Frühförderung
von Kindern mit Behinderung 
2013. München: Reinhardt. 156 Seiten. 24,90 €

Selle, Klaus

Über Bürgerbeteiligung hinaus: 
Stadtentwicklung als 
Gemeinschaftsaufgabe? 
Analysen und Konzepte
2013. Detmold: Dorothea Rohn. 526 Seiten.
38,00 €

Schür, Stephanie

Umgang mit Vielfalt 
Integrative und Inklusive Pädagogik, 
Interkulturelle Pädagogik und Diversity
Management im Vergleich
2013. Bad Heilbrunn: Klinkhardt. 201 Seiten.
32,00 €

Sturm, Tanja

Lehrbuch Heterogenität in der Schule
2013. München: Reinhardt. 181 Seiten. 26,99 €

Wocken, Hans

Das Haus der inklusiven Schule
Baustellen – Baupläne – Bausteine
2013. Hamburg: Feldhaus. 256 Seiten. 24,80 €

Wüllenweber, Ernst

„Aber so richtig behindert, wie die
hier so tun, bin ich nicht, ich bin
eigentlich normal“
Chancen und Probleme von lernbehinderten
und sozial benachteiligten jungen Erwachsenen
im Rahmen von WfbM 
Forschungsergebnisse und konzeptionelle 
Vorschläge
2012. Berlin: ifbfb. 298 Seiten. 25,00 € 
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22. – 24. November 2013, Berlin  

Schnittstelle Heilpädagogik – 
Professionalität@Inklusion
47. Bundesfachtagung des Berufs- und Fach-
verbandes Heilpädagogik, g-baum@unitybox.de,
www.bhponline.de/html/1600-aktuelles.php

23. November 2013, Berlin 

Inklusiver Fachunterricht in der
Sekundarstufe – Fachdidaktik & 
Sonderpädagogik im Dialog 
Symposium, Institut für Rehabilitationswissen-
schaften, Abteilung Geistigbehindertenpädagogik,
in Kooperation mit der Professional School of
Education, Humboldt-Universität zu Berlin,
www.reha.hu-berlin.de

29. November 2013, Frankfurt a. M. 

Qualität und Finanzierung von
Unterstützter Kommunikation 
Symposium, Bundesarbeitsgemeinschaft der
Beratungsstellen für Kommunikationshilfe
(BKOM) und Deutsche Vereinigung für 
Rehabilitation (DVfR), info@dvfr.de

29. – 30. November 2013, Bonn

Globales Engagement im Unterricht
mit Kindern mit Behinderung?
Haben wir nicht andere Probleme? 
Tagung von „Behinderung und Entwicklungszu-
sammenarbeit e. V.“ (bezev), inklusion@bezev.de,
www.bezev.de

4. Dezember 2013, Berlin

Legislatives Theater zum Thema:
Inklusion 
Forum Politik und Gesellschaft der Friedrich-
Ebert-Stiftung, www.fes.de

4. Dezember 2013, Bochum 

Gleichbehandlungsrecht und die
Behindertenrechtskonvention im
Sozialrecht 
Fortbildung, Deutsches Institut für 
Menschenrechte (DIMR) in Kooperation 
mit dem Deutschen Anwaltsinstitut (DAI), 
sozialrecht@anwaltsinstitut.de

4. Dezember 2013, Hamburg 

Sozialraumorientierung 
und Vernetzung: 
Bedingung inklusiver Bildung 
Behörde für Schule und Berufsbildung Hamburg,
www.hamburg.de/bsb/

5. Dezember 2013, Reutlingen 

Behindertenhilfe und Sozialraum –
Praktische Wege in das Gemeinwesen 
Fachtagung der LWV.Eingliederungshilfe GmbH,
www.lwv-eh.de/aktuelles

10. – 12. März 2014, Karlsruhe 

Reha-Wissenschaftliches 
Kolloquium: Arbeit – Gesundheit –
Rehabilitation 
Deutscher Kongress für Rehabilitationsforschung,
www.reha-kolloqium.de

21. – 22. März 2014, Dortmund 

Perspektiven des Alterns bei 
geistiger Behinderung 
Internationale Konferenz, Rehabilitation 
und Pädagogik bei geistiger Behinderung, 
TU Dortmund, www.zhb.tu-dortmund.de/
PerspektivenDesAlterns

27. – 28. März 2014, Siegen 

Inklusive Gemeinwesen planen –
Herausforderungen und Strategien
der Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention auf kommunaler
Ebene
Konferenz des Zentrums für Planung und Eva-
luation Sozialer Dienste (ZPE) der Universität
Siegen gemeinsam mit European Association of
Service Providers for Persons with Disabilities
(EASPD), www.uni-siegen.de/zpe

28. – 29. März 2014, München 

40 Jahre Frühförderung – 
40 Jahre Familienorientierung
Münchner Symposion Frühförderung 2014, Verei-
nigung für Interdisziplinäre Frühförderung e. V.,
LV Bayern, Verein Arbeitsstelle Frühförderung
Bayern e. V., paed@astffby.de
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